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Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

ERSTER TEIL 
Einleitende Vorschriften 

§ 1 

Persönliclier Geltungsbereidi 

Dieses Gesetz gilt für die ehemaligen Sol- 
daten der Streitkräfte der Bundesrepublik 
Deutschland und ihre Hinterbliebenen, soweit 
es im einzelnen nichts anderes bestimmt. 


ihres Dienstverhältnisses auf Kosten des Bun- 
des eine Ausbildung oder Weiterbildung für 
das spätere Berufsleben. 

(2) Die Ausbildung und Weiterbildung be- 
steht: 

1. in der Vermittlung eines allgemeinberuf- 
lichen Wissens In Bildungseinrichtungen 
der Streitkräfte, 

2. in einer zusätzlichen fachlichen Ausbil- 
dung oder Weiterbildung außerhalb der 
Streitkräfte in beruiflichen Bildungsein- 
richtungen, idie auch sonst diese Maßnah- 
men für die Wirtschaft oder den öffent- 
lichen Dienst durchführen. 


S 2 

Wehrdienstzeit 

Wehrdienstzeit nach diesem Gesetz ist die 
Zeit vom Tage des tatsächlichen Dienstein- 
tritts in die Streitkräfte bis zum Ablauf des 
Tages, an dem das Dienstverhältnis endet. 
Der Grundwehrdienst wird Jedoch mit seiner 
gesetzlich festgesetzten Dauer angerechnet. 

ZWEITER TEIL 

Berufsförderung und Dienstzeit- 
versorgung der Soldaten und ihrer 
Hinterbliebenen 

ABSCHNITT I 


(3) Die Art der Ausbildung und Weiter- 
bildung richtet sich nach der persönlichen 
Neigung und Eignung, ihr Umfang (§ 5) nach 
der Länge der Wehrdienstzeit. Das Nähere 
über Art, Umfang und Dauer der Ausbildung 
und Weiterbildung, Insbesondere über die auf 
den Bildungseinrichtungen der Streitkräfte 
abzulegenden Prüfungen und die Feststellung 
der für den Besuch von Bildungseinrichtungen 
außerhalb der Streitkräfte erforderlichen Eig- 
nung bestimmt die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung. 

(4) Das Recht auf Ausbildung oder Weiter- 
bildung entfällt, wenn das Dienstverhältnis 
der Soldaten auf Zeit (Absatz 1) aus ande- 
ren Gründen endet als wegen Ablaufs der 
Zeit, für die sie in das Dienstverhältnis be- 
rufen worden sind, oder wegen Dienstunfähig- 
keit. 


Berufsförderung und Dienstzeitversorgung 
der Soldaten auf Zeit 


§ 3 

Arten 

(1) Die Berufsförderung umfaßt die Aus- 
bildung und Weiterbildung für das spätere 
Berufsleben und die Eingliederung in das 
spätere Berufsleben. 

(2) Die Dienstzeltversorgung umfaßt 
Übergangsgebührnisse und Übergangsbeihilfe. 

Ausbildung und Weiterbildung für das 
spätere Berufsleben 


§4 


Allgemeines 


(1) Unteroffiziere und Mannschaften auf 
Zeit erhalten für die Zeit nach Beendigung 


§ 5 

Umfang 

(1) Die Ausbildung und Weiterbildung 
nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 wird frühestens vom 
Beginn des dritten Dienstjahres an während 
der Wehrdienstzeit gewährt. 

(2) Die Ausbildung und Weiterbildung 
nadi § 4 Abs. 2 Nr. 2 wird vor oder nach 
Beendigung der Wehrdienstzeit auf Antrag 
gewährt, wenn eine Wehrdienstzeit von min- 
destens vier Jahren geleistet worden ist. Sie 
umfaßt: 

1. bei einer Wehrdienstzelt von mindestens 
vier Jahren einen Zeitraum bis zu sechs 
Monaten, 

2. bei einer Wehrdienstzeit von mindestens 
acht Jahren einen Zeitraum bis zu einem 
Jahr und sechs Monaten, 



3. bei einer Wehrdienstzeit von mindestens 
zwölf Jahren einen Zeitraum bis zu zwei 
Jahren und sechs Monaten. 

(3) Der Bundesminister für Verteidigung 
kann als Ausnahme auf Antrag die Teilnahme 
an der Ausbildung und Weiterbildung nach 
Absatz 1 über die Beendigung des Dienstver- 
hältnisses hinaus und die Ausbildung und 
Weiterbildung nach Absatz 2 im Rahmen der 
bewilligten Ausbildungsart über die Zeiten 
hinaus verlängern, die nach der Beendigung 
des Dienstverhältnisses liegen. Die Verlänge- 
rung darf jedoch insgesamt ein Jahr nicht 
übersteigen. 

(4) Besteht nach dem Dritten Teil dieses 
Gesetzes auch ein Anspruch auf Arbelts- und 
Berufsförderung nach § 26 des Bundesversor- 
gungsgesetzes, so kann zwischen ihr und der 
Ausbildung und Weiterbildung nach § 4 
Abs. 2 Nr. 2 gewählt werden. 


Eingliederung in das spätere Berufsleben 


§6 

Allgemeines 

Soldaten auf Zeit, die Anspruch auf Dienst- 
zeitversorgung haben, wird die Eingliederung 
in das spätere Berufsleben erleichtert. Das 
Nähere wird durch Gesetz geregelt. Die §§ 7 
und 8 bleiben unberührt. 


§ 7 

Zulassungsschein 

(1) Unteroffiziere und Mannschaften auf 
Zeit, die Beamte oder Angestellte im öffent- 
lichen Dienst werden wollen und das fünf- 
unddreißigste Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, erhalten auf Antrag einen Zu- 
lassungsschein für den öffentlichen Dienst, 
wenn ihr Dienstverhältnis endet 

1. mit dem Ablauf einer Wehrdienstzelt 
von zwölf Jahren oder 

2. durch Entlassung wegen Dienstunfähig- 
keit infolge Wehrdienstbeschädigung, 
wenn sie mindestens vier Jahre Wehr- 
dienst geleistet haben und in das Dienst- 
verhältnis auf zwölf Jahre berufen wor- 
den sind. 

Der Zulassungsschein ist bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses zu erteilen. 

(2) Den Inhabern des Zulassungsscheins 
steht der Zugang zu den in § 8 Abs. 1 und 2 
genannten Stellen offen. Ein Anspruch auf 


Einstellung wird durch den Zulassungsschein 
nicht erworben. 


§ 8 

Stellenvorbehalt 

(1) Den Inhabern des Zulassungsscheins 
sind vorzubehalten 

1. von den planmäßigen Beamtenstellen der 
Dienststellen des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) mit 
mehr als zehntausend Einwohnern, sowie 
anderer Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts je 
fünfzehn vom Hundert des einfachen und 
des mittleren Dienstes und zwölf vom 
Hundert des gehobenen Dienstes, 

2. von den durch Angestellte zu besetzen- 
den Stellen der Dienststellen unter Num- 
mer 1 je zehn vom Hundert Innerhalb 
der tariflichen Vergütungsgruppen, die 
dem elnfadien, dem mittleren oder dem 
gehobenen Beamtendienst entsprechen, 
wenn diese Stellen nicht einem vorüber- 
gehenden Bedarf dienen. 

(2) Den planmäßigen Beamtenstellen nach 
Absatz 1 Nr. 1 stehen die Planstellen für 
dienstordnungsmäßige Angestellte der Träger 
der Sozialversicherung gleich. 

(3) Der Stellenvorbehalt des Absatzes 1 
Nr. 1 gilt nicht für die Stellen der Ehren- 
beamten, der Beamten auf Zeit, der Beamten 
im Polizeidienst, der Lehrer und für die 
Stellen, die auf Grund des Haushaltsplans 
oder Ihrer Art nach mit Beamtinnen zu be- 
setzen sind. Der Stellenvorbehalt ües Absat- 
zes 1 Nr. 2 gilt nicht für die Stellen der An- 
gestellten, die herkömmlich mit weiblichen 
Angestellten besetzt werden. 

(4) Der Bundesminister des Innern regelt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verteidigung durch Rechtsverordnung, 
wie die vorbehaltenen Stellen und die Inha- 
ber des Zulassungsscheins zu erfassen sind, 
wieviel Stellen jeweils durch den Stellenvor- 
behalt beansprucht werden und von wel- 
chem Zeitpunkt an die Vorschriften über den 
Stellenvorbehalt anzuwenden sind. 

Dienstzeitversorgung 

§9 

Übergangsgebührnisse 

(1) Soldaten auf Zeit erhalten Übergangs- 
gebührnisse, wenn Ihr Dienstverhältnis endet 
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wegen Ablaufs der Zeit, für die sie in dieses 
berufen worden sind (§ 49 Abs. 1 Nr. 1 Sol- 
datengesetz), wegen Dienstunfäbigkeit oder 
mangelnder wehrdienstlicher Eignung (§ 50 
Abs. 2 und 4 Soldatengesetz). Bei einer Ent- 
lassung wegen Dienstunfähigkeit stehen 
Übergangsgebührnisse nur dann zu, wenn in 
diesem Zeitpunkt der Grundwehrdienst ge- 
leistet ist. 

(2) An Übergangsgebührnissen werden ge- 
währt von den Dienstbezügen des letzten 
Monats 

1. nach einer Wehrdienstzeit bis zu vier 
Jahren fünfzig vom Hundert für ein Jahr, 

2. nach einer Wehrdienstzeit von mehr als 
vier bis zu acht Jahren sechzig vom Run- 
der für zwei Jahre, 

3. nach einer Wehrdienstzeit von mehr als 
acht und weniger als zwölf Jahren siebzig 
vom Hundert für zweieinhalb Jahre, 

4. nach einer Wehrdienstzeit von zwölf und 
mehr Jahren fünfundsiebzig vom Hun- 
dert für drei Jahre. 

Zur Berechnungsgrundlage gehören nicht die 
Kinderzuschläge. 

(3) Während der Teilnahme an der Ausbil- 
dung und Weiterbildung nach § 5 Abs. 2, 
die nach der Beendigung des Dienstverhält- 
nisses liegt, erhöhen sich die Sätze in Absatz 2 
Nr. 1 bis 3 auf fünfundsiebzig vom Hundert. 

(4) Wird die Ausbildung oder Weiterbil- 
dung nach § 5 Abs. 3 verlängert, so knnn der 
Bundesminister für Verteidigung für diese 
Zeit die Übergangsgebührnisse 

1. in den Fällen des § 5 Abs. 1 auf fünfund- 
siebzig vom Hundert der Dienstbezüge 
des letzten Monats erhöhen, 

2. in Ben Fällen des § 5 Abs. 2 über die in 
Absatz 2 bestimmten Zeiträume hinaus 
in gleicher Höhe (Absatz 3) weitergewäh- 
ren. 

(5) Soldaten auf Zelt, die nach einer Wehr- 
dienstzeit von mindestens vier Jahren auf 
eigenen Antrag entlassen worden sind, weil 
das Verbleiben im Wehrdienst für sie wegen 
außergewöhnlicher persönlicher Gründe eine 
besondere Härte bedeutet hätte, können 
Übergangsgebührnisse ganz oder zum Teil 
bewilligt werden. 

(6) Die Übergangsgebührnisse werden in 
Monats^beträgen wie die Dienstbezüge gezahlt. 
Belm Tode des Berechtigten ist der noch nicht 


ausgezahlte Betrag der Witwe, seinen ehe- 
lichen und für ehelich erklärten Abkömm- 
lingen oder den an Kindes Statt angenomme- 
nen Kindern weiter zu zahlen. Als Ausnahme 
kann der Bundesminister für Verteidigung im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen die Zahlung auch in größeren Teil- 
beträgen oder in einer Summe zulassen. 


§ 10 


Übergangsbeihilfe 


(1) Soldaten auf Zeit, die nach § 9 An- 
spruch auf Übergangsgebührnisse haben, wird 
eine Übergangsbeihilfe gewährt. Sie wird bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses in einer 
Summe gezahlt. 

(2) Die Übergangsbeihilfe beträgt für 
Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit, 
die nicht Inhaber des Zulassungsscheins (§ 7) 
sind, nach einer Wehrdienstzeit 


von weniger als vier Jahren 
fünfhundert 

von vier Jahren 
eintausend 

von fünf Jahren 
eintausendfünfhundert 

von sechs Jahren 
zweitausend 

von sieben Jahren 
zweitausendfünfhundert 

von acliu Jahren 
dreitausend 

von neun Jahren 
dreitausendfünfhundert 

von zehn Jahren 
viertausend 

von elf Jahren 
viertausendfünfhundert 

von zwölf Jahren 
fünftausend 


Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark. 


(3) Für Inhaber des Zulassungsscheins be- 
trägt die Übergangsbeihilfe zwanzig vom 
Hundert des nach Absatz 2 jeweils zustehen- 
den Betrages. 

(4) Inhaber des Zulassungsscheins können 
Innerhalb der Zeit, für die ihnen Übergangs- 
gebührnisse zustehen, unter Rückgabe des Zu- 
lassungsscheins die ÜbergangsbelhUfe nach 
Absatz 2 wählen. Der nachträgliche Erwerb 
des Zulassungsscheins gegen Rückzahlung der 
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nach Absatz 2 gewährten Übergangsbeihilfe 
ist nicht zulässig. 

(5) Die Übergangsbeihilfe beträgt für Offi- 
ziere auf Zeit nach einer Wehrdienstzeit 


von weniger als vier Jahren 
zweitausend 

von vier Jahren 
dreitausendfünfhundert 

von fünf Jahren 
dreitausendfünfhundert 

von sechs Jahren 
viertausendfünfhundert 

von sieben Jahren 
sechstausend 

von acht Jahren 
siebentausend 

von neun Jahren 
siebentausend 

von zehn Jahren 
zehntausend 


Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark, 
Deutsche Mark. 


(6) Soldaten auf Zeit, die nach einer Wehr- 
dienstzeit von mindestens vier Jahren auf 
eigenen Antrag entlassen worden sind, weil 
das Verbleiben im Wehrdienst für sie wegen 
außergewöhnlicher persönlicher Gründe eine 
besondere Härte bedeutet hätte, kann Über- 
gangsbeihilfe ganz oder zum Teil bewilligt 
werden. 


(7) Stirbt der Soldat auf Zeit nach Ablei- 
stung des Grundwehrdienstes, so wird die 
Übergang^belhiJfe den in § 9 Abs. 6 Satz 2 
genannten Hinterbliebenen gewährt. 

(8) Die §§ 45 Abs. 1, 46 Abs. 2 und 47 gel- 
ten entsprechend. 


ABSCHNITT II 

Dienstzeitversorgung der Berufssoldaten 

§ 11 

Arten 

Die Dienstzeitversorgung der Berufssolda- 
ten umfaßt: 

Ruhegehalt, 

Unfallruhegehalt, 

Unterhaltsbeitrag, 

Übergangsgeld, 

Ausgleich. 


Ruhegehalt 

§ 12 

Allgemeines 

(1) Ein Berufssoldat, der in den Ruhestand 
getreten ist (§§ 22 Abs. 2, 39, 45, 46 Abs. 2 
Soldatengesetz), erhält Ruhegehalt, In den 
Fällen des § 45 des Soldatengesetzes erst nach 
Ablauf der Zeit, für die Dienstbezüge ge- 
währt werden. 

(2) Als Dienstzeit nach § 39 Abs. 4 des 
Soldatengesetzes wird die Zeit berücksiditigt, 
die ruhegehaltfähig Ist. Zelten, die kraft ge- 
setzlicher Vorschrift als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit gelten oder nach § 19 als ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt wer- 
den, sind einzurechnen. 

§ 13 

Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet. 

§ 14 

Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 

Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt, das dem Soldaten nach 
dem Besoldungsrecht zuletzt zugestanden 
hat, 

2. der Wohnungsgeldzuschuß (§ 44 Abs. 1), 

3. andere Dienstbezüge, die Im Besoldungs- 
recht als ruhegehaltfähig bezeichnet sind. 

§ 15 

(1) Hat ein Berufssoldat die Dienstbezüge 
seines letzten Dienstgrades nicht mindestens 
ein Jahr erhalten, so sind nur die Bezüge sei- 
nes vorletzten Dienstgrades ruhegehaltfähig, 
wenn die Dienstbezüge des letzten Dienst- 
grades nicht der Eingangsbesoldungsgruppe 
seiner Laufbahn entsprechen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Berufs- 
soldat vor Ablauf der Frist verstorben oder 
wegen Dienstunfähigkeit infolge Wehrdienst- 
beschädigung in den Ruhestand versetzt wor- 
den ist oder die Aufgaben einer seinem letz- 
ten Dienstgrad entsprechenden Dienststel- 
lung mindestens ein Jahr lang tatsächlich 
wahrgenommen hat. 

§ 16 

(1) Bei Bemessung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge wird für je sechs Dienstjahre 
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seit der Anstellung eine Beförderung berück- 
sichtigt, soweit sie der regelmäßigen Dienst- 
laufbahn entspricht; die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge dürfen jedoch nicht hinter fünf- 
zig vom Hundert der letzten Dienstbezüge 
(§ 14) Zurückbleiben. 

(2) Anstellung im Sinne des Absatzes 1 ist 
die erste Berufung in das Dienstverhältnis 
eines Soldaten auf Zeit, bei Offizieren jedoch 
erst die Ernennung zum Leutnant oder zu 
einem entsprechenden Dienstgrad, bei Sani- 
tätsoffizieren die Ernennung zum Stabsarzt. 

(3) Beförderung im Sinne des Absatzes 1 
ist die Ernennung zu einem Dienstgrad mit 
höherem Endgrundgehalt oder die Anstel- 
lung (Absatz 2) unter Ernennung zu einem 
Dienstgrad mit höherem Endgrundgehalt 
als dem der Eingangsbesoldungsgruppe der 
Laufbahn; hierbei gelten ruhegehaltfähige 
und unwiderrufliche Stellenzulagen als Be- 
standteile des Grundgehaltes. Keine Beförde- 
rung in diesem Sinne ist die Ernennung zu 
einem Dienstgrad mit höherem Endgrundge- 
halt oder die Anstellung unter Ernennung zu 
einem Dienstgrad mit höherem Endgrundge- 
halt als dem der Eingangsbesoldungsgruppe 
der Laufbahn Innerhalb der Besoldungsgrup- 
pen A 12 bis A 9 a einschließlich (Soldat bis 
Stabsunteroffizier), A 5 b (Stabsfeldwebel, 
Oberstabsfeldwebel), A 4 c 2 (Leutnant, 
Oberleutnant) sowie B 7 a und B 6 (Brigade- 
general, Generalmajor). 

(4) Hat der Berufsoffizier bei Eintritt des 
Versorgungsfalls eine Dienstzeit von niehr 
als sechsunddreißig Jahren seit der Ernennung 
zum Leutnant oder zu einem entsprechenden 
Dienstgrad zurückgelegt, so gilt für den 
Dienstgrad, der bei Beendigung des Berufs- 
soldatenverhältnisses in der regelmäßigen 
Dienstlaufbahn erlangt ist, das Erfordernis 
von sechs Dienstjahren als erfüllt. 

(5) Sind bei einer Beförderung Besoldungs- 
gruppen übersprungen worden, so ist jedes 
Überspringen einer nach Absatz 3 als Beför- 
derung geltenden Besoldungsgruppe, die bei 
regelmäßiger Gestaltung der Dienstlaufbahn 
zu durchlaufen gewesen wäre, als Beförde- 
rung zu rechnen. 

(6) Durch Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung wird bestimmt, unter welchen Vor- 
aussetzungen und in welchem Umfange zum 
Ausgleich von Härten Zeiten vor der Anstel- 
lung anzurechnen sind oder angerechnet wer- 
den können. 


(7) § 15 bleibt unberührt. 

§ 17 

Ruhegehaltfähige Dienstzeit 

(1) Ruhegehaltfähig ist die Wehrdienstzeit 
(§ 2 Satz 1). Dies gilt nicht für die Zeit 

1. vor Vollendung des sieibzehnten Lebens- 
jahres, 

2. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, 
soweit nicht die Berücksichtigung späte- 
stens bei Beendigung eines den öffent- 
lichen Belangen dienenden Urlaubs zuge- 
standen ist, 

3. für die eine Übergangsbeihilfe nach § 10 
Abs. 2 oder Abs. 5 gewährt worden ist. 
Das gleiche gilt, wenn nach § 10 Abs. 6 
eine Übergangs'beihilfe voll bewilligt wor- 
den ist. 

(2) Die Wehrdienstzeit, die durch eine Ent- 
scheidung der in § 43 des Soldatengesetzes 
bezeichneten Art oder durch Disziplinarurteil 
beendet worden ist, ist nicht ruhegehaltfähig. 
Das gleiche gilt, wenn der Berufssoldat, dem 
ein Verfahren mit der Folge des Verlustes 
seiner Rechte oder der Entfernung aus dem 
Dienst drohte, auf seinen Antrag entlassen 
ist. Der Bundesminister für Verteidigung 
kann Ausnahmen zulassen. 

§ 18 

Die ruhegehaltfähige Dienstzeit (§ 17) er- 
höht sich um die Zeit, die ein Soldat im 
Ruhestand in einer seine Arbeitskraft voll 
beanspruchenden entgeltlichen Beschäftigung 
als Berufssoldat oder Beamter im Dienste des 
Bundes oder als Beamter im Dienste eines 
anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Bundesgebiet oder im Lande Berlin zurück- 
gelegt hat, ohne einen neuen Versorgungs- 
anspruch zu erlangen. 

S 19 

(1) Als ruhegehaltfähig sollen auch folgende 
Zeiten berücksichtigt werden, in denen ein 
Berufssoldat nach Vollendung des siebzehn- 
ten Lebensjahrs vor der Berufung in das 
Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit oder 
eines Berufssoldaten Im privatrechtlichen Ar- 
beitsverhältnis im Dienst eines Öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet ohne 
erheblichere Unterbrechung tätig war, wenn 
diese Tätigkeit zu seiner Einstellung als Sol- 
dat auf Zeit oder als Berufssoldat geführt hat: 
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1. Zeiten einer hauptberuflichen in der 
Regel einem Beamten, Unteroffizier oder 
Offizier obliegenden oder später einem 
Beamten, Unteroffizier oder Offizier 
übertragenen entgeltlichen Beschäftigung 
oder 

2. Zeiten einer für seine Laufbahn förder- 
lichen handwerksmäßigen, technischen 
oder anderen fachlichen Tätigkeit. 

§ 65 Nr. 3 gilt entsprechend. 

(2) Werden nach Absatz 1 versicherungs- 
pflidatige Beschäftigungszelten berücksichtigt, 
so sind die auf sie entfallenden Steigerungs- 
beträge der Renten auf die Versorgungs- 
bezüge anzurechnen. Das gleiche gilt für Stei- 
gerungsbeträge, die auf Beiträge für Beschäf- 
tigungszelten entfallen, in denen keine Ver- 
sicherungspflicht nach sozialversicherungs- 
rechtlichen Vorschriften bestand, jedoch der 
Dienstherr durch eine für das Arbeitsverhält- 
nis maßgebende Regelung verpflichtet war, 
Zuschüsse von mindestens der Hälfte der Bei- 
träge zu einer freiwilligen Versicherung In 
den gesetzlichen Rentenversicherungen zu 
leisten. 

§ 20 

Als ruhegehaltfähig kann einem Berufssol- 
daten die Zeit eines abgeschlossenen Studiums 
an einer wissenschaftlichen Hochschule oder 
eines solchen Studiums und einer gesetzlich 
vorgeschriebenen praktischen Tätigkeit be- 
rücksichtigt werden, wenn sie nach den Lauf- 
bahnvorschriften Voraussetzung für die An- 
nahme für eine Laufbahn in den Streitkräf- 
ten oder für eine bestimmte Verwendung in 
einer Laufbahn In den Streitkräften Ist und 
soweit sie nach Vollendung des siebzehnten 
Lebensjahrs liegt. Zeiten über die gesetzliche 
Mindestdauer des Studiums und der prak- 
tischen Tätigkeit hinaus kommen nicht in 
Betracht. 

§ 21 

Die Zeit, während der ein Berufssoldat 
nach Vollendung des siebzehnten Lebens- 
jahrs vor seinem Eintritt In die Streitkräfte 
besondere Fachkenntnisse erworben hat, die 
die notwendige Voraussetzung für seine Ver- 
wendung in einem Fachgebiet in den Streit- 
kräften bilden, kann als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit, jedoch höchstens bis zur Hälfte 
und in der Regel nicht über zehn Jahre hin- 
aus, berücksichtigt werden. § 65 Nr. 3 gilt 
entsprechend. 


§ 22 

(1) Die Zeit der Verwendung eines Solda- 
ten in Ländern, In denen er gesundheitsschä- 
digenden klimatischen Einflüssen ausgesetzt 
Ist, kann, soweit sie nach Vollendung des 
siebzehnten Lebensjahrs liegt, bis zum Dop- 
pelten als ruhegehaltfähige Dienstzeit berück- 
sichtigt werden, wenn sie ununterbrochen 
mindestens ein Jahr gedauert hat. 

(2) Die Zeit der Verwendung eines Sol- 
daten, in der er einer vorzeitigen körper- 
lichen Abnutzung besonders ausgesetzt Ist, 
kann, soweit sie nach Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahrs liegt, bis zum Doppel- 
ten als ruhegehaltfähige Dienstzeit berück- 
sichtigt werden. Der Soldat muß ununter- 
brochen mindestens ein Jahr lang einen 
Dienst verrichtet haben, bei dem erfahrungs- 
gemäß eine solche vorzeitige körperliche Ab- 
nutzung eintritt. Die Erhöhung des Ruhe- 
gehalts soll In der Regel zehn vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht 
übersteigen. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für eine Zeit, die 
nach Absatz 1 erhöht angerechnet wird. 

§ 23 

Höhe des Ruhegehalts 

(1) Das Ruhegehalt beträgt bei Vollendung 
einer zehnjährigen ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit fünfunddreißig vom Hundert und steigt 
mit jedem weiteren Dienstjahr bis zum voll- 
endeten fünfundzwanzigsten Dienstjahr um 
zwei vom Hundert, von da an um eins vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
bis zum Höchstsatz von fünfundsiebzig vom 
Hundert. Bei kürzerer als zehnjähriger ruhe- 
gehaltfähiger Dienstzeit beträgt das Ruhe- 
gehalt fünfunddreißig vom Hundert. Minde- 
stens werden sechzig vom Hundert der je- 
weils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Eingangsstufe der Besoldungsgruppe 11 der 
Besoldungsordnung A gewährt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 steigt das 
Ruhegehalt für die Berufssoldaten, für die 
nach § 40 Abs. 1 oder 2 des Soldatengesetzes 
eine um mindestens fünf Jahre frühere 
Altersgrenze als das vollendete sechzigste 
Lebensjahr festgesetzt worden Ist oder fest- 
gesetzt wird, nach einer ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit von fünfundzwanzig Jahren bis zu 
einer solchen von siebenundzwanzig Jahren 
mit jedem Dienstjahr um zwei vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 
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(3) Bei einem nach § 45 des Soldaten- 
gesetzes in den einstweiligen Ruhestand 
versetzten Berufssoldaten darf das Ruhe- 
gehalt fünf Jahre nicht hinter fünfzig vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge, berechnet mindestens aus der End- 
stufe der Besoldungsgruppe 1 a der Besol- 
dungsordnung A Zurückbleiben. 


Unfallruhegehalt 

§ 24 

(1) Auf einen Berufssoldaten, der wegen 
Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalls 
(§ 25) in den Ruhestand versetzt worden ist, 
sind die §§ 140, 141, 149 Abs. 1 und 2 und 
150 des Bundesbeamtengesetzes entsprechend 
anzuwenden. An die Stelle der im § 141 
Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes genannten 
Altersgrenze treten die jeweiligen Altersgren- 
zen (§ 40 Soldatengesetz). 

(2) Im übrigen gelten die Vorschriften 
über das Ruhegehalt, § 16 ist mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß die Dienstjahre bis zu 
dem Zeitpunkt gerechnet werden, bis zu 
dem der Berufssoldat ohne den Dienstunfall 
im Dienst hätte bleiben können. 

§ 25 

(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwir- 
kung beruhendes plötzliches, Örtlich und zeit- 
lich bestimmbares, einpn Körperschaden ver- 
ursachendes Ereignis, das in Ausübung oder 
Infolge des Dienstes eingetreten Ist. 

(2) Zum Dienst gehören auch 

1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienst- 
liche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

2. das Zurücklegen des mit dem Dienst zu- 
sammenhängenden Weges nach und von 
der Dienststelle, 

3. die Teilnahme an dienstlichen Veranstal- 
tungen. 

(3) Erkrankt ein Berufssoldat, der nach der 
Art seiner dienstlichen Verrichtung der Ge- 
fahr der Erkrankung an bestimmten über- 
tragbaren Krankheiten besonders ausgesetzt 
Ist, an einer solchen Krankheit, so liegt ein 
Dienstunfall vor, es sei denn, daß er sich die 
Krankheit außerhalb des Dienstes zugezogen 
hat. Die In Betracht kommenden Krankhei- 
ten bestimmt die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung. 


(4) Dem durch Dienstunfall verursachten 
Körperschaden gleichzuachten ist ein Körper- 
schaden, den ei i Berufssoldat außerhalb sei- 
nes Dienstes erleidet, wenn er im Hinblick 
auf sein pflichtgemäßes dienstliches Verhalten 
angegriffen wird. 

Kapitalabfindung 

§ 26 

(1) Der Soldat Im Ruhestand kann auf 
Antrag statt eines Teils des Ruhegehalts eine 
Kapitalabfindung erhalten: 

1. zur Erleichterung des Berufswechsels, 

2. zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbesitzes, 

3. zum Erwerb grundstücksgleicher Rechte, 

4. zur Beschaffung einer Wohnstätte. 

(2) Der Soldat im Ruhestand soll Im Falle 
des Absatzes 1 Nr, 1 das zweiundfünfzigste 
und In den Fällen der Nummern 2 bis 4 das 
fünfundfünfzigste Lebensjahr In der Regel 
nicht überschritten haben. 

§ 27 

(1) Eine Kapitalabfindung soll nur bewil- 
ligt werden, wenn die bestimmungsgemäße 
Verwendung des Geldes gewährleistet er- 
scheint. 

(2) Vor Ablehnung eines Antrages Ist dem 
Antragsteller Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

(3) Eine Kapitalabfindung darf nicht ge- 
wahrt werden, wenn der Soldat Im Ruhe- 
stand wieder In die Streitkräfte eingestellt 
Ist oder als Beamter oder Angestellter im 
öffentlichen Dienst verwendet wird. 

§ 28 

(1) Der Teilbetrag des Ruhegehalts, an des- 
sen Stelle die Kapitalabfindung tritt, darf 
fünfzig vom Hundert des Ruhegehalts und 
zweitausendvierhundert Deutsche Mark jähr- 
lich nicht übersteigen. 

(2) Kinderzuschläge werden nicht In die 
Kapitalabfindung einbezogen. 

(3) Der Anspruch auf den Teil des Ruhe- 
gehalts, an dessen Stelle die Kapitalabfindung 
tritt, erlischt mit Ablauf des Monats der Aus- 
zahlung für zehn Jahre. Als Abflndungs- 
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summe wird das Neunfache des ihr zugrunde 
liegenden Jahresbetrages gezahlt. 

§ 29 

Die bestimmungsgemäße Verwendung des 
Kapitals ist durch die Form der Auszahlung 
und in der Regel durch Maßnahmen zur Ver- 
hinderung alsbaldiger Weiterveräußerung des 
Grundstücks und des an ihm bestehenden 
Rechts zu sichern. Hierzu kann vor allem an- 
geordnet werden, daß die Weiterveräuße- 
rung und Belastung des mit der Kapitalabfin- 
dung erworbenen Grundstücks Innerhalb 
einer Frist bis zu fünf Jahren nur mit Ge- 
nehmigung des Bundesministers für Verteidi- 
gung zulässig ist. Diese Anordnung wird mit 
der Eintragung In das Grundbuch wirksam. 
Eingetragen wird auf Ersuchen des Bundes- 
ministers für Verteidigung oder der nach 
§ 43 Abs. 1 letzter Satz zuständigen Behörde. 

§ 30 

(1) Die Kapitalabfindung Ist insoweit zu- 
rückzuzahlen, als 

1. sie nicht bis zu dem Zeitpunkt, der vom 
Bundesminister für Verteidigung festge- 
setzt ist, bestimmungsgemäß verwendet 
worden Ist oder 

2. der Anspruch auf Ruhegehalt vor Ablauf 
der In § 28 Abs. 3 bezelchneten Frist aus 
anderen Gründen als durch Tod des Be- 
rechtigten wegfällt. 

(2) Dem Abgefundenen kann vor Ablauf 
von zehn Jahren auf Antrag der Teil des 
Ruhegehalts, der durch die Kapitalabfindung 
erloschen ist, gegen Rückzahlung der Abfin- 
dungssumme wieder bewilligt werden, wenn 
wichtige Gründe vorliegen. 

§ 31 

(1) Die Verpflichtung zur Rückzahlung 
(§ 30) beschränkt sich nach Ablauf des 
ersten Jahres auf 

92 vom Hundert der Abfindungssumme, 
zweiten Jahres auf 

84 vom Hundert der Abfindungssumme, 
dritten Jahres auf 

75 vom Hundert der Abfindungssumme, 
vierten Jahres auf 

66 vom Hundert der Abfindungssumme, 
fünften Jahres auf 

56 vom Hundert der Abfindungssumme, 
sechsten Jahres auf 

46 vom Hundert der Abfindungssumme, 


siebten Jahres auf 

35 vom Hundert der Abfindungssumme, 
achten Jahres auf 

24 vom Hundert der Abfindungssumme, 
neunten Jahres auf 

12 vom Hundert der Abfindungssumme. 
Die Zeiten rechnen vom Ersten des auf die 
Auszahlung der Abfindungssumme folgenden 
Monats bis zum Ende des Monats, in dem 
die Abfindungssumme zurückgezahlt wor- 
den ist. 

(2) Wird die Abfindungssumme nicht zum 
Schluß eines Jahres zurückgezahlt, so sind 
neben den Hundertsätzen für volle Jahre 
noch die Hundertsätze zu berücksichtigen, 
die auf die bis zum Rückzahlungszeitpunkt 
verstrichenen Monate des angefangenen Jah- 
res entfallen. Entsprechendes gilt, wenn die 
Abfindungsumme vor Ablauf des ersten 
Jahres zurückgezahlt wird. 

(3) Nach Rückzahlung der Abfindungs- 
summe lebt der der Abfindung zugrunde lie- 
gende Teil des Ruhegehalts mit dem Ersten 
des auf die Rückzahlung folgenden Monats 
wieder auf. 

(4) Der Bundeminister für Verteidigung 
oder die nach § 43 Abs, 1 letzter Satz zustän- 
dige Behörde kann In den Fällen des § 30 
Abs. 1 Nr. 2 Teilzahlungen zulassen. 

§ 32 

(1) Ruht das Ruhegehalt ganz oder zum 
Teil, weil der Empfänger im Wehrdienst oder 
anderem öffentlichen Dienst wieder verwen- 
det wird, so Ist der der Kapitalabfindung 
zugrunde liegende Teil des Ruhegehalts inso- 
weit von den Dienstbezügen einzubehalten, 
als er den nicht ruhenden Teil übersteigt. Die 
einbehaltenen Beträge sind an die Kasse ab- 
zuführen, die für die Zahlung des Ruhege- 
halts zuständig Ist. 

(2) Ruht das Ruhegehalt aus anderen 
Gründen ganz oder teilweise, so Ist der der 
Kapitalabfindung zugrunde liegende Teil des 
Ruhegehalts Insoweit zurückzuzahlen, als er 
den nicht ruhenden Teil übersteigt. Der Bun- 
desminister für Verteidigung oder die nach 
§ 43 Abs. 1 letzter Satz zuständige Behörde 
kann Teilzahlungen zulassen. 

§ 33 

(1) Alle gerichtlichen und außergericht- 
lichen Beurkundungen, Urkunden, Voll- 
machten, amtlichen Bescheinigungen, Eintra- 
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gungen und Löschungen im Grundbuch, die 
zur Durchführung des § 29 für erforderlich 
gehalten werden, sind kostenfrei. 

(2) Die Vorschriften über die Gebühren 
und Auslagen der Notare werden hierdurch 
nicht berührt. 

Unterhaltsbeitrag 

§ 34 

Einem Berufssoldaten kann ein Unterhalts- 
beitrag bis zur Höhe des Ruhegehalts bewil- 
ligt werden, wenn er vor Ableistung einer 
Dienstzeit von zehn Jahren (§ 12 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 39 Abs. 4 Nr. 1 Soldaten- 
gesetz) wegen Erreichung der für seinen 
Dienstgrad vorgesehenen Altersgrenze oder 
wegen Dienstunfähigkeit entlassen wor- 
den ist. 

Übergangsgeld 

§ 35 

(1) Ein Berufssoldat mit einer Dienstzeit 
von mindestens einem, jedoch weniger als 
zehn Jahren (§12 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 39 Abs. 4 Nr. 1 Soldatengesetz), der wegen 
Dienstunfähigkeit oder wegen mangelnder 
wehrdienstlidier Eignung (§ 41 Abs. 4 Sol- 
datengesetz) entlassen worden ist, erhält ein 
Übergangsgeld. 

(2) Das Übergangsgeld beträgt nach voll- 
endeter einjähriger Wehrdienstzeit das Ein- 
fache und bei längerer Wehrdienstzeit für 
jedes weitere volle Jahr die Hälfte, insgesamt 
höchstens das Sechsfache der Dienstbezüge 
des letzten Monats. 

(3) Als Wehrdienstzeit (Absatz 2) gilt die 
Zeit eines ununterbrochenen Wehrdienstes in 
den Streitkräften. 

(4) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, 
wenn 

1. ein Unterhaltsbeitrag nach § 34 bewilligt 
wird oder 

2. die Dienstzeit als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit nach § 18 angerechnet wird. 

(5) Das Übergangsgeld wird in Monats- 
beträgen für die der Entlassung folgende Zeit 
wie die Dienstbezüge gezahlt. Es ist längstens 
bis zum Ende des Monats zu zahlen, in dem 
der Berufssoldat die für seinen Dienstgrad 
vorgeschriebene Altersgrenze erreicht hat. 


Beim Tode des Empfängers ist der noch nicht 
ausgezahlte Betrag der Witwe, seinen ehe- 
lichen und für ehelich erklärten Abkömmlin- 
gen oder den an Kindes Statt angenommenen 
Kindern in einer Summe zu zahlen. 

(6) Hat der Entlassene während des Be- 
zuges des Übergangsgeldes ein neues Sol- 
datenverhältnis, ein Beamtenverhältnis oder 
ein privatreditliches Arbeitsverhältnis im 
öffentlichen Dienst begründet, so wird für 
die Dauer dieser Verwendung die Zahlung 
des Übergangsgeldes unterbrochen. 


Ausgleich 

§ 36 

Ein Berufssoldat, der vor Vollendung des 
sechzigsten Lebensjahres wegen Erreidiung 
der für seinen Dienstgrad vorgeschriebenen 
Altersgrenze in den Ruhestand getreten ist, 
erhält neben seinem Ruhegehalt einen ein- 
maligen Ausgleich in Höhe des Sechsfachen 
der Dienstbezüge des letzten Monats. Dieser 
Betrag verringert sich um jeweils ein Fünftel 
mit jedem Jahr, das über das vollendete fünf- 
undfünfzigste Lebensjahr hinaus geleistet 
wird. Der Ausgleich darf jedoch viertausend 
Deutsche Mark nidit übersteigen. Er ist bei 
Eintritt in den Ruhestand In einer Summe 
auszuzahlen. 

Berufsförderung dienstunfähiger 
Berufssoldaten 

§ 37 

(1) Ein Berufsunteroffizier, dessen Dienst- 
verhältnis vor dem vollendeten fünfunddrei- 
ßigsten Lebensjahr wegen Dienstunfähigkeit 
endet, die nicht auf eigenes grobes Verschul- 
den zurückzuführen Ist, kann auf Antrag die 
Ausbildung oder Weiterbildung nach den 
§§ 4 und 5 in dem Umfang erhalten, wie sie 
einem Soldaten auf Zeit mit einer Wehr- 
dienstzelt von zwölf Jahren zusteht. Dies gilt 
nicht, wenn ihm auf Grund des Dritten Teils 
dieses Gesetzes eine Arbeits- und Berufs- 
förderung nach § 26 des Bundesversorgungs- 
gesetzes gewährt worden ist. 

(2) Ein Bcrufsunterofflzier, der vor dem 
vollendeten fünfunddreißigsten Lebensjahr 
wegen Dienstunfähigkeit infolge Wehrdienst- 
beschädigung in den Ruhestand versetzt Wor- 
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den Ist, erhält auf Antrag den Zulassungs- 
scheln nach § 7. 

§ 38 

Einem Berufssoldaten, dessen Dienstver- 
hältnis wegen Dienstunfähigkeit endet, wird 
die Eingliederung in das spätere Berufsleben 
nach § 6 erleichtert. 


ABSCHNITT III 

Versorgung der Hinterbliebenen von 
Soldaten 

§ 39 

Hinterbliebene von wehrpflichtigen Soldaten 
und Soldaten auf Zeit 

(1) Auf die Hinterbliebenen eines wehr- 
pflichtigen Soldaten oder eines Soldaten auf 
Zeit, der während des Wehrdienstverhält- 
nisses gestorben Ist, sind die Vorschriften des 
§ 121 Abs. 1 und 3 des Bundesbeamtenge- 
setzes über die Dienstbezüge Im Sterbemonat, 
auf die Hinterbliebenen eines Soldaten auf 
Zeit auch die Vorschriften des § 122 des Bun- 
desbeamtengesetzes über das Sterbegeld ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Den Hinterbliebenen eines ehemaligen 
Soldaten auf Zeit, der im Zeitpunkt seines 
Todes Übergangsgebührnisse bezogen hat, 
die Innerhalb der für das Sterbegeld bestimm- 
ten Frist ablaufen würden, werden die Über- 
gangsgebührnisse als Sterbegeld (§ 122 Bun- 
desbeamtengesetz) bis zum Ablauf dieser 
Frist weitergewährt. 

§ 40 

Hinterbliebene von Berufssoldaten 

(1) Auf die Hinterbliebenen von Berufs- 
soldaten und Soldaten im Ruhestand wer- 
den die §§ 121 bis 131, 144, 145, 148 Satz 1 
und 2, 149 und 150 des Bundesbeamtenge- 
setzes entsprechend angewendet. 

(2) Walsengeld wird nicht gewährt, wenn 
der Ehemann der Mutter während der Emp- 
fängniszelt verschollen war. 

§ 41 

Bezüge bei Verschollenheit 

(1) Ein verschollener Soldat, ein Soldat Im 
Ruhestand oder anderer Versorgungsemp- 
fänger erhält die ihm zustehenden Dienst- 


oder Versorgungsbezüge bis zum Ablauf des 
Monats, In dem der Bundesminister für Ver- 
teidigung feststellt, daß sein Ableben mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. 

(2) Vom Ersten des Monats an, der dem 
In Absatz 1 bezeichnetcn Zeitpunkt folgt, 
erhalten die Personen, die im Falle des Todes 
des Verschollenen nach § 9 Abs. 6 Satz 2 
Übergangsgebührnisse oder nach § 40 Wit- 
wen- oder Walsengeld erhalten würden oder 
einen Unterhaltsbeltrag erhalten könnten, 
diese Bezüge. Die Bezüge für den Sterbe- 
monat und das Sterbegeld werden nicht ge- 
währt. 

(3) Kehrt der Verschollene zurück, so lebt 
sein Anspruch auf Dienst- oder Versorgungs- 
bezüge, soweit nicht besondere gesetzliche 
Gründe entgegenstehen, wieder auf. Nach- 
zahlungen an Dienst- oder Versorgungsbe- 
zügen sind längstens für ein Jahr zu leisten; 
die nach Absatz 2 für den gleichen Zeitraum 
gewährten Bezüge sind anzurechnen. 

(4) Ergibt sich, daß bei einem Soldaten 
die Voraussetzungen des § 73 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes in Verbindung mit 
§ 26 Abs. 2 des Soldatengesetzes vorllcgen, 
so können die nach Absatz 2 gezahlten 
Bezüge von Ihm zurückgefordert werden. 


ABSCHNITT IV 

Gemeinsame Vorschriften für Soldaten 
und ihre Hinterbliebenen 

§ 42 

Geltungsbereich 

(1) Für die Anwendung der gemeinsamen 
Vorschriften gelten 

1. ein Unterhaltsbeitrag nach § 34 als Ruhe- 
gehalt, 

2. ein Unterhaltsbeitrag, der Im Gnaden- 
wege nach § 87 gewährt wird, als Ruhe- 
gehalt, Witwen- oder Walsengeld, 

3. die Übergangsgebührnisse als Ruhegehalt, 
auch bei Weiterzahlung an die Hinter- 
bliebenen (§ 9 Abs. 6 Satz 2). 

(2) Wegen der Unterhaltsbeiträge für Hin- 
terbliebene (§ 40) gilt § 166 des Bundes- 
beamtengesetzes entsprechend. 

(3) Die Empfänger der Versorgungsbezüge 
nach Abs. 1 und 2 gelten als Soldaten im 
Ruhestand, als Witwen oder Walsen. 
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§ 43 

Zahlung der Versorgungsbezüge, 
Bewilligung und Zahlungsnachweis 

(1) Der Bundesminister für Verteidigung 
entscheidet über die Bewilligung von Ver- 
sorgungsbezügen auf Grund von Kannvor- 
schriften, über die Bewilligung einer Kapital- 
abfindung, über die Bewilligung einer Um- 
zugskostenbeihilfe, sowie über die Berück- 
sichtigung von Zelten als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit, setzt die Versorgungsbezüge fest 
und bestimmt den Zahlungsempfänger. Er 
kann diese Befugnisse im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen auf andere 
Behörden seines Geschäftsbereichs übertragen. 

(2) Entscheidungen über die Bewilligung 
von Versorgungsbezügen auf Grund von 
Kannvorschriften dürfen erst beim Eintritt 
des Versorgungsfalles getroffen werden; vor- 
herige Zusicherungen sind unwirksam. Ob 
Zeiten nach §§ 19 bis 21 als ruhegehalt- 
fähige Dienstzeiten zu berücksichtigen sind, 
ist in der Regel bei der Berufung in das Be- 
rufssoldatenverhältnis zu entscheiden. Diese 
Entscheidungen stehen unter dem Vorbehalt 
eines Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen 
zugrunde liegt. 

(3) Entscheidungen in versorgungsrecht- 
lichen Angelegenheiten, die eine grundsätz- 
liche, über den Einzelfall hinausgehende Be- 
deutung haben, sind vom Bundesminister für 
Verteidigung im Einvernehmen mit den Bun- 
desministern des Innern und der Finanzen 
zu treffen. Zu den §§ 9 Abs. 5, 10 Abs. 6, 
16, 17 Abs. 2, 19 bis 22, 24 in Verbindung 
mit §§ 149 Abs. 1 und 2 des Bundesbeamten- 
gesetzes, 26 bis 34, 40, 41, 53, 56, 57, 60, 63, 
67, 82, 83 und 84 werden von diesen Mini- 
stern Richtlinien erlassen. 

(4) Die Versorgungsbezüge sind, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, für die gleichen 
Zeiträume zu zahlen wie die Dienstbezüge 
der Berufssoldaten. Auf die laufenden Ver- 
sorgungsbezüge kann weder ganz noch zum 
Teil verzichtet werden. 

§ 44 

Wohnungsgeldzuschuß und Kinderzuschläge 

(1) Auf den Wohnungsgeldzuschuß (§ 14 
Nr. 2) sind die für die Soldaten geltenden 
Vorschriften des Besoldungsrechts anzuwen- 
den. Er ist mit dem Satz für die Ortsklasse A 
anzusetzen, und zwar auch dann, wenn der 
Soldat einen Wohnungsgeldzuschuß nicht 
oder nur zum Teil bezogen hat. 


(2) Kinderzuschläge werden neben Ruhe- 
gehalt oder Witwengeld nach den für die 
Soldaten geltenden Vorschriften des Besol- 
dungsrechts gewährt. Waisen erhalten den 
Kinderzuschlag neben dem Waisengeld, wenn 
Witwengeld nicht zu zahlen ist. 

(3) Kinderzuschläge werden nicht gewährt, 
wenn der Ehemann der Mutter während der 
Empfängniszeit verschollen war. 

§ 45 

Pfändung, Abtretung und Verpfändung 

(1) Ansprüche auf Versorgungsbezüge 
können, wenn gesetzlidi nichts anderes be- 
stimmt ist, nur insoweit abgetreten oder ver- 
pfändet werden, als sie der Pfändung unter- 
liegen. 

(2) Der Anspruch auf Sterbegeld kann 
weder gepfändet noch abgetreten noch ver- 
pfändet werden. Forderungen des Bundes 
gegen den Verstorbenen aus Vorschuß- oder 
Darlehensgewährungen sowie aus Überhe- 
bungen von Dienstbezügen oder Ruhegehalt 
(§ 46 Abs. 2) können auf das Sterbegeld an- 
gerechnet werden; der Witwe und den Wai- 
sen muß jedoch ein Teilbetrag des Sterbe- 
geldes belassen werden, der dem der Pfän- 
dung nidit unterliegenden Teil des Witwen- 
und Waisengeldes für diese drei Monate ent- 
sprechen würde. 

§ 46 

Rückforderung 

(1) Werden Versorgungsberechtigte durch 
eine Änderung ihrer Bezüge oder der Ein- 
reihung in die Gruppen der Besoldungsord- 
nungen mit rückwirkender Kraft schlechter 
gestellt, so sind die Unterschiedsbeträge 
nicht zu erstatten. 

(2) Im übrigen regelt sich die Rückforde- 
rung zuviel gezahlter Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Bürgerlidien Ge- 
setzbuches über die Fierausgabe einer unge- 
rechtfertigten Bereicherung. Der Kenntnis 
des Mangels des rechtlichen Grundes der Zah- 
lung steht es gleich, wenn der Mangel so 
offensichtlich war, daß der Empfänger ihn 
hätte erkennen müssen. Von der Rückforde- 
rung kann mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Verteidigung aus Billigkeit ganz 
oder zum Teil abgesehen werden. 
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§ 47 

Aufrechnung und Zurückbehaltung 

Ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungs- 
recht gegenüber Ansprüchen auf Versor- 
gungsbezüge kann nur insoweit geltend ge- 
macht werden, als sie pfändbar sind. Diese 
Einschränkung gilt nicht, soweit gegen den 
Empfänger ein Anspruch auf Schadenersatz 
wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung 
besteht. 

§ 48 

Übergang von Schadenersatzansprüchen 

Steht Personen, die nach den Vorschriften 
des Zweiten Teils versorgungsberechtigt 
sind, infolge eines Ereignisses, das den Bund 
zur Gewährung oder Erhöhung einer Ver- 
sorgung verpflichtet, gegen Dritte ein gesetz- 
licher Schadenersatzanspruch zu, so geht die- 
ser Anspruch im Umfange dieser Versor- 
gungsbezüge auf den Bund über. Dies gilt 
nicht für Ansprüche, die wegen eines Scha- 
dens bestehen, der nicht Vermögensschaden 
ist. Der Übergang des Anspruchs kann nicht 
zum Nachteil des Versorgungsberechtigten 
geltend gemacht werden. 

§ 49 

Begrenzung der Ansprüche aus einem 
Dienstunfall 

(1) Der verletzte Berufssoldat hat aus An- 
laß eines im Wehrdienst erlittenen Dienst- 
unfalls gegen den Dienstherrn nur die An- 
sprüche aus § 24 und dem Dritten Teil dieses 
Gesetzes. Die Ansprüche der Hinterbliebenen 
beschränken sich auf die in § 40 genannten 
§§ 144, 145 und 148 des Bundesbeamten- 
gesetzes und die Vorschriften des Dritten 
Teils dieses Gesetzes. 

(2) Weitergehende Ansprüche nach allge- 
meinen gesetzlichen Vorschriften können 
gegen einen öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn im Bundesgebiet einschließlich des Lan- 
des Berlin oder gegen die in seinem Dienst 
stehenden Personen nur dann geltend ge- 
macht werden, wenn der Dienstunfall durch 
eine vorsätzliche unerlaubte Handlung einer 
solchen Person verursacht worden ist. Jedoch 
ist das Gesetz über die erweiterte Zulassung 
von Schadenersatzansprüchen bei Dienst- 
und Arbeitsunfällen vom 7. Dezember 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 674) anzuwenden. 


(3) Ersatzansprüche gegen andere Perso- 
nen bleiben unberührt. 


Ruhen der Versorgungsbezüge 

§ 50 

(1) Bezieht ein Versorgungsberechtigter 
aus einer Verwendung im Wehrdienst oder 
im anderen öffentlichen Dienst ein Einkom- 
men, so erhält er daneben seine Versorgungs- 
bezüge nur bis zu der in Absatz 2 bezeich- 
neten Höchstgrenze. 

(2) Als Höchstgrenze gelten: 

1. für Soldaten im Ruhestand 

die für denselben Zeitraum bemessenen 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, aus de- 
nen das Ruhegehalt berechnet ist, 

2. für Witwen 

fünfundsiebzig vom Hundert der unter 
Nummer 1 bezeichneten Dienstbezüge, 

3. für Walsen 

vierzig vom Hundert der unter Num- 
mer 1 bezeichneten Dienstbezüge. 

(3) Bei der Ruhensberechnung nach den 
Absätzen 1 und 2 sind der Wohnungsgeld- 
zuschuß mit dem für den Ort der Verwen- 
dung maßgebenden Satz und Kinderzuschläge 
nach dem Familienstand und den Sätzen zur 
Zeit der Verwendung zu berücksichtigen. 
Dienstaufwandsgelder sind außer Betracht zu 
lassen. Welche Einkommensteile als Dienst- 
aufwandsgelder anzusehen sind, entscheidet 
auf Antrag der Behörde oder des Versor- 
gungsberechtigten der Bundesminister der 
Finanzen. 

(4) Ist bei Ruhensberechnungen für Solda- 
ten Im Ruhestand die In Absatz 2 Nr. 1 be- 
zeichnete Höchstgrenze niedriger als das Eln- 
einviertelfache der jeweils ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol- 
dungsgruppe 11 der Besoldungsordnung A, 
so gilt dieser Betrag als Höchstgrenze. Ent- 
sprechend bemißt sich die Höchstgrenze für 
Witwen und Waisen (Absatz 2 Nr. 2 und 3). 

(5) Verwendung im öffentlichen Dienst im 
Sinne des Absatzes 1 ist jede Beschäftigung 
im Dienst des Bundes oder anderer Körper- 
sdiaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts oder der Verbände von solchen. 
Ihr stehen gleich 

l.die Beschäftigung bei Vereinigungen, Ein- 
richtungen und Unternehmungen, deren 
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gesamtes Kapital (Grundkapital, Stamm- 
kapital) sich in öffentlicher Hand befindet, 

2. die Verwendung im Öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung, an der eine der in Satz 
1 bezeichneten Körperschaften durch Zah- 
lung von Beiträgen oder Zuschüssen oder 
in anderer Weise beteiligt ist. 

Ob die Voraussetzungen zutreffen, entscliei- 
det auf Antrag der Behörde oder des Versor- 
gungsberechtigten der Bundesminister der 
Finanzen. 

(6) Auf Empfänger von Übergangsgebühr- 
nissen und ihre Hinterbliebenen werden die 
Absätze 1 bis 5 mit der Maßgabe angewen- 
det, daß an die Stelle der Höchstgrenzen des 
Absatzes 2 die Dienstbezüge treten, aus denen 
die Übergangsgebührnisse berechnet sind. 

§ 51 

(1) Die Versorgungsbezüge ruhen, solange 
der Versorgungsberechtigte 

1. nidit Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes ist oder 

2. seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt im Ausland hat. 

Der Bundesminister für Verteidigung ent- 
scheidet darüber, ob die Voraussetzungen der 
Nummer 2 vorliegen, und von welchem Tage 
an die Versorgungsbezüge zu ruhen haben. 
Er kann Ausnahmen von Nummer 1 und 2 
zulassen. 

(2) Haben die Versorgungsbezüge nach 
Absatz 1 Nr. 2 länger als drei Jahre geruht, 
so können sie dem Versorgungsberechtigten 
durch den Bundesminister für Verteidigung 
entzogen werden. 

(3) Hat ein Versorgungsberechtigter sei- 
nen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
nicht im Bundesgebiet einschließlich des Lan- 
des Berlin, so kann der Bundesminister für 
Verteidigung die Zahlung der Versorgungs- 
bezüge davon abhängig machen, daß im Bun- 
desgebiet einschließlich des Landes Berlin ein 
Empfangsbevollmäditigter bestellt wird. 

§52 

Zusammentreffen mehrerer Versorgungs- 
bezüge 

(1) Erhalten aus einer Verwendung Im 
öffentlichen Dienst (§ 50 Abs. 5 Satz 1) oder 
aus einer ihr gleichstehenden Beschäftigung 


(§ 50 Ahs. 5 Satz 2 Nr. 1) an neuen Versor- 
gungsbezügen 

1 . ein Soldat Im Ruhestand 

Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 

2. eine Witwe oder Waise aus der Verwen- 
dung des verstorbenen Soldaten oder Sol- 
daten Im Ruhestand Witwengeld, Walsen- 
geld oder eine ähnliche Versorgung, 

3. eine Witwe 

Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 
so sind daneben die früheren Versorgungs- 
bezüge nur bis zu der In Absatz 2 bezeichne- 
ten Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Soldaten im Ruhestand (Absatz 1 
Nr. 1) das Ruhegehalt, das sich unter Zu- 
grundelegung der gesamten ruhegehalt- 
fähigen Dienstzeit aus den ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezügen ergibt, die der Festset- 
zung des früheren Ruhegehalts zugrunde 
gelegt sind, 

2. für Witwen oder Walsen (Absatz 1 Nr. 2) 
das Witwen- oder Walsengeld, das sich aus 
dem Ruhegehalt nach Nummer 1 ergibt, 

3. für Witwen (Absatz 1 Nr. 3) 

a) sechzig vom Hundert der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge, aus denen das 
dem Witwengeld zugrunde liegende 
Ruhegehalt berechnet ist oder, Vv^enn 
es für die Witwe günstiger Ist, 
b) das Ruhegehalt, aus dem das Witwen- 
geld berechnet ist. 

(3) Inwieweit Versorgungsbezüge oder ver- 
sorgungsähnliche Bezüge aus einer Verwen- 
dung Im öffentlichen Dienst einer der in § 50 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 bezeichneten zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
und Versorgungsbezüge nach diesem Gesetz 
nebeneinander zu zahlen sind, regelt die Bun- 
desregierung durdi Rechtsverordnung. 

(4) Auf Empfänger von Übergangsgebühr- 
nissen und ihre Hinterbliebenen sind die Ab- 
sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß an die Stelle der Höchstgrenzen des 
Absatzes 2 die Dienstbezüge treten, aus 
denen die Übergangsgebührnisse berechnet 
sind. 

§53 

Verlust der Versorgung 

Ein ehemaliger Soldat verliert das Recht 
auf Berufsförderung und Dlenstzeltversor- 
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gung in den Fällen der §§ 48 Abs. 1 und 52 
des Soldatengesetzes oder durch Richter- 
spruch nach der Wehrdiziplinarordnung. 

§ 54 

Kommt ein Soldat im Ruhestand entgegen 
den Vorschriften des § 45 Abs. 2 des Solda- 
tengesetzcs in Verbindung mit § 39 des Bun- 
desbeamtengesetzes und des § 46 des Solda- 
tengesetzes einer erneuten Berufung in das 
Berufssoldatenverhältnis schuldhaft nicht 
nach, obwohl er auf die Folgen eines solchen 
Verhaltens schriftlich hingewiesen worden 
ist, so verliert er für diese Zeit seine Versor- 
gungsbezüge. Der Bundesminister für Ver- 
teidigung stellt ihren Verlust fest und teilt 
dies dem Soldaten im Ruhestand mit. Eine 
wehrstrafrechtliche oder disziplinarrechtliche 
Verfolgung wird dadurch nidit ausgeschlos- 
sen. 


§55 

Entziehung der Versorgung 

(1) Der Bundesminister für Verteidigung 
kann ehemaligen Soldaten, gegen die ein dis- 
ziplinargerlchtliches Verfahren auf Grund 
des § 20 Abs. 2 Nr. 2 des Soldatengesetzes 
nicht durchgeführt werden kann, das Recht 
auf Berufsförderung und Dienstzeitversor- 
gung ganz oder zum Teil auf Zeit entziehen, 
wenn sie sich gegen die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes betätigt haben. Tatsachen, die 
diese Maßnahme rechtfertigen, müssen in 
einem Untersuchungsverfahren festgestellt 
worden sein, in dem die eidliche Verneh- 
mung von Zeugen und Sachverständigen zu- 
lässig und der Versorgungsberechtigte zu 
hören ist, 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Emp- 
fänger von Fdinterbliebenenversorgung. 


§56 

Erlöschen der Versorgungsbezüge 
für Hinterbliebene 

(1) Der Anspruch der Witwen und Waisen 
auf Versorgungsbezüge erlischt: 

1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des 
Monats, in dem er sich verheiratet oder 
stirbt, 

2. für jede Waise außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet. 


3. für jeden Berechtigten, der durch ein deut- 
sches Gericht im Bundesgebiet oder im 
Lande Berlin im ordentlichen Strafverfah- 
ren zu Zuchthaus oder wegen vorsätzlicher 
hochverräterischer oder landesverräteri- 
scher Handlung zu Gefängnis verurteilt 
worden ist, mit der Rechtskraft des 
Urteils. 

§ 47 des Soldatengesetzes gilt entsprechend. 

(2) Das Waisengeld soll nach Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres gewährt wer- 
den für eine ledige Waise, 

1. die in der Sdiul- oder Berufsausbildung 
ist, bis zur Vollendung des fünfundzwan- 
zigsten Lebensjahrs, 

2. die infolge körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen dauernd außerstande ist, sich selbst 
zu unterhalten, auch über das fünfund- 
zwanzigste Lebensjahr hinaus. 

Wenn die Schul- oder Berufsausbildung 
durch Erfüllung der Wehrpflicht unterbro- 
chen wird, so soll das Waisengeld auch für 
einen diesem Dienst entsprechenden Zeit- 
raum über das fünfundzwanzigste Lebens- 
jahr hinaus gewährt werden. 

(3) Hat sich eine Witwe wieder verheira- 
tet und wird die Ehe aufgelöst, so lebt das 
Witwengeld wieder auf; ein von der Witwe 
infolge Auflösung der Ehe erworbener neuer 
Versorgungsanspruch oder Unterhaltsan- 
spruch ist auf das Witwengeld anzurechnen. 
Der Auflösung der Ehe steht die Nichtig- 
erklärung gleich. 

(4) Absatz 1 Nr. 1 und 2 und die Absätze 
2 und 3 gelten nicht für die in § 9 Abs. 6 
Satz 2 bezeichneten Hinterbliebenen, 

§57 

Anzeigepflicht 

(1) Die Beschäftigungsstelle (§§ 35 Abs, 6, 
50, 52) hat der Regelungsbehörde oder der 
die Versorgungsbezüge zahlenden Kasse jede 
Verwendung eines Versorgungsberechtigten 
und die Bezüge, ebenso jede spätere Ände- 
rung oder das Aufhören der Bezüge sowie 
die Gewährung einer Versorgung unverzüg- 
lich anzuzeigen. 

(2) Der Versorgungsberechtigte Ist ver- 
pflichtet, der Regelungsbehörde oder der die 
Versorgungsbezüge zahlenden Kasse unver- 
züglich anzuzeigen: 

1. den Verlust der Eigenschaft als Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 des Grundgeset- 
* zes (§ 51 Abs. 1 Nr. 1), 
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2. die Verlegung des Wohnsitzes oder 
dauernden Aufenthaltes nach einem Ort 
im Ausland (§ 51 Abs. 1 Nr. 2), 

3. den Bezug eines Einkommens oder einer 
Versorgung (§§ 50, 52), die Witwe und 
Waise auch die Verheiratung (§ 56 Abs. 1 
Nr. 1), 

4. die Begründung eines neuen Soldatenver- 
hältnisses oder eines Beamten- oder 
Arbeitsverhältnisses (§ 35 Abs. 6). 

(3) Kommt ein Versorgungsberechtigter 
der Verpflichtung aus Absatz 2 Nr. 3 schuld- 
haft nldit nach, so kann ihm die Versorgung 
ganz oder zum Teil auf Zeit oder Dauer ent- 
zogen werden. Beim Vorliegen besonderer 
Verhältnisse kann die Versorgung ganz oder 
zum Teil wieder zuerkannt werden. Die Ent- 
scheidung trifft der Bundesminister für Ver- 
teidigung. 

§ 58 

Bezüge bei Wiederverwendung 

Werden Versorgungsberechtigte im Öffent- 
lichen Dienst (§ 50 Abs. 5) verwendet, so 
sind ihre Bezüge aus dieser Beschäftigung ein- 
schließlich der Kinderzuschläge ohne Rück- 
sicht auf die Versorgungsbezüge zu bemes- 
sen. Das gleiche gilt für eine Versorgung, die 
auf Grund der Beschäftigung zu gewähren 
ist. 

S 59 

Nachversicherung 

Die Nachversicherung in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen für die Soldaten auf 
Zeit und die Berufssoldaten, deren Dienstver- 
hältnis ohne lebenslängliche Versorgung nach 
dem Zweiten Teil dieses Gesetzes endet, wird 
besonders geregelt. 

§ 60 

Umzugskostenbeihilfe 

(1) Ein Soldat auf Zeit, dem Übergangs- 
gebührnisse (§ 9) gewährt werden, erhält bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses eine Um- 
zugskostenbeihilfe In entsprechender Anwen- 
dung des § 2 Abs. 1 Buchstabe b des Umzugs- 
kostengesetzes. Das gleiche gilt für seine Hin- 
terbliebenen sowie die Hinterbliebenen eines 
Soldaten auf Zeit, der während des Wehr- 
dienstverhältnisses jedoch nach Ableistung 
des Grundwehrdienstes verstorben Ist. 


(2) Ein ehemaliger Berufssoldat und ein 
Soldat auf Zeit, dem Berufsförderung ge- 
währt wird und bei dem die Ausübung des 
späteren Berufs einen Umzug notwendig 
macht, kann, wenn der Umzug bis zum Ab- 
lauf eines Jahres nach Beendigung der Be- 
rufsförderung durchgeführt worden ist, ein- 
malig eine Umzugskostenbeihilfe bis zu acht- 
zig vom Hundert der Umzugskostenentschä- 
digung nach § 4 des Umzugskostengesetzes 
und daneben eine Reiseentschädigung und 
einen Ofenbeschaffungsbeitrag nach den §§ 6 
und 9 des Umzugskostengesetzes erhalten. 

(3) Ein Soldat im Ruhestand, der beim 
Eintritt in den Ruhestand das zweiundfünf- 
zigste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
kann auf Antrag einmalig eine Umzugs- 
kostenbeihilfe bis zu sechzig vom Hundert 
des Grundbetrages nach § 4 des Umzugs- 
kostengesetzes erhalten, wenn ein zur Be- 
gründung eines neuen Berufs notwendiger 
Umzug bis zum Ablauf eines Jahres nach Be- 
endigung des Dienstverhältnisses durchge- 
führt worden ist. Daneben kann eine Reise- 
entschädigung und ein Ofenbeschaffungsbei- 
trag nach den §§ 6 und 9 des Umzugskosten- 
gesetzes bewilligt werden. 

(4) Neben einer Umzugskostenbeihilfe 
nach § 26 des Soldatengesetzes in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 Buchstabe b des Umzugs- 
kostengesetzes oder einer Umzugskostenbei- 
hilfe nadi Absatz 1 wird eine weitere Um- 
zugskostenbeihilfe nach Absatz 3 nicht, nach 
Absatz 2 nur als Ausnahme mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen bewilligt. 

(5) Der Umzugskostenbeihilfe nach den 
Absätzen 1 bis 3 werden die Auslagen zu- 
grunde gelegt, die für den Umzug entstehen: 

1. nach einem Ort innerhalb des Bundes- 
gebietes einschließlich des Landes Berlin 
bis zum Zielort, 

2. nach einem Ort außerhalb des Bundes- 
gebietes bis zum Ort des Grenzüber- 
ganges. 

ABSCHNITT V 
Übergangsvorschriften 

§ 61 

Anrechnung früherer Dienstzeiten als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit 

(1) Als ruhegehaltfähige Dienstzeit gilt für 
einen Berufssoldaten die Zeit, die er ver- 
bracht hat 
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1. in der alten Wehrmacht (Heer, Marine, 
Schutztruppe), 

2. in der vorläufigen Reichswehr oder vor- 
läufigen Reichsmarine, 

3. in der Reichswehr, 

4. In der Wehrmacht nach dem Wehrgesetz 
vom 21. Mai 1935, 

5. im Polizeivollzugsdienst für Angehörige 
der Landespolizei, die nach dem Gesetz 
vom 3. Juli 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 851) 
in die Wehrmacht übergeführt worden 
sind, und 

6. im sonstigen deutschen Wehrdienst, wenn 
durch ihn die gesetzliche Wehrpflicht er- 
füllt werden konnte. 

(2) Als ruhegehaltfähige Dienstzeit gilt für 
einen Berufssoldaten die Zeit, die er 

1. als deutscher Staatsangehöriger oder 
Volkszugehöriger aus den Gebieten, die 
nach dem 31. Dezember 1937 dem Deut- 
schen Reich angegliedert worden sind, 
oder 

2. als Volksdeutscher Vertriebener oder Um- 
siedler berufsmäßig im Wehrdienst des 
Herkunftslandes verbracht hat. 

§ 66 Abs. 1, 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Nicht ruhegehaltfähig ist die Zeit, für 
die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln 
gewährt worden Ist. Im übrigen gelten die 
§§ 17 und 65 Nr. 3, in den Fällen des Ab- 
satzes 1 auch die §§ 19 und 21 entsprechend. 

§ 62 

(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, 
die ein Berufssoldat vor seinem Eintritt In 
die Streitkräfte 

1. im Dienst eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn Im Reichsgebiet als Beamter 
oder Richter zurückgelegt hat, 

2. berufsmäßig im früheren Reichsarbeits- 
dienst oder im Vollzugsdienst der Polizei 
gestanden hat, soweit nicht § 61 Abs. 1 
Nr. 5 anzuwenden ist, 

3. als Inhaber eines Versorgungsscheines 
oder als Militäranwärter oder als Anwär- 
ter des früheren Reichsarbeitsdienstes im 
Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn im Reichsgebiet voll beschäftigt ge- 
wesen ist. 

(2) Die §§ 17, 61 Abs. 3 Satz 1 und 65 
Nr. 3 gelten entsprechend. 


§ 63 

(1) Die Zeit, während der ein Berufssoldat 
nach Vollendung des siebzehnten Lebensjah- 
res vor seinem Eintritt in die Streitkräfte 

1. im Dienst öffentlich-reditlidier Religions- 
gesellschaften oder Ihrer Verbände (Arti- 
kel 140 Grundgesetz) oder im nicht- 
öffentlichen Schuldienst tätig gewesen ist 
oder 

2. im öffentlichen Dienst eines anderen 
Staates oder einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen öffentlichen Einrich- 
tung gestanden hat, 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berück- 
sichtigt werden. 

(2) § 65 Nr. 3 gilt entsprechend, 

§ 64 

Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während 
der ein Berufssoldat nach Vollendung des 
siebzehnten Lebensjahres vor seinem Eintritt 
in die Streitkräfte in Kriegsgefangenschaft 
gewesen ist. Dies gilt nicht für eine Zeit, die 
nach anderen Vorschriften bereits angerech- 
net wird. 

§ 65 

Die ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht 
sich um 

1. die nach § 181 Abs. 5 Nr. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes anrechenbaren Kriegs- 
jahre, 

2. die Hälfte der vom 1. August 1914 bis 
31. Dezember 1918 im Militärdienst oder 
im Beamtenverhältnis verbrachten Zeit, 
wenn sie mindestens sechs Monate betra- 
gen hat und nicht als Kriegsjahr oder 
nach § 22 Abs. 1 erhöht anrechenbar ist, 

3. die Zeit, die wegen gewährter Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts anzurechnen Ist. 

§ 66 

Anredinung anderer Zelten als ruhegehalt- 
fähige Dienstzeit 

(1) Ruhegehaltfähig ist die Zeit, in der ein 
Berufssoldat, der am 8. Mai 1945 Berufssol- 
dat der ehemaligen Wehrmacht war, nach 
diesem Zeitpunkt im öffentlichen Dienst als 
Angestellter oder Arbeiter tätig gewesen ist. 
Auch ohne eine solche Tätigkeit wird die 
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Zeit zwischen dem 8. Mai 1945 und dem 
31. März 1951 voll und, wenn der Berufs- 
soldat innerhalb von drei Jahren nach Be- 
ginn der Aufstellung in die Streitkräfte wie- 
dereingestellt worden ist und in ihnen min- 
destens drei Jahre Wehrdienst geleistet hat, 
die Zeit danach bis zur Einstellung zur Hälfte 
für die Berechnung des Ruhegehalts als ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt. Ent- 
sprechendes gilt für einen Berufssoldaten, der 
am 8. Mai 1945 Beamter im Dienst eines 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Reichs- 
gebiet war oder berufsmäßig im früheren 
Reichsarbeitsdienst stand. 

(2) Dem Berufssoldaten, der in der ehe- 
maligen Wehrmacht nicht berufsmäßig 
Wehrdienst geleistet hat, wird die Zeit zwi- 
schen dem 8. Mai 1945 und seiner Einstellung 
für die Berechnung des Ruhegehalts zu einem 
Drittel als ruhegehaltfähige Dienstzeit be- 
rücksichtigt, wenn er innerhalb von drei Jah- 
ren nach Beginn der Aufstellung der Streit- 
kräfte wieder eingestellt worden ist und in 
den Streitkräften mindestens drei Jahre 
Wehrdienst geleistet hat. 

(3) Der in Absatz 1 und 2 geforderten 
dreijährigen Mmdestdienstzeit in den Streit- 
kräften bedarf es nicht, wenn der Berufssol- 
dat vorher wegen Dienstunfähigkeit infolge 
Wehrdienstbeschädigung in den Ruhestand 
oder nach § 45 des Soldatengesetzes in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt wird oder 
während der Zugehörigkeit zu den Streit- 
kraften stirbt. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 
solche Zeiten, die bereits nach anderen Vor- 
schriften angerechnet werden. 

§ 67 

Ruhegehaltfähige Dienstbezüge für Soldaten 
der ehemaligen Wehrmacht, ehemalige Ange- 
hörige der Landespolizei und ehemalige Voll- 
zugsbeamte im Bundesgrenzschutz 

(1) Auf Berufssoldaten der Streitkräfte, die 
Berufssoldaten der ehemaligen Wehrmacht 
waren, ist § 16 mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß 

1. als Anstellung im Sinne des Absatzes 1 
der erstmalige berufsmäßige Eintritt in 
den Wehrdienst gilt, bei Offizieren Jedoch 
erst die Ernennung zum Leutnant oder 
zu einem entsprechenden Dienstgrad, bei 
Sanitätsoffizieren die Ernennung zum 
Stabsarzt, 


2. die Zeit nach dem 8. Mai 1945 angerech- 
net wird, soweit sie nach den §§ 62 
Abs. 1 Nr. 1 und 66 Abs. 1 ruhegehalt- 
fähig ist oder als ruhegehaltfähig berück- 
sichtigt wird, 

3. Beförderungen wegen urkundlich erwie- 
sener persönlicher Tapferkeit vor dem 
Feinde der Zahl der sich danach ergeben- 
den Beförderungen hinzuzurechnen sind. 

(2) Bei Berufssoldaten, die auf Grund des 
Gesetzes über die Überführung von Ange- 
hörigen der Landespolizei in die Wehrmacht 
vom 3. Juli 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 851) in 
die ehemalige Wehrmacht übergeführt wor- 
den sind, steht dem erstmaligen berufsmäßi- 
gen Eintritt in den Wehrdienst die erstmalige 
Berufung in den Polizeivollzugsdienst und 
der Ernennung zum Leutnant oder einem 
entsprechenden Dienstgrad die entsprechende 
Ernennung im Polizeivollzugsdienst gleich, 

(3) Für Berufssoldaten, die als ehemalige 

Vollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz auf 
Grund des Zweiten Gesetzes über den Bun- 
desgrenzschutz vom 1956 (Bundes- 

gesetzbl. IS ) in die Streitkräfte über- 

geführt worden sind, gilt, wenn sie Berufssol- 
daten ln der ehemaligen Wehrmacht waren, 
Absatz 1; in den übrigen Fällen ist Absatz 2 
entsprechend anzuwenden. 

§ 68 

Weitergewährung des Waisengeldes 

Das Waisengeld nach § 56 Abs. 2 Nr. 1 

soll bei '\^CrZOgCrUi iJciiüx— \ju.ci iJClUiS— 

ausbildung infolge nationalsozialistischer 
Verfolgungs- oder Unterdrückungsmaßnah- 
men auch für einen der Zeit dieser Verzöge- 
rung entsprechenden Zeitraum über das fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr hinaus gewährt 
werden. Entsprechendes gilt für Verzögerun- 
gen, die infolge der Verhältnisse der Kriegs- 
oder Nachkriegszeit ohne einen von den Be- 
teiligten zu vertretenden Umstand eingetre- 
ten sind. 

§ 69 

Soldaten auf Zeit, die in der ehemaligen 

Wehrmacht Wehrdienst geleistet haben, 
und ihre Hinterbliebenen 

(1) Ein Unteroffizier auf Zeit, der inner- 
halb von drei Jahren nach Beginn der Auf- 
stellung in die Streitkräfte eingestellt worden 
ist und eine Wehrdienstzeit von mindestens 
zwei Jahren in der ehemaligen Wehrmacht 
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und von mindestens drei Jahren in den 
Streitkräften geleistet hat, erhält einen 
Unterhaltsbeitrag, wenn sein Dienstverhält- 
nis nach einer abgeleisteten Gesamtdienstzeit 
von mindestens zwölf Jahren wegen Ablaufs 
der Zeit, für die er In das Dienstverhältnis 
berufen worden ist, oder wegen Dienst- 
unfähigkeit endet. 

(2) Der Mindestdienstzelt von drei Jahren 
In den Streitkräften bedarf es nicht, wenn 
ein Unteroffizier auf Zeit wegen Dienst- 
unfähigkeit infolge Wehrdienstbeschädigung 
entlassen worden ist und eine Gesamtdienst- 
zelt von zwölf Jahren geleistet hat. 

(3) Der Bemessung des Unterhaltsbeitrags 
werden die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
(§§ 14 bis 16) und die gesamte abgeleistete 
Wehrdienstzelt zugrunde gelegt. Die §§ 23 
Abs. 1 und 67 Abs. 1 gelten entsprechend. 

(4) Bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
wegen Ablaufs der Zeit, für die der Unter- 
offizier auf Zeit In das Dienstverhältnis be- 
rufen worden Ist, wird der Unterhaltsbeltrag 
in voller Höhe gezahlt, wenn er nicht mehr 
als zweihundertfünfzig Deutsche Mark mo- 
natlich beträgt. Ist er höher, so werden der 
vorstehende Betrag und von dem überstei- 
genden Betrag zwei Drittel gezahlt. Der Kin- 
derzuschlag wird voll gezahlt. Bei Verwen- 
dung im öffentlichen Dienst wird das Ein- 
kommen aus dieser Verwendung auf den 
Unterhaltsbeitrag voll angerechnet. Andere 
Arbeitseinkünfte aus Land- und Forstwirt- 
schaft, aus Gewerbebetrieb oder aus selbstän- 
diger oder nichtselbständiger Arbeit außer- 
halb des öffentlichen Dienstes im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes werden auf den Unterhaltsbeitrag zu 
zwei Dritteln angerechnet; mindestens bleibt 
ein Betrag von einhundertfünfzig Deutsche 
Mark monatlich anrechnungsfrei. 

(5) Bei Entlassung wegen Dienstunfähigkeit 
wird der Unterhaltsbeitrag In voller Höhe 
gezahlt. Das gleiche gilt, wenn ein Unteroffi- 
zier auf Zeit, der einen Unterhaltsbeitrag 
nach Absatz 4 erhält, In seiner Erwerbsfähig- 
keit um wenigstens zwei Drittel dauernd ge- 
mindert ist oder das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet hat. 

(6) Für einen Offizier auf Zeit, der inner- 
halb von drei Jahren nach Beginn der Auf- 
stellung in die Streitkräfte eingestellt wor- 
den ist und eine Wehrdienstzelt von minde- 
stens zwei Jahren In der ehemaligen Wehr- 
macht und mindestens drei Jahren in den 


Streitkräften geleistet hat, gelten die Ab- 
sätze 1 bis 5 entsprechend, wenn seine abge- 
leistete Gesamtdienstzeit mindestens zehn 
Jahre beträgt. 

(7) Die Hinterbliebenen dieser Soldaten 
(Absatz 1 und 6) erhalten einen Unterhalts- 
beitrag in Höhe des Witwen- und Walsen- 
geldes (§§ 123 bis 129 und 131 des Bundes- 
beamtengesetzes, § 40 dieses Gesetzes). Be- 
messungsgrundlage Ist der Unterhaltsbeitrag 
nach Absatz 5. 

(8) Die §§ 26 bis 33, 41 und 43 bis 59 die- 
ses Gesetzes sowie die §§ 121 und 122 des 
Bundesbeamtengesetzes gelten entsprechend, 
soweit in Absatz 4 nichts anderes bestimmt 
ist. Der Unterhaltsbeltrag gilt hierbei als 
Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld; die 
Empfänger des Unterhaltsbeitrages gelten als 
Soldaten im Ruhestand, Witwen oder Walsen. 

(9) Die §§ 3 bis 5 und 7 bis 10 finden keine 
Anwendung. 

§ 70 

(1) Für Unteroffiziere und Mannschaften 
auf Zeit, die in der ehemaligen Wehrmacht 
Wehrdienst geleistet haben, aber die Voraus- 
setzungen des § 69 nicht erfüllen, gelten die 
§§ 3 bis 10 mit der Maßgabe, daß die Lei- 
stungen nach der Länge der Wehrdienstzeit 
in den Streitkräften bemessen werden. Die 
abgeleistete Gesamtdienstzeit jedoch ist für 
den Umfang der Leistungen mit Ausnahme 
der Übergangsbeihilfe maßgebend, wenn der 
Soldat eine Wehrdienstzeit von mindestens 
drei Jahren in den Streitkräften abgeleistet 
hat oder vorher wegen Dienstunfähigkeit 
entlassen worden ist. Beansprucht der Soldat 
die Ausbildung oder Weiterbildung nach § 4 
Abs. 2 Nr. 2 nicht oder erhält er keinen Zu- 
lassungsschein nach § 7, so erhöht sich die 
Übergangsbeihilfe um zwanzig vom Hun- 
dert des erreichten Betrages. 

(2) Für einen Offizier auf Zeit, der In der 
ehemaligen Wehrmacht Wehrdienst geleistet 
hat, aber die Voraussetzungen des § 69 nicht 
erfüllt, gelten die §§ 6, 9 und 10 mit der 
Maßeabe, daß die Leistungen nach der Länge 
der Wehrdienstzeit in den Streitkräften be- 
messen werden. Die Höhe der Übergangs- 
gebührnisse richtet sich nach der abgeleiste- 
ten Gesamtdienstzeit, wenn der Offizier auf 
Zeit eine Wehrdienstzelt von mindestens drei 
Jahren in den Streitkräften geleistet hat oder 
vorher wegen Dienstunfähigkeit entlassen 
worden ist. 
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(3) Auf die Hinterbliebenen der Soldaten 
nach den Absätzen 1 und 2 sind die Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden, die für 
die Hinterbliebenen der sonstigen Soldaten 
auf Zeit gelten. 


§ 71 


Freiwillige Soldaten im Dienstverhältnis 
nach dem Freiwilligengesetz 

(1) Ein freiwilliger Soldat In dem Dienst- 
verhältnis nach dem Freiwilligengesetz, der 
wegen Dienstunfähigkeit nicht die Rechts- 
stellung eines Berufssoldaten oder Soldaten 
auf Zeit nach dem Soldatengesetz erlangt, er- 
hält Versorgung wie ein Berufssoldat. Ent- 
sprechendes gilt für seine Hinterbliebenen. 

(2) Eine Im Dienstverhältnis eines freiwilli- 
gen Soldaten nach dem Freiwilligengesetz er- 
littene Beschädigung im Sinne des § 46 des 
Bundesbeamtengesetzes gilt als Wehrdienst- 
beschädigung (§ 76) und ein Dienstunfall im 
Sinne des § 135 des Bundesbeamtengesetzes 
als Dienstunfall (§ 25). 


§ 72 


Ehemalige Vollzugsbeamte im 
Bundesgrenzschutz 


(1) Für einen ehemaligen Vollzugsbeamten 
auf Widerruf im Bundesgrenzschutz, der 
nach dem Zweiten Gesetz über den Bundes- 
grenzschutz vom 1956 (Bundes- 

gesetzbl. IS ) in die Srreirkräfte über- 

geführt worden ist und dessen Dienstverhält- 
nis In den Streitkräften als Soldat auf Zeit 
endet, steht die nach Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahres Im Bundesgrenzschutz 
abgeleistete Dienstzeit der Wehrdienstzelt In 
den Streitkräften Im Sinne der §§ 4, 5, 7, 9, 
10, 69, 70 und 78 gleich. Das gilt auch für 
die nach dem 8. Mai 1945 im Polizeivollzugs- 
dienst Innerhalb des Bundesgebietes oder des 
Landes Berlin sowie die Im deutschen Paß- 
kontrolldlenst In der britischen Zone abge- 
leistete Dienstzeit. 


(2) Für einen ehemaligen Vollzugsbeam- 
ten Im Bundesgrenzschutz, der nach dem in 
Absatz 1 bezeichneten Gesetz in die Streit- 
kräfte übergeführt worden ist, gelten eine 
im Bundesgrenzschutz erlittene Beschädigung 
Im Sinne des § 46 des Bundesbeamtengesetzes 
als Wehrdienstbeschädigung (§ 76) und ein 
Dienstunfall im Sinne des § 135 des Bundes- 
beamtengesetzes als Dienstunfall (§ 25). Bei 
Bemessung des Übergangsgeldes steht die 


Dienstzeit im Bundesgrenzschutz der Wehr- 
dienstzelt im Sinne des § 35 Abs. 3 gleich. 


§ 73 

Geburtsjahrgänge 1927 bis 1935 

(1) Ein Berufssoldat, der einem der Ge- 
burtsjahrgänge 1927 bis 1935 angehört und 
innerhalb von drei Jahren nach Beginn der 
Aufstellung der Streitkräfte zum ersten Male 
als Soldat eingestellt worden ist, erhält bei 
Eintritt In den Ruhestand eine einmalige 
Zahlung von dreitausend Deutsche Mark. 
Stirbt der Soldat vor Eintritt In den Ruhe- 
stand, so erhalten seine versorgungsberech- 
tigten Hinterbliebenen und, wenn der Tod 
die Folge eines Dienstunfalls Ist, auch seine 
Verwandten der aufsteigenden Linie, die 
nach § 40 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§ 145 des Bundesbeamtengesetzes Anspruch 
auf einen Unterhaltsbeltrag haben, eine ein- 
malige Zahlung von zweitausend Deutsche 
Mark. Sind mehrere Anspruchsberechtigte 
vorhanden, so wird die einmalige Zahlung 
unter Ihnen im Verhältnis ihrer Bezüge auf- 
geteilt. 

(2) Die einmalige Zahlung nach Absatz 1 
wird nicht gewährt, wenn das Ruhegehalt 
fünfundsiebzig vom Hundert der Dienst- 
bezüge beträgt oder die Hinterbliebenen- 
bezüge aus einem solchen Ruhegehalt zu be- 
rcumen sind. 


§ 74 

Erstattung von Versicherungsbeiträgen 

(1) Sind für einen Berufssoldaten der ehe- 
maligen Wehrmacht, dem auf Grund seines 
Wehrdienstes In den Streitkräften eine An- 
wartschaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebe- 
nenversorgung gewährleistet ist und der In 
der Zeit vom 8. Mai 1945 bis zu seinem Ein- 
tritt in die Streitkräfte innerhalb oder außer- 
halb des öffentlichen Dienstes beschäftigt ge- 
wesen ist, Beiträge zu den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen entrichtet worden, so wer- 
den ihm auf Antrag die Arbeitnehmeranteile 
aus diesen Beiträgen sowie freiwillig entrich- 
tete Beiträge erstattet, wenn Leistungen nicht 
gewährt worden sind. Der Antrag ist inner- 
halb eines Jahres zu stellen, nachdem die An- 
wartschaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebe- 
nenversorgung gewährleistet Ist. Stirbt der 
Soldat Innerhalb dieser Frist, ohne den An- 
trag gestellt zu haben, so kann er Innerhalb 
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von sechs Monaten nach seinem Tode von 
seinen Erben gestellt werden. 

(2) Rechte aus der Nachversicherung für 
Soldaten, die nach § 72 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen in der Fassung vom 1. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1287) als nachversichert 
gelten, erlöschen mit der Auszahlung der Ar- 
beitnehmeranteile und freiwilliger Beiträge. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf die in 
§ 69 genannten Soldaten, die in der ehemali- 
gen Wehrmacht berufsmäßig Wehrdienst ge- 
leistet haben, entsprechend anzuwenden. Die 
Antragsfrist des Absatzes 1 Satz 2 beginnt 
mit dem Tage der Beendigung des Dienst- 
verhältnisses. 


DRITTER TEIL 
Beschädigtenversorgung 


ABSCHNITT I 

Versorgung der beschädigten Soldaten 
und ihrer Hinterbliebenen 

§ 75 

Versorgung bei Körperschäden infolge 
Wehrdienstbeschädigung 

(1) Ein Soldat, der eine Wehrdienstbeschä- 
digung erlitten hat, und seine Hinterbliebe- 
nen erhalten, soweit in diesem Gesetz nicht 
Abweichendes bestimmt ist, auf Antrag Ver- 
sorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für eine 
Zivilperson, die 

1. zum Wehrdienst einberufen ist oder 

2. zur Feststellung der Wehrtauglichkeit, zu 
einer Eignungsprüfung oder zur Wehr- 
überwachung der Anordnung einer zu- 
ständigen Dienststelle folgt oder 

3. an einer dienstlich angeordneten Ver- 
anstaltung zur militärischen Fortbildung 
teilnimmt oder 

4. auf Schiffen der Streitkräfte planmäßig 
oder außerplanmäßig eingeschifft ist 

und infolge der Dienstverrichtung oder auf 
dem Wege zum Bestimmungsort oder auf 


dem Heimwege eine gesundheitliche Schädi- 
gung erleidet, sowie für ihre Hinterbliebe- 
nen. Diese gesundheitliche Schädigung steht 
einer Wehrdienstbesdiädlgung gleich. 

§ 76 

Wehrdienstbesdiädlgung 

(1) Wehrdienstbeschädigung ist eine ge- 
sundheitliche Schädigung, die durch eine 
Dienstverriditung, durch einen während der 
Ausübung des Wehrdienstes erlittenen Un- 
fall oder durch die dem Wehrdienst eigen- 
tümlichen Verhältnisse herbeigeführt wor- 
den ist. 

(2) Als Wehrdienstbeschädigung gelten 
auch gesundheitliche Schädigungen, die ein 
Soldat außerhalb seines Dienstes dadurch er- 
litten hat, daß er angegriffen wird 

1. im Hinblick auf sein pflichtgemäßes 
dienstliches Verhalten oder 

2. wegen seiner Zugehörigkeit zu den Streit- 
kräften aus Gründen, die er nicht zu ver- 
treten hat. 

(3) Zur Anerkennung einer Gesundheits- 
störung als Folge einer Schädigung genügt 
die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zu- 
sammenhangs. 

(4) Eine vom Beschädigten absichtlich her- 
beigeführte Schädigung gilt nicht als Wehr- 
dienstbeschädigung. 

(5) Eine Wehrdienstbeschädigung steht 
einer gesundheitlichen Schädigung im Sinne 
des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes gleich. 

§77 

Heilbehandlung bei Körperschäden ohne 
Wehrdienstbeschädigung 

(1) Ein ehemaliger Soldat auf Zelt erhält 
wegen einer Gesundheitsstörung, die wäh- 
rend des Wehrdienstverhältnisses entstanden, 
aber keine Folge einer Wehrdienstbeschädi- 
gung ist, auf Antrag die Sachleistungen der 
Heilbehandlung nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz bis zur Dauer von drei Jahren 
nach Beendigung des Dienstverhältnisses, 
wenn er bei dessen Beendigung heilbehand- 
lungsbedürftig und die Heilbehandlung nicht 
anderweitig sichergestellt ist. Sie ist sicherge- 
stellt, soweit ein Anspruch gegen einen So- 
zialversicherungsträger oder durch einen Ver- 
trag gegen Dritte besteht. Kein Anspruch 
nach Satz 1 besteht, wenn die Gesundheits- 
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Störung auf eigenes grobes Verschulden, Ge- 
schlechtskrankheit oder auf einen Selbst- 
tötungsversuch zurückzuführen ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die in § 69 ge- 
nannten Soldaten. 


§ 78 

Witwen- und Waisenbeihilfe 

(1) Ist ein Soldat auf Zeit, der in den 
Streitkräften mindestens sechs Jahre Wehr- 
dienst geleistet hat, während der Dauer sei- 
nes Dienstverhältnisses gestorben und ist der 
Tod nidit die Folge einer Wehrdienstbeschä- 
digung, so werden der Witwe und den Wai- 
sen Witwen- und Waisenbeihilfe nach § 48 
Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes bis zu 
zwei Dritteln der Witwen- und Waisenrente 
sowie Abfindung nach § 48 Abs. 3 des Bun- 
desversorgungsgesetzes gewährt. Kein An- 
spruch besteht, wenn der Tod auf eigenes 
grobes Verschulden zurückzuführen ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für den Personen- 
kreis des § 69. 


§ 79 

Beginn der Versorgung 

Die §§60 und 61 des Bundesversorgungs- 
gesetzes gelten mit folgender Maßgabe: 

1. die Beschädigtenrente (§ 60 Bundesversor- 
gungsgesetz) beginnt nicht vor dem Ersten 
des Monats, der auf den Tag der Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses folgt, 

2. § 61 Abs. 5 des Bundesversorgungsgesetzes 
gilt entsprechend, wenn Sterbegeld nach 
den §§ 39, 40 oder 69 Abs. 8 gezahlt wor- 
den ist. 


§ 80 

Zusammentreffen von Ansprüchen 

(1) Die Ansprüche auf Versorgung nach 
dem Zweiten Teil und dem Dritten Teil be- 
stehen unbeschadet des Absatzes 6 mit der 
Maßgabe nebeneinander, daß 

1. Ausgleichsrente nach den §§ 32 und 33 des 
Bundesversorgungsgesetzes neben Ruhe- 
gehalt oder Unfallruhegehalt nicht ge- 
währt wird, 

2. Grund- und Ausgleichsrente nach den 
§§ 39 bis 42 und 45 bis 47 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes neben Witwen- und Wai- 
sengeld nur insoweit gezahlt werden, als 


sie zusammen diese Bezüge übersteigen 
und 

3, Witwen- und Waisenbeihilfe nach den 
§§ 44 und 48 des Bundesversorgungs- 
gesetzes neben Witwen- und Waisengeld 
nicht gewährt werden. 

(2) Besteht neben dem Anspruch auf 
Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufstei- 
genden Linie nach dem Zweiten Teil auch 
Anspruch auf Elternrente nach dem Dritten 
Teil dieses Gesetzes oder auf Elternrente 
nach dem Bundesversorgungsgesetz, so wird 
nur die den Eltern günstigere Versorgung 
gewährt. Bei der Feststellung der günstigeren 
Versorgung ist bei der Elternrente die Er- 
höhung nach § 51 Abs. 3 des Bundesversor- 
gungsgesetzes für alle Kinder zu berücksichti- 
gen, die an den Folgen einer Wehrdienst- 
beschädigung oder einer gesundheitlichen 
Schädigung nach § 1 des Bundesversorgungs- 
gesetzes gestorben sind. 

(3) Treffen Ansprüche aus einer Wehr- 
dienstbeschädigung (§§ 75, 76) mit Ansprü- 
chen aus einer Schädigung nach § 1 des Bun- 
desversorgungsgesetzes zusammen, so ist 
nach dem Grade der Gesamtminderung der 
Erwerbsfähigkeit eine einheitliche Rente 
festzusetzen. 

(4) Die Übergangsbeihilfe (§ 10) gilt nicht 
als sonstiges Einkommen nach den Vorschrif- 
ten, die für die Ausgleichsrente maßgebend 
sind. 

(5) § 55 des Bundesversorgungsgesetzes 
ist aucli beim Zusammentreffen mit An- 
sprüchen nach dem Dritten Teil dieses Geset- 
zes anzuwenden. 

(6) Einer Versorgung nach allgemeinen 

beamtenrechtlichen Bestimmungen und der 
beamtenrechtlichen Unfallfürsorge (§ 65 

Abs. 1 Nr. 2 Bundesversorgungsgesetz) stehen 
die entsprechenden Versorgungsbezüge nach 
dem Zweiten Teil dieses Gesetzes gleich. 

§ 81 

Schwerbeschädigte 

Soldaten, die infolge einer gesundheitlichen 
Schädigung im Sinne des § 76 dieses Gesetzes 
(Wehrdienstbeschädigung) nicht nur vorüber- 
gehend um wenigstens fünfzig vom Hundert 
in der Erwerbsfähigkeit gemindert sind, sind 
Schwerbeschädigte im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Gesetzes über die Beschäftigung Schwer- 
beschädigter vom 16. Juni 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 389). 
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ABSCHNITT II 

Sondervorschriften 

§ 82 

Unfallausgleich 

(1) Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
erhalten wegen der Folgen eines Dienst- 
unfalls während ihrer Dienstzeit auf Antrag 
einen Unfallausgleich nach den §§ 29 Abs. 1, 
30 und 31 des Bundesversorgungsgesetzes. 

(2) Der § 60 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 
sowie der § 62 Abs. 1 des Bundesversor- 
gungsgesetzes gelten entsprechend. Der An- 
spruch auf den Unfallausgleich erlischt spä- 
testens mit Ablauf des Monats, in dem das 
Dienstverhältnis des Soldaten endet. 

§ 83 

Erstattung von Sachschäden und besonderen 
Aufwendungen 

Sind bei einem Dienstunfall Kleidungs- 
stücke oder andere Gegenstände, die der Sol- 
dat mit sich geführt hat, beschädigt oder zer- 
stört worden oder abhanden gekommen, so 
kann dafür Ersatz geleistet werden. Sind 
durch die erste Hilfeleistung nach dem Unfall 
besondere Kosten entstanden, so ist dem 
Soldaten der nachweisbar notwendige Auf- 
wand zu ersetzen. 

§ 84 

Einmalige Flugunfallentschädigung 

(1) Ein Soldat, der dem besonders gefähr- 
deten fliegenden Personal oder dem Fall- 
schirmjägerpersonal angehört und während 
des Flug- oder Sprungdienstes einen Unfall 
im Sinne des § 25 erleidet, der nur auf die 
eigentümlichen Verhältnisse dieses Dienstes 
zurückzuführen ist, erhält neben einer Ver- 
sorgung nach diesem Gesetz bei Beendigung 
des Dienstverhältnisses eine einmalige Flug- 
unfallentschädlgung von vierzigtausend 
Deutsche Mark, wenn er infolge des Unfalls 
in seiner Erwerbsfähigkeit in diesem Zeit- 
punkt um mehr als neunzig vom Hundert 
beeinträchtigt ist. 

(2) Endet das Dienstverhältnis durch Tod 
Infolge eines Unfalls der in Absatz 1 
bezelchneten Art, so erhalten seine Hinter- 
bliebenen, soweit ihnen ein Anspruch auf 
Versorgung nach diesem Gesetz zusteht, eine 
einmalige Flugunfallentschädigung von zwan- 
zigtausend Deutsche Mark. Hinterbliebene 
im Sinne dieser Vorschrift sind die Witwe, 


die ehelichen Kinder, die für ehelich erklär- 
ten oder an Kindes Statt angenommenen 
Kinder und die Kinder aus nichtigen Ehen, 
die die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes haben; das gleiche gilt für die Ver- 
wandten der aufsteigenden Linie, deren 
Unterhalt zur Zeit des Unfalls ganz oder 
überwiegend durch den Verstorbenen be- 
stritten wurde. Sind mehrere Anspruchs- 
berechtigte vorhanden, so wird die Flug- 
unfallentschädigung unter ihnen Im Verhält- 
nis ihrer Versorgungsbezüge nach diesem 
Gesetz aufgeteilt. 

(3) Die Flugunfallentschädigung nach Ab- 
satz 1 und 2 wird nicht gewährt, wenn der 
Verletzte den Unfall vorsätzlich herbeige- 
führt hat. Hat bei der Entstehung des Un- 
falls eine grobe Fahrlässigkeit des Verletzten 
mitgewirkt, so kann die Entschädigung an- 
gemessen ermäßigt werden. Hierbei ist ins- 
besondere zu berücksichtigen, Inwieweit sein 
Verschulden zur Entstehung des Unfalls bel- 
getragen hat. 

(4) Der Bundesminister für Verteidigung 
bestimmt im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern des Innern und der Finanzen durch 
Rechtsverordnung die Gruppen von Solda- 
ten, die zu dem Personenkreis des Absatzes 1 
gehören, und die dienstlichen Verrichtungen, 
die Flug- und Sprungdienst im Sinne des Ab- 
satzes 1 sind. 

VIERTER TEIL 

Organisation, Verfahren, Rechtsweg 

§ 85 

Dienstzeitversorgung 

(1) Der Bundesminister für Verteidigung 
führt die Dienstzeitversorgung und die Be- 
rufsförderung nach dem Zweiten Teil und 
die Vorschriften der §§ 82 bis 84 des Dritten 
Teils dieses Gesetzes bei Behörden der Wehr- 
verwaltung durch. § 4 Abs. 3 letzter Satz 
bleibt unberührt. 

(2) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten 
des Absatzes 1 ist der Rechtsweg vor den 
Verwaltungsgerichten gegeben. Die §§ 173 
bis 175 des Bundesbeamtengesetzes gelten 
entsprechend. 

§ 86 

Beschädigtenversorgung 

(1) Der Bundesminister für Arbeit führt 
die Beschädigtenversorgung nach dem Drit- 


26 



ten Teil dieses Gesetzes mit Ausnahme der 
§§ 82 bis 84 bei Behörden des Bundes durch. 
Das Nähere über deren Errichtung wird 
durch Bundesgesetz bestimmt. 

(2) Entscheidungen, die eine grundsätz- 
liche über den Einzelfall hinausgehende Be- 
deutung haben, trifft der Bundesminister für 
Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verteidigung. 

(3) Das Gesetz über das Verwaltungsver- 
fahren der Kriegsopferversorgung vom 
2. Mai 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 202) und 
die Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239) über das Vorverfahren sind anzu- 
wenden. 

(4) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten 
des Absatzes 1 ist der Rechtsweg vor den Ge- 
richten der Sozialgerichtsbarkeit gegeben. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit 
die Beschädigtenversorgung in der Gewäh- 
rung sozialer Fürsorge nach den §§ 25 bis 27 
des Bundesversorgungsgesetzes besteht. 

FÜNFTER TEIL 

Schluß Vorschriften 

§ 87 

Gnadenrecht 

(1) Dem Bundespräsidenten steht wegen 
der versorgungsrechtlichen Folgen eines 
strafgerichtlichen oder dlsziplinargericht- 
lichen Urteils das Gnadenrecht für alle Sol- 
daten und ihre Hinterbliebenen zu. Er kann 
die Ausübung anderen Stellen übertragen. 

(2) Wird der Verlust des Rechts auf Ver- 
sorgung im Gnadenwege ganz oder zum Teil 
beseitigt, so wird von diesem Zeitpunkt ab 
Versorgung entsprechend dem Gnadenerweis 
gewährt. 

§ 88 

Unwirksamkeit zusätzlicher Vereinbarungen 

Zusicherungen, Vereinbarungen und Ver- 
gleiche, die dem Soldaten eine über dieses 
Gesetz hinausgehende Versorgung verschaf- 
fen sollen, sind unwirksam. Das gleiche gilt 
für Versicherungsverträge, die zu diesem 
Zweck abgeschlossen werden. 


§ 89 

Reichsgebiet 

Als Reichsgebiet im Sinne dieses Gesetzes 
gilt das Gebiet des Deutschen Reiches bis 
zum 31. Dezember 1937 in seinen jeweiligen 
Grenzen, nach diesem Zeitpunkt in den 
Grenzen vom 31. Dezember 1937. 

§ 90 

Dienstzeiten außerhalb des Reichsgebietes 

Dem Dienst bei einem öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn im Reichsgebiet im Sinne 
der §§ 19, 62 und 66 Abs. 1 Satz 3 stehen 
gleich 

1. für Personen deutscher Staatsangehörigkeit 
oder Volkszugehörigkeit der bis zum 
8. Mai 1945 geleistete gleichartige Dienst 
bei einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn in den Gebieten, die nach dem 
31. Dezember 1937 dem Deutschen Reich 
angegliedert waren, 

2. für Volksdeutsche Vertriebene oder Um- 
siedler 

der gleichartige Dienst bei einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn im Herkunftsland. 

§ 91 

Ausnahmereglung vor Einführung der 

Wehrpflicht 

Vor Einführung der Wehrpflicht sind die 
Leistungen der §§ 9, 10 und 60 Abs, 1 nicht 
von der Ableistung des Grundwehrdienstes 
abhängig. 

§ 92 

Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister für Verteidigung er- 
läßt die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern des Innern und der Finanzen zu 
den §§ 4 und 5 und zum Dritten Teil auch 
Im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit. 

§ 93 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 

in Kraft. Zugleich 

trten § 58 b des Soldatengesetzes und § 3 

des Zweiten Gesetzes über den 

Bundesgrenzschutz vom 

(Bundesgesetzbl. IS.. . .) außer Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeines 

Der Entwurf behandelt die Versorgung und 
Berufsförderung der Soldaten der Streit- 
kräfte der Bundesrepublik Deutschland so- 
wie die Versorgung ihrer Hinterbliebenen. 
§ 26 Abs. 1 des Soldatengesetzes hat die Re- 
gelung der Versorgung ausdrücklich einem 
besonderen Gesetz zugewiesen. Der Entwurf 
knüpft an die historische Entwicklung des 
Versorgungsrechts der Soldaten an, berück- 
sichtigt aber auch in vollem Umfange das 
geltende Versorgungsrecht, besonders das 
Bundesbeamtengesetz und das Bundesver- 
sorgungsgesetz. Die Befugnis zur ausschließ- 
lichen Gesetzgebung steht nach Artikel 73 
Nr. 1 des Grundgesetzes dem Bund zu, da 
das Gesetz die Rechte der Soldaten und so- 
mit eine Angelegenheit der Verteidigung be- 
trifft. 

1. Historische Entwidclung 

Nach der Gründung des Deutschen Reiches 
wurden die Soldaten aller Dienstgrade des 
Reichsheeres und der kaiserlichen Marine 
nach dem Militärpensionsgesetz von 1871 
versorgt. Die vorher sehr patriarchalisch 
wahrgenommene Fürsorge des Landesherrn, 
die sich hauptsächlich auf die Invaliden er- 
streckte und eine Unterbringung im zivilen 
Dienst oder in den Invalidenhäusern vorsah, 
wurde damit auf eine einheitliche gesetzliche 
Grundlage gestellt. Offiziere des aktiven 
Dienststandes und bei Dienstunfähigkeit In- 
folge Dienstbeschädigung auch Offiziere des 
Beurlaubtenstandes erhielten eine Pension. 
Unteroffiziere und Mannschaften hatten 
nach einer Dienstzeit von mindestens 18 Jah- 
ren oder bei Invalidität schon früher An- 
spruch auf Invalidenversorgung (Pension, 
Pensionszulage, Zivilversorgungsschein, Auf- 
nahme in ein Invalidenhaus, Verwendung Im 
Garnisonsdienst). Kriegszeiten wurden beson- 
ders angerechnet. Bei einer durch den Krieg 
verursachten Dienstunfähigkeit wurden 
Kriegszulagen, für schwere Dienstbeschädi- 
gung sogenannte „Verstümmelungszulagen“ 
gewährt. Hinterbliebene erhielten unter be- 
stimmten Voraussetzungen eine besondere 
Versorgung. 

Das Offizierspensionsgesetz und das Mann- 
schaftsversorgungsgesetz von 1906 berück- 
sichtigten die in der Zwischenzeit vorgenom- 
menen Änderungen und verbesserten die 


Versorgungsleistungen. Unteroffiziere und 
Mannschaften konnten jetzt statt des Zivil- 
versorgungsscheins eine einmalige Abfindung 
erhalten. Die Hinterbliebenen wurden durch 
ein besonderes Gesetz, das Militärhinterblie- 
benengesetz von 1907 versorgt. 

Nach Beendigung des ersten Weltkrieges er- 
gingen neue Gesetze, die die Versorgung 
regelten. Für Offiziere und Kapitulanten, 
d. h. die freiwillig über die gesetzliche Dienst- 
zeit hinaus dienenden Unteroffiziere und 
Mannschaften, die infolge der Verminderung 
der Wehrmacht aus dem aktiven Dienst aus- 
schelden mußten, galt das Offiziersentschädi- 
gungsgesetz oder das Kapitulantenentschädi- 
gungsgesetz (beide vom 13. September 1919). 
Ansprüche von Soldaten, die eine militärische 
Dienstbeschädigung erlitten hatten, und von 
Ihren Hinterbliebenen richteten sich nach 
dem Reichsversorgungsgesetz vom 12. Mai 
1920. 

Das im Jahre 1921 erlassene Wehrmachts- 
versorgungsgesetz (WVG) enthielt als Kern- 
stück der Versorgung für die Berufssoldaten 
der Reidiswehr den Zivildienstschcln, der 
eine Anwartschaft auf Anstellung im Öffent- 
lichen Dienst zusicherte. Dieser galt auch für 
Offiziere bis zum Oberst einschließlich. Da- 
neben wurden Übergangsgebührnisse, eine 
einmalige Übergangsbeihilfe, Zulagen, Zu- 
schläge sowie Umzugsentschädigung gewährt. 
An Stelle des Zivildienstscheines konnte ein 
Vorschuß bis zur vollen Höhe der Über- 
gangsgebührnisse und der Zulagen hierzu ge- 
währt werden. Außerdem war es möglich, 
eine Reldisbürgschaft zur Errichtung von 
ländlichen Siedlungen oder zur Ausübung 
der See- und Küstenfischerei zu erhalten. Die 
Gesamthöhe dieser Bürgschaft durfte den 
fünfzehnfachen Jahresbetrag des zuletzt zu- 
ständigen Diensteinkommens nicht über- 
schreiten. Offizieren stand je nach ihrer 
Dienstzeit ein Anspruch auf Übergangsge- 
bührnisse oder Ruhegehalt zu, das unter be- 
stimmten Voraussetzungen kapitalisiert wer- 
den konnte. Für Beschädigte galten mit Ein- 
schränkung zusätzlich die Vorschriften des 
Reichsversorgungsgesetzes, das Heilbehand- 
lung, Zulagen oder eine Rente gewährte. Die 
Hinterbliebenen wurden nach den Vorschrif- 
ten für die Hinterbliebenen von Reichsbe- 
amten oder nach den Vorschriften des Reichs- 
versorgungsgesetzes versorgt. 
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Mit der Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrpflicht im Jahre 1935 wurde zwangs- 
läufig abermals eine Neuordnung des Ver- 
sorgungsrechts notwendig. Diese brachte das 
Wehrmachtsfürsorge“ und Versorgungsgesetz 
(WFVG) vom 26. August 1938. Es baute 
sidi zwar auf den Versorgungsleistungen des 
WVG auf, ging aber in einer Reihe von Be- 
stimmungen darüber hinaus. So wurde vor 
allem für Unteroffiziere, die mindestens 
12 Jahre Wehrdienst geleistet hatten, die 
Unterbringung im öffentlichen Dienst weiter 
entwickelt. Diese Unteroffiziere wurden mit 
ihrer Entlassung in das sog. Militäranwärter- 
verhältnis berufen und erhielten Militäran- 
wärterbezüge, falls sie es nicht vorzogen, in 
das freie Erwerbsleben überzutreten und die 
hierfür vorgesehene Geldabfindung zu wäh- 
len. Beim Vorliegen der beamtenrechtlichen 
Voraussetzungen konnten sie aus dem Mili- 
täranwärterverhältnis in das planmäßige Be- 
amtenverhältnis übernommen werden. Un- 
teroffiziere mit einer Dienstzeit von 18 Jah- 
ren hatten Anspruch auf Ruhegehalt; sie 
konnten aber auch die Versorgung der Un- 
teroffiziere mit 12 Dienstjahren wählen und 
Beamte werden. Offiziere erhielten nach min- 
destens 10 Dienstjahren Ruhegehalt. Das 
Ruhegehalt der Offiziere und Unteroffiziere 
konnte — ebenso wie nadi dem WVG — 
kapitalisiert werden. Den Beschädigten wurde 
Heilfürsorge, Versehrtengeld, bei Arbeitsver- 
wpndungsunfähigkeit Pvcntc und unter be- 
stimmten Voraussetzungen eine Reihe von 
Zulagen gewährt. Die Hinterbliebenenver- 
sorgung regelte das WFVG selbständig. Sie 
bestand in der Gewährung von Witwen- 
Geld oder -Rente, Waisen-Geld oder -Rente, 
Eltern-Geld oder -Rente und Kinderzu- 
schlag. 

Für die Versorgungsfälle eines besonderen 
Einsatzes der Wehrmadit sah das Einsatz- 
fürsorge- und Versorgungsgesetz vom 6. Juli 
1939 noch eine besondere Fürsorge neben der 
nadi dem WFVG vor. 

Nach dem Zusammenbruch des Deutschen 
Reiches von 1945 untersagten die Besatzungs- 
mädite die Anwendung der zu dieser Zeit 
geltenden Versorgungsgesetze. Durch das 
Kontrollratsgesetz Nr. 34 vom 20. August 
1946 wurden sie aufgehoben. Für den Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes traten später 
an ihre Stelle das Bundesversorgungsgesetz 
vom 20. Dezember 1950 und das Gesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 GG fallenden Personen (G 131) 
vom 11. März 1951. 


Die Neuordnung der Versorgung der Solda- 
ten der Streitkräfte konnte nicht in einer 
Wiederbelebung des früheren Rechts beste- 
hen. Die Notwendigkeit zur Fortentwicklung 
ergibt sidi aus der veränderten rechtlichen 
und politischen Stellung des Soldaten und 
den gewandelten Anforderungen der Gegen- 
wart. 

2. Grundlagen des Entwurfes 

Der Entwurf geht von der Rechtsstellung des 
Soldaten aus, die das Soldatengesetz vorsieht. 
Er hat infolgedessen die Versorgung zu 
regeln für drei Gruppen von Soldaten und 
deren Hinterbliebene, nämlich für 

1. die Wehrpflichtigen, 

2. die Soldaten auf Zeit und 

3. die Berufssoldaten. 

Zu beachten ist dabei, daß zu den Soldaten 
auf Zeit auch die Unteroffiziere zu zählen 
sind, die 12 Jahre Wehrdienst leisten. Nach 
früherem Rediit waren sie Berufssoldaten. 
Auch Offiziere können in einem Dienstver- 
hältnis auf Zeit stehen, und zwar bis zur 
Dauer von 10 Jahren; sie scheiden dann als 
Offiziere der Reserve aus. Hervorzuheben 
ist ferner, daß in das Dienstverhältnis eines 
Berufssoldaten auf Lebenszeit entgegen frü- 
herem Recht nicht nur Offiziere, sondern 
auch Unteroffiziere berufen werden können. 

3. Aufbau des Entwurfs 

Der Entwurf gliedert sidi ln fünf Teile. 

Der Erste Teil enthält die einleitenden Vor- 
schriften. 

Der Zweite Teil behandelt das Recht auf Be- 
rufsförderung und Dienstzeltversorgung 
der Soldaten auf Zeit und der Berufssoldaten, 
sowie die Versorgung der Hinterbliebenen 
dieser Soldaten. 

Der Dritte Teil regelt die Versorgung der 
Soldaten, die während ihrer Dienstzeit einen 
Körperschaden erlitten haben, die Versor- 
gung gleichgestellter Zivilpersonen und die 
Versorgung der Hinterbliebenen dieser 
Gruppen. 

Der Vierte Teil befaßt sidi mit der Organi- 
sation der Behörden, die die Versorgung 
durchführen sollen. Außerdem wird der 
Rechtsweg bestimmt. 

Der Fünfte Teil bringt Schluß Vorschriften. 
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4. Grundsätzliche Bemerkungen 

a) Dienstzeitversorgung und Berufsförderung 

aa) Wehrpflichtige Soldaten: 

Wehrpflichtige Soldaten erhalten keine 
Dienstzeitversorgung und Berufsförderung 

bb) Soldaten auf Zeit: 

Die Berufsförderung der Soldaten auf Zeit 
umfaßt die Aus- und Weiterbildung für das 
spätere Berufsleben und die Eingliederung In 
das spätere Berufsleben. Die Dienstzeitver- 
sorgung besteht aus Übergangsgebührnissen 
und Übergangsbeihilfe. 

Im Mittelpunkt der Leistungen steht die Be- 
rufsförderung. Daher ist es ein entscheiden- 
des Anliegen des Entwurfs, dem entlassenen 
Soldaten wieder zu einem Beruf zu verhelfen, 
In dem er nach seiner Eignung am besten der 
Gesamtheit nutzen kann. Es wird angestrebt, 
daß der Soldat in möglichst viele Berufs- 
zweige in Wirtschaft, Handwerk, Handel 
und Gewerbe und In den öffentlichen Dienst 
eingegliedert werden kann. Die Selbstver- 
antwortlichkeit und Eigeninitiative des aus- 
scheidenden Soldaten sollen gestärkt werden. 
Andererseits betonen die Streitkräfte ihre 
Verpflichtung, dem Soldaten bei der Vorbe- 
reitung für die Erlangung eines angemesse- 
nen Platzes im Beruf jede nur erdenkliche 
Unterstützung zu leisten. Es muß nicht nur 
ein soziales Absinken des ausscheidenden Sol- 
daten verhindert, es soll Ihm bei längerer 
Dienstzeit vielmehr ein sozialer Aufstieg er- 
möglicht werden. Der Entwurf gibt daher 
den Unteroffizieren und Mannschaften auf 
Zeit einen Anspruch auf Ausbildung oder 
Weiterbildung für das spätere Berufsleben. 
Schon während der Dienstzeit sollen auf Bil- 
dungseinrichtungen der Streitkräfte die allge- 
meinen Voraussetzungen für die spätere 
eigentliche Fachausbildung geschaffen werden. 
Die Fachausbildung selbst werden die Streit- 
kräfte am Ende der Dienstzeit und nach dem 
Ausscheiden auf allen dafür geeigneten zivi- 
len Einrichtungen ermöglichen. Auch wäh- 
rend der Dienstzeit werden die Streitkräfte 
bestrebt sein, die Berufsverbundenheit durch 
besondere Vorkehrungen zu erhalten. 

Für Offiziere auf Zeit, die grundsätzlich die 
Reifeprüfung abgelegt haben müssen, ist 
eine Ausbildung für das spätere Berufsleben 


nicht vorgesehen. Für sie lassen sich keine 
Berufsziele aufstellen, die nach der Länge 
der Dienstzeit abgestuft sind. Sie werden 
durch die Übergangsbeihilfe in die Lage ver- 
setzt, sich die notwendige Berufsausbildung 
nach freier Wahl selbst zu verschaffen. 


Für Soldaten auf Zeit mit einer zwölfjährigen 
Dienstzeit kann auf eine Unterbringung im 
öffentlichen Dienst nicht verzichtet werden, 
mag auch ein Teil dieser Soldaten In das 
freie Erwerbsleben zurückkehren. Diese Un- 
terbringungsart entspricht einer längeren 
Tradition und wird von den künftigen Sol- 
daten gleichfalls als selbstverständlich erwar- 
tet. Sie ist im übrigen auch notwendig, weil 
sie vornehmlich geeignet Ist, qualifizerten 
Nachwuchs zu einer Dienstleistung von zwölf 
Jahren zu veranlassen. Mancher, der zwölf 
Jahre gedient hat, ist seinem früheren Be- 
ruf so entfremdet, daß er mit Recht befürch- 
ten muß, gegenüber seinen Berufsgenossen, 
die die ganze Zeit über In ihrem Beruf geblie- 
ben sind, nicht mehr wettbewerbsfähig zu 
sein. Er darf erwarten, daß der Staat ihm 
nach so langer Dienstzeit einen Aufstieg in 
ein Rechtsverhältnis ermöglicht, das wohl- 
ausgewogene soziale Sicherungen bietet. Die 
Unterbringung Ist den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen angepaßt. Von einer Wiederein- 
führung des durch das WFVG geschaffenen 
Militäranwärterverhältnisses ist abgesehen. 
Der Bewerber kat keinen persönlichen An- 
spruch auf Einstellung in den öffentlichen 
Dienst. Der vorgesehene Zulassungsschein Ist 
lediglich ein Ausweis über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für eine Bewerbung. Die 
Streitkräfte werden dafür sorgen, daß die Be- 
werber in allgemeiner Form für ihren künf- 
tigen Beruf so vorgebildet werden, daß sie 
dem Bildungsstand der zivilen Beamtenan- 
wärter entsprechen. Die Berufsausbildung 
wird bei den Behörden selbst vorgenommen. 
Diese sind in der Auswahl der Bewerber frei, 
ihre Personalhoheit wird also nicht ange- 
tastet. Die Behörden sind allerdings ver- 
pflichtet, entsprechend dem Im Entwurf vor- 
gesehenen Stellenvorbehalt Beamten- und 
Angestelltenstellen für ausgeschiedene Solda- 
ten frei zu halten. 

Für die Übergangszeit ist eine besondere Ver- 
sorgungsart (§ 69) für die Soldaten auf Zeit 
vorgesehen, die bereits in der ehemaligen 
Wehrmacht gedient haben. Sie sind für die 
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Aufstellung der Streitkräfte unentbehrlich, 
befinden sich aber schon bei der Einstellung 
im vorgeschrittenen Lebensalter und werden 
in einem Alter von 40 bis 45 Jahren wieder 
entlassen werden müssen. Es ist anzunehmen, 
daß sie nur dann ihre jetzige Stellung auf- 
geben, um sich zu neuem Wehrdienst von 
meistens nur einigen Jahren bereit zu erklä- 
ren, wenn ihnen dadurch Aussicht auf eine 
ausreichende wirtschaftliche Sicherung für 
später gegeben wird. Mit Übergangsgebühr- 
nissen und Berufsförderung ist ihnen nicht 
gedient. Der Entwurf sieht daher vor, daß 
Unteroffiziere nach einer Gesamtdienstzeit 
von 12 Jahren und Offiziere nach einer sol- 
chen von 10 Jahren einen Unterhaltsbeitrag 
erhalten. Die Bestimmung ist dem G 131 
nachgebildet. Eine Überleitung in den öffent- 
lichen Dienst ist nicht vorgesehen, da diese 
Soldaten bei ihrem Ausscheiden die für die 
Einstellung in den öffentlichen Dienst maß- 
gebenden Altersgrenzen überschritten haben. 
Soldaten, die in der ehemaligen Wehrmacht 
gedient haben, im übrigen aber die Voraus- 
setzungen der erwähnten Vorschrift nicht er- 
füllen, erhalten die allgemeine Versorgung. 

cc) Berufssoldaten: 

Die Versorgung der Berufssoldaten und ihrer 
Hinterbliebenen ist der Versorgung der Bun- 
desbeamten angeglichen. Der Entwurf hat 
insoweit das Bundesbeamtengesetz als Grund- 
lage. Nur dort, wo die Rechtsstellung der 
Staatsdiener in Uniform auf Gnmd anderer 
Gesetze und militärischer Sonderheiten sich 
von der des Staatsdieners in Zivil unterschei- 
det, ist zwangsläufig von dem Grundsatz der 
Gleichheit der Staatsdiener abgewichen. Ab- 
weichungen sind vor allem bedingt durch die 
zum Teil wesentlich niedrigeren Altersgren- 
zen der Soldaten und durch die größeren 
Gefahren des soldatischen Berufs für Leben 
und Gesundheit. Die niedrigeren Altersgren- 
zen bewirken eine Änderung der Ruhege- 
haltsskala (§ 23) und die Einführung eines 
Ausgleichs (§ 36) in Anlehnung an das Ge- 
setz zur vorläufigen Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes (vorl. BPolBG) vom 6. August 1953 
und hinsichtlidi des Ausgleichs audi in An- 
lehnung an den Entwurf eines Ersten Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes. Aus gleichem 
Anlaß ist die Möglichkeit einer Kapitalisie- 
rung eines Teiles des Ruhegehalts vorgesehen. 
Vorbild dafür sind ähnliche Bestimmungen 
in den früheren Versorgungsgesetzen, wie 


auch im geltenden Recht, z. B. dem Bundes- 
versorgungsgesetz und dem G 131. Es er- 
scheint auch angebracht, diejenigen jungen 
Berufssoldaten an den BerufsfÖrderungsmaß- 
nahmen für Soldaten auf Zeit teilnehmen zu 
lassen, die infolge einer ohne eigenes grobes 
Verschulden eingetretenen Dienstunfähigkeit 
aus dem Wehrdienst ausscheiden müssen. An- 
ders als der Beamte in gleicher Lage wird der 
Soldat mit den im Wehrdienst erworbenen 
Kenntnissen allein schwerlich eine neue Ver- 
wendung im Berufsleben finden. 

Von den Unfallbestimmungen des Bundes- 
beamtengesetzes ist nur das Unfallruhegehalt 
übernommen. Die übrigen Leistungen, Heil- 
behandlung und Unfallausgleich werden 
nach den Vorschriften des Dritten Teiles (Be- 
schädigtenversorgung) gewährt, damit die 
einheitliche Behandlung der verschiedenen 
Soldatengruppen (Wehrpflichttige, Soldaten 
auf Zeit und Berufssoldaten) hinsichtlich 
einer Wehrdienstbeschädigung gewährleistet 
bleibt. 

b) Beschädigtenversorgung 

Der von der Beschädigtenversorgung han- 
delnde Teil besteht im wesentlichen nur aus 
Bestimmungen, die das Bundesversorgungs- 
gesetz auf die im Dienst der Streitkräfte Be- 
schädigten für anwendbar erklären. Der 
wehrdienstbeschädigte Soldat der Streitkräfte 
ist also nidii anders gestellt als der Kriegs- 
beschädigte der beiden Weltkriege. Ansprüdie 
aus der Dienstzeitversorgung und der Be- 
schädigtenversorgung bestehen nebeneinan- 
der. Eine ungerechtfertigte Häufung von Lei- 
stungen kann dadurch nicht eintreten. Sie 
wird verhindert durch die Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes (§ 65) über das 
Ruhen des Rechts auf Versorgung, wenn 
beide Ansprüche auf der gleichen Ursache be- 
ruhen. Diese Regelung entspricht bereits gel- 
tendem Recht, nämlich dem Verhältnis des 
Bundesbeamtengesetzes und des Gesetzes zu 
Artikel 131 Grundgesetz auf der einen Seite 
und des Bundesversorgungsgesetzes anderer- 
seits. Darüber hinaus sieht der Entwurf (§ 80 
Abs. 1) besondere Bestimmungen für den 
Fall vor, daß Ruhegehalt (Unfallruhegehalt) 
eines Berufssoldaten oder Witwen- und Wai- 
sengeld seiner Hinterbliebenen mit Renten- 
ansprüdien aus dem Dritten Teil Zusammen- 
treffen. 
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II. Die Versorgung im einzelnen 
ERSTER TEIL 

Einleitende Vorschriften 

Zu § 1 

§ 1 bestimmt den persönlldien und sachlichen 
Geltungsbereich des Gesetzes. Das Gesetz 
gilt für die ehemaligen Soldaten der Streit- 
kräfte, für die in § 75 Abs. 2 gleichgestellten 
Zivilpersonen und für die Hinterbliebenen. 
Gemäß §§ 4, 5, 82 und 83 werden Leistungen 
audi Soldaten gewährt, deren Dienstverhält- 
nis noch nicht beendet ist. 

Zu § 2 

§ 2 stellt klar, welche Zeit als Wehrdienst- 
zeit Im Sinne dieses Gesetzes anzusehen ist. 
Danach beginnt die Wehrdienstzeit im Ge- 
gensatz zu § 2 des Soldatengesetzes mit dem 
tatsächlichen Diensteintritt. Die Zeit des ab- 
geleisteten Grundwehrdienstes wird nach 
Satz 2 auf die Gesamtdienstzeit allerdings in 
der gesctzlidi festgelegten Dauer angerechnet, 
auch wenn die Zeit zwischen Eintritt und 
Entlassungstag nicht genau diese Zeitspanne 
ergibt. Diese Bestimmung hat Bedeutung für 
die Berechnung der Gesamtdienstzeit der Sol- 
daten auf Zeit, nicht dagegen für die ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit der Berufssoldaten 
(§ 17 Abs. 1). 


ZWEITER TEIL 

Berufsförderung und Dienstzeitversorgung 
der Soldaten und ihrer Hinterbliebenen 

Absdinitt I behandelt die Leistungen, die sich 
für Soldaten auf Zeit aus ihrer Dienstzeit er- 
geben, nämlich Berufsförderung und Dienst- 
zeitversorgung. 

Zu § 3 

§ 3 zählt die einzelnen Arten dieser Leistun- 
gen auf. 

Zu § 4 

§ 4 legt in Absatz 1 fest, daß ein Rechts- 
anspruch auf die für das spätere Berufsleben 
notwendige Ausbildung oder Weiterbildung 
besteht. Die Kosten dafür trägt der Bund. 
Gleichzeitig wird bestimmt, daß zu dem 


Kreis der Berechtigten nur Unteroffiziere 
und Mannschaften auf Zeit gehören. Offi- 
ziere auf Zeit werden durch die im § 10 vor- 
gesehene Übergangsbeihilfe in die Lage ver- 
setzt, selbst für die für ihren Zivilberuf 
notwendige Ausbildung zu sorgen. 

Absatz 2 sieht für Unteroffiziere und Mann- 
schaften auf Zeit zwei Berufsbildungsmaß- 
nahmen vor. Es wird Bildungseinrichtungen 
der Streitkräfte geben, in denen ein allge- 
meinberuflidaes Wissen vermittelt würd, um 
auf diese Weise die Grundlagen für eine spä- 
tere Fadaausbildung zu festigen oder zu ver- 
tiefen. Diese Einrichtungen werden gleich- 
zeitig für den militärischen Dienst von 
Bedeutung sein, da sie auch das allgemein- 
berufliche Wissen der längerdienenden Sol- 
daten in Beziehung auf ihren militärischen 
Dienst fördern sollen. Neben diesen Maß- 
nahmen steht für die Unteroffiziere und 
Mannschaften, die wenigstens vier Jahre 
Wehrdienst geleistet haben, die eigentliche 
fachliche Ausbildung oder Weiterbildung für 
den erstrebten Beruf auf fadalichen Bildungs- 
einrichtungen, die schon für die Wirtschaft 
oder den öffentlichen Dienst vorhanden sind. 

Absatz 3 stellt klar, daß die persönliche Nei- 
gung und Eignung sowie die Lange der 
Wehrdienstzeit Einfluß auf Art und Umfang 
der Ausbildung oder Weiterbildung haben. 
Der objektive Ansprudi auf Ausbildung oder 
Weiterbildung kann nicht unabhängig von 
den subjektiven Fähigkeiten sein. Die Länge 
der Wehrdienstzeit ist zu berücksiditigen, 
weil die Ausbildung eine Gegenleistung für 
den geleisteten Dienst ist. Das Nähere über 
Art, Umfang und Dauer der Ausbildung 
oder Weiterbildung wird durch Rechtsver- 
ordnung geregelt. 

Absatz 4 bestimmt, daß das Recht auf Aus- 
bildung oder Weiterbildung entfällt, wenn 
das Dienstverhältnis der Soldaten auf Zeit 
aus anderen Gründen als wegen Zeltablaufs 
oder Dienstunfähigkeit endet. 

Zu § 5 

§ 5 Absatz 1 legt fest, daß die allgemein- 
berufliche Ausbildung oder Weiterbildung 
frühestens vom dritten Dlenstjahr ab im 
Verlauf der Wehrdienstzelt durdageführt 
wird. 

Die fachlidie Ausbildung oder Weiterbildung 
wird dagegen nach Absatz 2 aus militärischen 
und berufspädagogisdicn Gründen am Ende 
der Wehrdienstzeit zusammengefaßt. Diese 
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Regelung gilt für die Ausbildung für das 
freie Erwerbsleben ebenso wie für den öffcnt- 
lidien Dienst. Die Ausbildungsvorschriften 
des öffentlichen Dienstes bleiben unberührt. 
Der Umfang der Ausbildung oder Weiter- 
bildung ist entsprechend dem in § 4 Abs. 3 
aufgestellten Grundsatz nach der Länge der 
Wehrdienstzeit verschieden. Ein Katalog der 
anzustrebenden Berufsziele läßt sich nicht 
aufstellen. Die Zahl der Berufe, die ange- 
strebt werden können, ist zu mannigfaltig. 
Ebenso sind die Voraussetzungen, die der 
einzelne mitbringt an allgemeiner Bildung, 
an Kenntnissen, Fähigkeiten und Eignung 
sowie beruflicher Praxis völlig verschieden. 
Allen diesen Gesichtspunkten kann nur da- 
durch Rechnung getragen werden, daß ein 
bestimmter Zeitraum für die Ausbildung 
oder Weiterbildung zur Verfügung gestellt 
wird. Dabei werden zweckmäßig verschie- 
dene Dienstjahre zu Gruppen zusammen- 
gefaßt. Der Entwurf macht die Einschnitte 
bei vier, acht und zwölf Jahren. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß dem, der diese Zei- 
ten nicht erreicht, die Ausbildung oder Wei- 
terbildung nur in dem Umfang der niedrige- 
ren Gruppe gewährt wird. Wer also weniger 
als vier Jahre Wehrdienst geleistet hat, er- 
hält sie überhaupt nicht. Die Zeiträume, die 
den einzelnen Gruppen zugebilligt sind, sind 
so gewählt, daß sie praktisdi genutzt wer- 
den können. Nach vier Dienstjahren wird 
eine Festigung des bisherigen Wissens oder 
beruflidien Könnens und der Erwerb einiger 
zusätzlicher Kenntnisse im erlernten Beruf 
möglich sein. Nach acht Dienstjahren kön- 
nen höhere Ziele erreicht werden. Nach 
zwölf Dienstjahren sind die Möglidikeiten so 
erweitert, daß zum Beispiel der Besuch einer 
Ingenieurschule gewährleistet ist. Grundsätz- 
lich liegen diese Zeiten nach der Entlassung. 
Damit der ausscheidende Soldat aber nicht zu 
alt und dadurch in seiner Wettbewerbsfähig- 
keit herabgesetzt wird, soll bei achtjähriger 
Dienstzeit bereits ein halbes Jahr und bei 
zwölfjähriger Dienstzeit ein ganzes Jahr des 
Ausbildungszeitraumes in die Dienstzeit 
selbst gelegt werden. 

Absatz 3 berücksichtigt die Fälle, In denen 
sich der Abschluß der Ausbildung z. B. durch 
Krankheit verzögert, oder in denen die Aus- 
bildung für einen bestimmten Beruf länger 
als vorgesehen dauert. Der Bundesminister 
für Verteidigung kann alsdann die Ausbil- 
dung verlängern, jedoch nicht über die Dauer 
eines Jahres hinaus. 


Absatz 4 berücksichtigt, daß die Soldaten, die 
wegen Dienstunfähigkeit infolge einer Wehr- 
dienstbeschädigung entlassen werden, gemäß 
dem Dritten Teil auch einen Anspruch auf 
Berufsförderung nach § 26 des Bundesversor- 
gungsgesetzes haben können. Sie sollen als- 
dann zwischen der Ausbildung oder Weiter- 
bildung, die sie auf Grund ihrer Dienstzeit 
nach der Länge des tatsädillchen Wehr- 
dienstes erdient haben, und der anderen 
Möglichkeit wählen können. 

Zu § 6 

§ 6 bringt zum Ausdruck, daß dem aus- 
s dl eidenden Soldaten auf Zeit bei der Ein- 
gliederung in den Zivilberuf geholfen wer- 
den soll. Zu denken Ist z. B. an die Vermitt- 
lung eines angemessenen Arbeitsplatzes, an 
die Berücksichtigung der Wehrdienstzelt in 
sozialrechtlicher und tarifrechtlicher Fllnsicht 
u. ä. Einzelheiten sind einem besonderen Ge- 
setz Vorbehalten. 

Vorweggenommen sind Ihrer Bedeutung we- 
gen lediglich die Bestimmungen der §§ 7 
und 8, die die Zulassung von Soldaten mit 
zwölfjähriger Dienstzeit in den öffentlichen 
Dienst als Beamter oder Angestellter be- 
treffen. 

Zu § 7 

§ 7 Absatz 1 bestimmt, daß grundsätzlich 
nur die Unteroffiziere und Mannschaften auf 
Zeit, due miindestens zwölf Jahre gedient 
haben und bei ihrer Entlassung nicht älter 
als fünfunddreißig Jahre sind, die Möglich- 
keit haben, auf Grund des Zulassungsscheins 
in den öffentlldien Dienst einzutreten. Aus- 
nahmen sind nach Ableistung von vier 
Dienstjahren bei vorzeitiger Entlassung auf 
Grund einer Wehrdienstbeschädigung zuge- 
lassen. 

Absatz 2 stellt klar, daß mit der Erteilung 
des Zulassungsscheins kein Anspruch auf Ein- 
stellung erworben wird. Es bleibt den Behör- 
den überlassen, die ihnen geeignet ersdiei- 
nenden Bewerber auszu wählen. 

Zu § 8 

§ 8 Absatz 1 und 2 legt den Umfang des 
Stellenvorbehalts fest. Bund, Länder, Ge- 
meinden über 10 000 Einwohner und son- 
stige Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts im Bundes- 
gebiet sind in gleicher Weise In Anspruch 
genommen. Der Berechnung sind zugrunde 
gelegt die Zahlen der jährlich freiwerdenden 



Stellen im öffentlichen Dienst und der vor- 
aussichtlichen jährlichen Entlassungsquote der 
für den Zulassungsschein in Frage kommen- 
den Soldaten. Bei der Entlassungsquote ist 
jedoch von der Annahme ausgegangen, daß 
nur jeder Zweite, der an sich Anspruch auf 
einen Zulassungsschein hat, diesen in An- 
spruch nehmen wird. Ob diese Annahme 
richtig ist, kann erst die Zukunft zeigen. 
Entscheidend werden dabei vor allem die je- 
weilige Wirtschaftslage und die Aussichten 
auf eine genügende Anzahl erstrebenswerter 
Arbeitsplätze im freien Erwerbsleben sein. 
Der festgesetzte Hundertsatz des Stellenvor- 
behalts bezieht sich jeweils auf die Gesamt- 
zahl der Stellen der Laufbahngruppen des 
einfachen, mittleren und gehobenen Dienstes. 
Das gleiche gilt für die entsprechend zu be- 
wertenden Stellen der Einheitslaufbahnen 
und der Angestellten. 

Absatz 3 nimmt vom Stellenvorbehalt solche 
Stellen aus, die nicht für die Dauer vorge- 
sehen sind, nicht mit männlichen Bedienste- 
ten besetzt werden oder aus anderen Grün- 
den nicht für die Besetzung durch ehemalige 
Soldaten in Frage kommen. 

Absatz 4 trägt der Tatsache Rechnung, daß 
der Stellen Vorbehalt erst einige Jahre nach 
Beginn der Aufstellung der Streitkräfte in 
nennenswertem Umfange in Anspruch ge- 
nommen werden dürfte. Die vor dieser Zeit 
anfallenden Wehrdienstbeschädigten (§ 7 
Abs. 1 Nr. 2) haben angesichts der Zahl der 
im öffentlichen Dienst Beschäftigten keine 
große Bedeutung. Damit aber die vorbehal- 
tenen Stellen nicht schon In einem Zeitpunkt 
für eine anderweitige Besetzung gesperrt 
werden, im dem nodä nicht genügend aus- 
scheidende Soldaten vorhanden sind, ist vor- 
gesehen, daß Zeitpunkt und Umfang des 
Inkrafttretens des Stellenvorbehalts durch 
Rechtsverordnung bestimmt werden. Es ist 
anzunehmen, daß die Dienststellen dann, 
wenn der Stellen Vorbehalt in vollem Um- 
fange in Kraft tritt, inzwischen von der 
Untetbringungs Verpflichtung des G131 weit- 
gehend befreit sind. 

Ebenfalls durch Rechtsverordnung sollen die 
rein technischen Fragen geregelt werden, wie 
die vorbehaltenen Stellen und die Bewerber 
zu erfassen sind. 

Zu § 9 

§ 9 Absatz 1 gibt dem Soldaten auf Zeit, 
dessen Dienstverhältnis wegen Zeitablaufs, 


wegen Dienstunfähigkeit oder als Offiziers- 
bewerber wegen mangelnder wehrdienst- 
licher Eignung endet, einen Anspruch auf 
Übergangsgebührnisse. Diese sollen den Le- 
bensunterhalt während einer Übergangszeit 
sichern. 

In Absatz 2 sind die Höhe der Übergangs- 
gebührnisse und die Dauer der Übergangs- 
zeit angegeben. Beide sind abhängig von der 
Länge der Wehrdienstzeit. 

Nach Absatz 3 betragen die Übergangs- 
gebührnisse während der nach der Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses liegenden Zeit 
der Ausbildung oder Weiterbildung aber 
auch dann 75 vom Hundert der Dienst- 
bezüge des letzten Monats, wenn sie sonst 
dahinter Zurückbleiben. Auf diese Weise soll 
sichergestellt sein, daß die Ausbildung ohne 
Sorge um den Lebensunterhalt wahrgenom- 
men werden kann. 

Absatz 4 stellt die Übereinstimmung mit § 5 
Abs. 3 her. Wird die Ausbildungszeit ver- 
längert, so hat dies Rückwirkungen auf die 
Höhe und Dauer der Zahlung der Über- 
gangsgebührnisse. 

Nach Absatz 5 können einem Soldaten auf 
Zeit, der mindestens vier Jahre Wehrdienst 
geleistet hat und auf eigenen Antrag ent- 
lassen ist, Übergangsgebührnisse bewilligt 
werden, wenn das Verbleiben im Wehrdienst 
für ihn wegen außergewöhnlicher persön- 
licher Gründe eine besondere Härte bedeu- 
tet hätte. Die Bestimmung bezieht sich auf 
§ 50 Abs. 3 des Soldatengesetzes, ohne 
sämtliche dort aufgezählten Entlassungs- 
gründe auch für die Gewährung von Über- 
gangsgebührnissen für ausreichend zu halten. 

Nach Absatz 6 werden die Übergangsgebühr- 
nisse entsprechend ihrer Zweckbestimmung 
im Regelfall in Monatsbeträgen gezahlt; in 
begründeten Ausnahmefällen kann die Zah- 
lung auch in größeren Teilbeträgen oder in 
einer Summe geleistet werden. Auf diese 
Weise soll den Soldaten, idie aus Gründen des 
Berufswechsels einen größeren Betrag be- 
nötigen, geholfen werden. Im Falle des Todes 
des Versorgungsberechtigten ist der an ihn 
noch nicht gezahlte Betrag an seine Hinter- 
blieben en wei te r z uz ahle n . 

Zu § 10 

§ 10 Absatz 1 gewährt dem Soldaten auf 
Zeit, der nach § 9 Anspruch auf Übergangs- 
gebührnisse hat, eine Übergangsbeihilfe. Sie 
soll den Übergang vom Soldatenberuf in den 



Zivilberuf erleichtern, wozu die Übergangs- 
gebührnisse, die für den Lebensunterhalt 
während dieser Zeit verbraucht werden, 
allein nicht ausreichen. Sie ist als Betriebs- 
kapital für die Soldaten auf Zeit geeignet, 
die sich selbständig machen wollen. Für Offi- 
ziere auf Zeit, die nach den §§ 4 und 5 keine 
Ausbildung für einen Zivilberuf erhalten, 
bildet sie die Grundlage für eine selbständig 
durchzuführende Ausbildung. Insgesamt soll 
die Übergangsbeihilfe qualifizierten Soldaten 
einen Anreiz bieten, sich für eine längere 
Dienstzeit freiwillig zu verpflichten und die 
mit einem Berufswechsel in späteren Jahren 
verbundenen Nachteile in Kauf zu nehmen. 
Sie wird bei Beendigung des Dienstverhält- 
nisses In einer Summe gezahlt. 

Absatz 2 bestimmt für Unteroffiziere und 
Mannschaften die Höhe der Übergangsbei- 
hilfe. Sie ist ebenso wie die der Übergangs- 
gebührnisse nach der Länge der abgeleisteten 
Dienstzeit gestaffelt. Sie beginnt mit 500 DM 
bei einer Dienstzeit von weniger als vier 
Jahren und steigt mit jedem weiteren Dienst- 
jahr um 500 DM bis auf 5000 DM bei einer 
Dienstzeit von zwölf Jahren. 

Absatz 3 bringt eine Regelung für die In- 
haber des Zulasisungsscheins. Sie erhalten nur 
20 vom Hundert des sonst festgesetzten Be- 
trages. Der volle Betrag wird ihnen nicht 
gewährt, weil sie von einem Staatsdiener- 
verhältnis In ein anderes Staatsdiienerverhält- 
nis überwechseln. Zur Erleichterung dieses 
Berufswechsels ist andererseits aber eine Hilfe 
angebracht. 

Absatz 4 schafft für Inhaber des Zulassungs- 
scheins die Möglichkeit, innerhalb der Zeit, 
in der sie Übergangsgebührnisse beziehen, 
gegen Rückgabe des Scheins die volle Über- 
gangsbeihilfe zu wählen. 

Absatz 5 bestimmt für Offiziere auf Zeit die 
Höhe der Übergangsbeihilfe. Sie beginnt mit 
2000 DM bei einer Dienstzeit von weniger 
als vier Jahren und steigt auf 10 000 DM bei 
einer Dienstzeit von zehn Jahren. Die für 
die eilnzelnen Dienstjahre festgesetzten Be- 
träge müssen höher sein als in Absatz 2. Im 
Gegensatz zur Regelung für Unteroffiziere 
und Mannschaften sind hier die Kosten der 
Ausbildung für einen späteren Beruf hinzu- 
gerechnet. Dabei Ist berücksichtigt, daß diese 
Kosten in der Regel höher sein werden als 
bei Unteroffizieren und Mannschaften, da 
die Offiziere auf Grund ihrer höheren Schul- 
ausbildung andere Berufe wählen werden als 
diese. Nicht zuletzt muß der Anreiz zu einer 


längeren Verpflichtungszeit genügend groß 
sein, damit vor allem in der Luftwaffe und 
Marine die für einen Offizier aufgewendeten 
hohen Ausbildungskosten in ausreichendem 
Maße den Streitkräften zugute kommen. 
Ferner wird durch eine angemessene Anzahl 
von Offizieren auf Zeit eine Erhöhung der 
Planstellen für Berufsoffiziere vermieden. 

Absatz 6 trifft für Soldaten auf Zeit, die auf 
eigenen Antrag entlassen worden sind, eine 
Regelung, die der in diesem Fall hinsichtlich 
der Übergangsgebührnisse geltenden ent- 
spricht. 

Absatz 7 läßt die Zahlung der Übergangsbei- 
hilfe an die Hinterbliebenen auch dann zu, 
wenn der Soldat auf Zeit während des Wehr- 
dienstverhältnisses stirbt. 

Absatz 8 sieht vor, daß die allgemeinen Vor- 
schriften der §§ 45 Abs. 1, 46 Abs. 2 und 47 
über die Pfändung und Verpfändung, Rück- 
forderung und Zurückbehaltung von Versor- 
gungsbezügen auch für die Übergangsbeihilfe 
gelten. 

Abschnitt II regelt die Dienstzeitversorgung 
der Berufssoldaten. 

Zu § 11 

§11 zählt die Leistungen der Dienstzeltver- 
sorgung für Berufssoldaten auf. Sie werden 
In den §§ 37 und 38 für dienstunfähige 
Berufssoldaten durch Maßnahmen zur Be- 
rufsförderung und Eingliederung in das spä- 
tere Berufsleben ergänzt. 

Z^U ^ IZ 

§ 12 Absatz 1 bestimmt, daß der Berufs- 
soldat, der nach den Vorschriften des Sol- 
datengesetzes in den Ruhestand oder in den 
einstweiligen Ruhestand getreten ist, Ruhe- 
gehalt erhält. 

Absatz 2 legt fest, welche Dienstzeiten auf 
die zehnjährige Wartezeit angerechnet wer- 
den, die § 39 Abs. 4 des Soldatengesetzes für 
den Eintritt in den Ruhestand voraussetzt. 
Die Regelung entspricht § 106 Abs. 2 BBG. 

Zu § 13 

§ 13 regelt die Berechnung des Ruhegehaltes 
nach herkömmlichem Recht auf der Grund- 
lage der „ruhegehaltfähigen Dienstbezüge" 
und der „ruhegehaltfäihigen Dienstzeit". 

Zu § 14 

§ 14 bestimmt wie § 108 BBG idie Bestand- 
teile der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 
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Zu § 15 

§ 15 Absatz 1 schreibt vor, daß das Ruhe- 
gehalt erst dann aus den Dienstbezügen des 
letzten Dienstgrades berechnet werden darf, 
wenn der Soldat diesen Dienstgrad minde- 
stens ein Jahr innegehabt hat. Ausnahmen 
bestimmt Absatz 2. Die Vorschrift entspricht 
§ 109 BBG. 

Zu § 16 

§ 16 Absatz 1 enthält in Angleichung an 
§ 110 BBG für die Berücksichtigung von Be- 
förderungen bei der Bemessung der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge die weitere Vor- 
aussetzung, daß für je sechs Dienstjahre seit 
der Anstellung nur eine Beförderung zu 
berücksichtigen ist. Die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge dürfen jedoch nicht hinter 
fünfzig vom Hundert der zuletzt erhaltenen 
Dienstbezüge Zurückbleiben. 

Absatz 2 erläutert den Begriff der Anstel- 
lung. Ausgegangen wird grundsätzlich von 
der erstmaligen Berufung in das Dienstver- 
hältnis eines Soldaten auf Zeit, denn der 
Berufssoldat muß zunächst das Dienstver- 
hältnis eines Soldaten auf Zeit durchlaufen. 
Bei Offizieren wird von der Ernennung 
zum Leunant ausgegangen, bei Sanitätsoffi- 
zieren jedoch von der Ernennung zum Stabs- 
arzt, da diese Offiziere mit dem Dienstgrad 
eines Stabsarztes angestellt werden. 

Absatz 3 erläutert in Übereinstimmung mit 
§ 110 Abs. 2 BBG den Begriff der Beförde- 
rung. Er bestimmt wie dieser außerdem, 
welche Ernennungen oder Anstellungen in- 
nerhalb von ausdrücklich zusammengefaßten 
Besoldungsgruppen der Besoldungsordinun- 
gen A und B keine Beförderungen sind. Zu- 
grunde gelegt sind die zur Zeit geltenden 
Besoldungsgruppen nach der Zweiten Ver- 
ordnung über die Besoldung der Freiwilligen 
in den Streitkräften vom 31. Januar 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 61). Die Zusammen- 
fassung entspricht § 2 der Verordnung zur 
Änderung und Ergänzung der Ersten Durch- 
führungsverordnung zum G131 vom 10. Juni 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 274). Hinzu- 
genommen sind wie in § 110 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe b BBG die Besoldungsgruppen B 6 
und B 7 a, da eine Verkürzung des Maß- 
stabes von sechs Dienst jahren für die Berück- 
sichtigung der Beförderungen der Soldaten 
geboten ist. 

Absatz 4 besagt, daß dem Berufsoffizier nach 
einer Dienstzeit von mehr als 36 Jahren seit 


der Ernennung zum Leutnant das Ruhe- 
gehalt aus dem im Zuge der regelmäßigen 
Dienstlaufbahn erlangten Dienstgrade ge- 
währt wird. Andernfalls würde wegen der 
Altersgrenze der Dienstgrad General niemals 
berücksichtigt werden können. Die Vor- 
schrift hat ihr Vorbild in § 2 Abs. 3 der er- 
wähnten Durchführungsverordnung zum 
G 131. 

Absatz 5 trifft die gleiche Regelung wie 
§110 Abs. 3 BBG für den Fall, daß bei einer 
Beförderung Besoldungsgruppen übersprun- 
gen worden sind. 

Absatz 6 ermächtigt die Bundesregierung 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung, durch 
die zum Ausgleich von Härten Vordienst- 
zeiten, z. B. Beamtendienstzeiten, angerech- 
net werden können. 

Absatz 7 erklärt, daß durch die vorstehende 
Regelung der Grundsatz des § 15 unberührt 
bleibt. 

Zu § 17 

§17 legt fest, in welchem Umfang die Wehr- 
dienstzeit bei den Streitkräften ruhegehalt- 
fähig ist. Frühere Wehrdienstzeiten oder ihr 
gleichgeachtete Zeiten erwähnen die Über- 
gangsvorschriften. Die Ausnahmen in Ab- 
satz 1 und 2 entsprechen inhaltlich denen in 
§ 111 BBG. Außerdem sind Zeiten, die der 
Berechnung der vollen Übergangsbeihilfe zu- 
grunde gelegt sind, nicht ruhegehaltfähig. 

Zu § 18 

§18 erhöht entsprechend der Vorschrift des 
§ 112 Nr. 1 BBG die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit. Die Bestimmung soll auf Soldaten 
im Ruhestand einen Anreiz ausüben, auch 
eine nur vorübergehende Beschäftigung als 
Berufssoldat oder Beamter anzunehmen. Sie 
ist für alle Berufssoldaten von Bedeutung, 
die infolge Dienstunfähigkeit oder wegen 
Erreichens der Altersgrenze ausgeschieden 
sind, ehe sie die für das Höchstruhegehalt 
erforderliche ruhegehaltfähige Dienstzeit er- 
reicht haben. 

Zu § 19 

§ 19 Absatz 1 schreibt wie § 115 BBG vor, 
daß gewisse, vor der Berufung in das Sol- 
datenverhältnis liegende Zeiten eines privat- 
rechtlichen Arbeitsverhältnisses im öffent- 
lichen Dienst als ruhegehaltfähig berücksich- 
tigt werden sollen. Die früher ausgeübte 
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Tätigkeit muß ursächlich für die Einstellung 
als längerdienender Soldat gev/esen sein. 

Absatz 2 soll eine Doppelversorgung, die sich 
aus der doppelten Anrechnung solcher Zei- 
ten ergibt, verhindern. Satz 2 entspricht 
§ 139 Abs. 1 Nr. 14 des Entwurfs eines 
Ersten Beamtenrechtsrahmengesetzes. 

Zu § 20 

§ 20 ermöglicht, daß vor der Einstellung in 
die Streitkräfte liegende Zelten einer Ausbil- 
dung auf einer wissenschaftlichen Hochschule 
und einer damit zusammenhängenden prak- 
tischen Tätigkeit auf die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit angerechnet werden können. Die 
Ausbildung muß in den Laufbahnvorschrif- 
ten der Soldaten als Voraussetzung für die 
Einstellung in eine Laufbahn oder als Vor- 
aussetzung für eine bestimmte Verwendung 
innerhalb einer Laufbahn festgelegt sein. Dies 
wird der Fall sein bei den Laufbahnen der 
Sanitäts- oder Musikoffiziere. Sie kann auch 
praktisch werden bei Offizieren mit akade- 
mischer technischer Vorbildung. Die Bestim- 
mung, die ihr Vorbild in § 139 Abs. 1 Nr. 16 
des Entwurfs des Ersten Beamtenrechtsrah- 
mengesetzes hat, soll für alle Berufsoffiziere 
eine annähernd gleiche Ausgangslage bei der 
Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
schaffen. Ohne sie wären die Angehörigen 
der genannten Laufbahnen benachteiligt, weil 
sie entsprechend der Dauer der wissenschaft- 
lichen Ausbildung später in den Wehrdienst 
eintreten als die Angehörigen anderer Lauf- 
bahnen. 

Zu § 21 

§ 21 entspricht früheren und geltendem 
Recht (§ 116 Abs. 1 Nr. 3 BBG) und ermög- 
licht die teilweise Berücksichtigung von Vor- 
zeiten, in denen besondere Fachkenntnisse er- 
worben sind. Der Berufssoldat muß auf 
Grund dieser Fachkenntnisse (z. B. auf dem 
Gebiete der Luftfahrtmedizin, der Radar- 
technik oder der Atomphysik) in einem Fach- 
gebiet der Streitkräfte verwendet worden 
sein. 

Zu § 22 

§ 22 Absatz 1 entspricht § 117 Abs. 1 BBG. 
Die Bestimmung ermöglicht eine Erhöhung 
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit eines Be- 
rufssoldaten, wenn dieser in Ländern ver- 
wendet wird, in denen er gesundheitsschädi- 


genden klimatischen Einflüssen ausgesetzt ist, 
z. B. als Milltärattadie. 

Absatz 2 übernimmt den Grundgedanken 
des § 117 Abs. 2 BBG. Den Berufssoldaten, 
die infolge ihrer Verwendung einer vorzeiti- 
gen körperlichen Abnutzung ausgesetzt sind, 
kann ebenfalls die ruhegehaltfähige Dienst- 
zeit erhöht werden. Gemeint sind in erster 
Linie Angehörige der Luftwaffe und der 
Marine. Der Dienst auf den neuzeitlichen 
Kampfflugzeugen führt Infolge der über- 
höhten Geschwindigkeit, der übersteigerten 
Besdileunigung oder Infolge des Fllegens in 
außerordcntlldien Höhen nach den Erfah- 
rungen der Luftstreitkräfte anderer Länder 
zur vorzeitigen körperlichen Abnutzung des 
fliegenden Personals. Für die Marine gilt das 
gleiche vor allem bei den Unterwasserstreit- 
kräften, z, B. bei längerem oder besonders 
anstrengendem Aufenthalt unter Wasser. Die 
Art des genannten Dienstes und seine Folgen 
rechtfertigen, daß diese Soldaten den in Ab- 
satz 1 Genannten gleichgestellt werden. Im 
Gegensatz zu § 117 Abs, 2 BBG ist daher da- 
von abgesehen, die vorzeitige Versetzung In 
den Ruhestand als Voraussetzung für die er- 
höhte Anrechnung aufzustellen. In Anglei- 
chung an Absatz 1 wird aber gefordert, daß 
die Soldaten mindestens ein Jahr lang den be- 
sonderen Dienst verrichtet haben müssen. 
Der Wortlaut der Bestimmung setzt voraus, 
daß der Soldat persönlich der besonderen 
körperlichen Beanspruchung ausgesetzt sein 
muß. Die Zugehörigkeit zu einem derartigen 
Verband allein genügt nicht. Das Nähere 
wird gemäß § 43 Abs. 3 durch besondere 
Richtlinien geregelt werden. 

Absatz 3 schließt die Möglichkeit einer Dop- 
pelanrechnung nach Absatz 1 und Absatz 2 
aus. 

Zu § 23 

§ 23 Absatz 1 enthält die gleiche Ruhege- 
haltsskala wie § 118 Abs. 1 BBG. 

Absatz 2 bestimmt In Übereinstimmung mit 
§ 18 vorl. BPolBG, daß das Ruhegehalt auch 
noch bis zum siebenundzwanzigsten Dienst- 
jahr um 2 vom Hundert der ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezüge steigt, wenn die Alters- 
grenze des Berufssoldaten mindestens um 
fünf Jahre niedriger ist als das vollendete 
sechzigste Lebensjahr. Die Vorschrift will 
auch den Berufssoldaten, für den eine frü- 
here als die für den Beamten geltende Alters- 
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grenze festgesetzt Ist, ein angemessenes Ruhe- 
gehalt gewährleisten. 

Absatz 3 enthält für die in den einstweiligen 
Ruhestand versetzten Berufssoldaten die 
gleiche Regelung wie § 118 Abs. 2 BBG. 

2u § 24 

§ 24 behandelt das Unfallruhegehalt, das dem 
der Bundesbeamten entspricht. Die Höhe des 
Unfallruhegehalts, seine Bemessung, die Be- 
stimmungen über die Nichtgewährung sowie 
über die Anmeldung und das Untersuchungs- 
verfahren richten sich nach dem Bundesbe- 
amtengesetz. Es ist jedoch vorgesehen, daß 
bei Anwendung des § 16 die Dienstjahre bis 
zu dem Zeitpunkt gerechnet werden, bis zu 
dem der Berufssoldat ohne die durch einen 
Dienstunfall hervorgerufene Dienstunfähig- 
keit im Dienst verblieben wäre. 

Zu § 25 

§ 25 gibt in Übereinstimmung mit § 135 BBG 
eine Begriffsbestimmung für den Dienstun- 
fall. 

Zu § 26 

§ 26 Absatz 1 bestimmt in Anlehnung an 
§ 72 Abs. 2 BVG und § 43 G 131, für welche 
Zwecke eine Kapitalabfindung gewährt wer- 
den kann. 

Absatz 2 sieht eine Beschränkung des Kreises 
der Berechtigten nach Lebensjahren vor. 

Zu § 27 

§ 27 Absatz 1 soll einer möglichen Ver- 
schwendung der Abfindung Vorbeugen. 

Da eine Ablehnung des Antrages auf Gewäh- 
rung einer Kapitalabfindung möglicherweise 
berechtigte Interessen des Antragstellers be- 
schneidet, ist Ihm nach Absatz 2 Gelegen- 
heit zur Äußerung gegeben. 

Nach Absatz 3 kommt Im Falle einer Wie- 
derverwendung im Wehrdienst oder einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst eine 
Kapitalabfindung nicht In Betracht, da in die- 
sen Fällen der Anspruch auf Ruhegehalt ge- 
mäß § 50 ganz oder teilweise ruht. 

Zu § 28 

§ 28 Absatz 1 beschränkt die Abfindungs- 
summe auf 50 vom Hundert des Ruhege- 
halts, damit der Lebensunterhalt des Abge- 
fundenen nicht gefährdet wird. Die Im übri- 


gen vorgenommene Begrenzung auf einen 
Höchstbetrag von 2400 DM erscheint ange- 
bracht. 

Um den Verwendungszweck der Kinderzu- 
schläge nicht zu gefährden, bleiben diese ge- 
mäß Absatz 2 außer Ansatz. 

Absatz 3 bestimmt, daß der Anspruch auf 
den kapitalisierten Teil des Ruhegehalts für 
die Dauer von zehn Jahren erlischt, daß als 
Abfindungssumme aber nur das Neunfache 
des ihr zugrunde liegenden Jahresbetrages ge- 
zahlt wird. 

Zu § 29 

§ 29 sieht verschiedene Maßnahmen zur Si- 
cherung der bestimmungsgemäßen Verwen- 
dung der Abfindungssumme vor. 

Zu § 30 

§ 30 Absatz 1 bestimmt in Anlehnung an 
§ 45 G 131, unter welchen Voraussetzungen 
die Kapitalabfindung zurückzuzahlen ist. 

Absatz 2 gibt umgekehrt dem Abgefundenen 
bei Vorliegen wichtiger Gründe das Recht, 
die Abfindungssumme zurückzuzahlen und 
die Neubewilligung des Ruhegehalts zu be- 
antragen. 

Zu § 31 

§ 31 Absatz 1 und 2 bestimmen die Rückzah- 
lungsmodalitäten. Die Hundertsätze der zu- 
rückzuzahlenden Abfindung sind nach ver- 
sicherungstechnischen Grundsätzen ermittelt. 
Sie entsprechen früherem und geltendem 
Recht. 

Nach Absatz 3 lebt nach Rückzahlung der 
Abfindungssumme der der Abfindung zu- 
grunde liegende Teil des Ruhegehalts wieder 
auf. 

Absatz 4 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
der gemäß § 30 Abs. 1 Nr. 2 Rückzahlungs- 
pflichtige häufig nicht anders als in Teilbe- 
trägen zurückzahlen kann. 

Zu § 32 

§ 32 regelt die Rechtslage für die Fälle in 
denen das Ruhegehalt nachträglich zum 
Ruhen kommt. Absatz 1 betrifft die Fälle 
der Wiederverwendung im Wehrdienst oder 
in sonstigen öffentlichen Dienst, Absatz 2 die 
des sonstigen Rühens, wobei die Möglichkeit 
von Teilzahlungen eingeräumt wird. 
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Zu § 33 

§ 33 sieht wie § 34 des Gesetzes über das 
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver- 
sorgung vom 2. Mai 1955 (BGBl. I S. 202) 
vor, daß — abgesehen von den Gebühren 
und Auslagen der Notare — durch den Voll- 
zug der nach § 29 angeordneten Maßnahmen 
keine Kosten entstehen. 

Zu § 34 

§ 34 ermöglicht entsprechend § 120 BBG 
dem Berufssoldaten, der mit weniger als zehn 
ruhegehaltfähigen Dienstjahren entlassen 
wird, einen Unterhaltsbeitrag zu gewähren. 

Zu § 35 

§ 35 gibt dem Berufssoldaten einen Anspruch 
auf ein Übergangsgeld, der bei seiner Entlas- 
sung kein Ruhegehalt, aber auch keinen 
Unterhaltsbeitrag erhält. Die Vorschrift ent- 
spricht dem § 154 BBG. 

Zu § 36 

§ 36 gewährt dem Berufssoldaten, der wegen 
Erreichung der vor dem 60. Lebensjahre lie- 
genden Altersgrenze in den Ruhestand tritt, 
neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich dafür, 
daß er früher als andere Berufssoldaten statt 
die vollen Dienstbezüge das Ruhegehalt er- 
hält. Der Ausgleich beträgt das Sechsfache der 
Dienstbezüge des letzten Monats. Der Berufs- 
soldat, der vor Vollendung des 55. Lebens- 
jahres in den Ruhestand tritt, erhält Ihn in 
voller Höhe. Mit jedem über das 55, Lebens- 
jahr hinaus abgeleisteten Dienstjahr verrin- 
gert er sich um jeweils ein Fünftel, so daß er 
mit Erreichung des 60. Lebensjahres ganz 
entfällt. In keinem Falle darf er 4000 DM 
übierstelgen. Die Regelung entspricht im 
Grundsatz § 16 Abs. 2 des vorl. BPolBG und 
§ 102 des Entwurfs eines Ersten Beamten- 
reditsrahmengesetzes. 

Zu § 37 

§ 37 Absatz 1 nimmt sich der Umschulung 
dienstunfähig gewordener Berufsunteroffi- 
ziere im Alter bis zu 35 Jahren an. Ihnerr 
können auf Antrag die Berufsförderungsmaß- 
nahmen, die ein Soldat auf Zeit nach einer 
Dienstzeit von 12 Jahren erhält, bewilligt 
werden. Diese Möglichkeit entfällt, wenn die 
Ihnen auf Grund einer Wehrdienstbeschädi- 
gung zustehende Arbelts- und Berufsförde- 
rung nach § 26 BVG gewährt worden ist. 


Absatz 2 gewährt Berufsunteroffizieren, die 
vor Vollendung des 35. Lebensjahres wegen 
Dienstunfähigkeit infolge Wehrdienstbeschä- 
digung in den Ruhestand versetzt ^vorden 
sind, auf Antrag den Zulassungsschein. 

Zu § 38 

§ 38 erleichtert dem Berufssoldaten, der 
wegen Dienstunfähigkeit ausgeschieden ist, 
ebenso wie dem Soldaten auf Zeit die Ein- 
gliederung In einen Zivilberuf. 

Abschnitt III behandelt die Versorgung der 
Hinterbliebenen von Soldaten. 

Zu § 39 

§ 39 Absatz 1 bestimmt, daß den Hinterblie- 
benen eines wehrpflichtigen Soldaten oder 
eines Soldaten auf Zeit, der im Wehrdienst 
verstorben ist, für den Sterbemonat die 
Dienstbezüge des Verstorbenen verbleiben. 
Hinterbliebenen von Soldaten auf Zeit wird 
außerdem Sterbegeld nach § 122 BBG ge- 
währt. Die Kosten für Bestattung und Über- 
führung eines im Wehrdienst verstorbenen 
wehrpflichtigen Soldaten sollen durch beson- 
dere Regelungen von den Streitkräften über- 
nommen werden. 

Absatz 2 stellt sicher, daß im Falle des Todes 
eines ehemaligen Soldaten auf Zeit, der Im 
Zeitpunkt seines Todes Übergangsgebührnisse 
bezogen hat, Sterbegeld für volle drei Monate 
gezahlt Vv’'ird, auch wenn die übergangs- 
gebührnisse Innerhalb dieser Frist abgelaufen 
wären. 

Zu § 40 

§ 40 regelt die Versorgung der Hinterbliehe- 
nen von Berufssoldaten und Soldaten im 
Ruhestand durch Verweisung auf die ein- 
schlägigen Bestimmungen des Bundesbeam- 
tengesetzes. Wenn eine Vaterschaft wegen 
Verschollenheit des Soldaten offenbar un- 
möglich Ist, wird in Abweichung von dem 
Bundesbeamtengesetz, aber In Übereinstim- 
mung mit dem Dritten Teil des Entwurfs 
entsprechend § 52 Abs. 2 BVG kein Walsen- 
geld gezahlt. 

Zu § 41 

§41 trifft Bestimmungen über die Dienst- 
bezüge und die Versorgungsbezüge auf Grund 
der Dienstzeit im Falle der Verschollenheit 
eines Soldaten, Soldaten im Ruhestand oder 
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ehemaligen Soldaten auf Zeit. Die Regelung 
entspricht der des § 133 BBG. 

Der Abschnitt IV bringt die Vorschriften, 
die gemeinsam für Soldaten auf Zeit, für 
Berufssoldaten und für die Hinterbliebenen 
beider Soldatengruppen gelten, in enger An- 
lehnung an die entsprechenden Bestimmungen 
des Bundesbeamtengesetzes. 

Zu § 42 

§ 42 regelt wie § 166 BBG die entsprechende 
Anwendung der Ruhegehalt, Witwen- und 
Waisengeld betreffenden gemeinsamen Vor- 
schriften auf sonstige Versorgungsbezüge und 
deren Empfänger. Er bezieht In diese Rege- 
lung auch die Übergangsgebührnisse der Sol- 
daten auf Zeit ein. 

Zu § 43 

§ 43 enthält In Anlehnung an § 155 BBG die 
Vorschriften über Festsetzung und Zahlung 
der Versorgungsbezüge. Er überträgt dem 
Bundesminister für Verteidigung als oberster 
Dienstbehörde die Entscheidungsbefugnis In 
Versorgungsangelegenheiten. In Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung hat er Im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern des Innern 
und der Finanzen zu entscheiden. Zu ein- 
zelnen Bestimmungen des Entwurfs haben die 
drei Minister Richtlinien zu erlassen. 

Zu § 44 

§ 44 entspricht in Absatz 1 und 2 dem § 156 
BBG. Die Vorschriften treffen eine Regelung 
über die Zahlung des Wohnungsgeldzuschus- 
ses und zählen die Versorgungsbezüge auf, 
neben denen Kinderzuschläge zu zahlen sind. 
Außerdem bestimmt Absatz 3 in Weiterfüh- 
rung des Gedankens des § 52 Abs. 2 BVG, 
daß Kinderzuschläge nicht gewährt werden, 
wenn der Ehemann der Mutter während der 
gesetzlichen Empfängniszeit verschollen war. 

Zu § 45 

§ 45 Absatz 1 regelt wie § 157 Abs. 2 BBG, 
in Verbindung mit § 84 Abs. 1 BBG, die Ab- 
tretung und Verpfändung von Versorgungs- 
bezügen. 

Absatz 2 bringt die Bestimmungen des § 157 
Absatz 1 BBG, die das Verbot der Pfändung, 
Abtretung und Verpfändung des Anspruchs 
auf Sterbegeld enthalten und In gewissem 
Umfange Ausnahmen für Forderungen des 
Bundes vorsehen. 


Zu § 46 

§ 46 entspricht hinsichtlich der Rückforde- 
rung von Versorgungsbezügen § 87 BBG. Bei 
Änderung der der Versorgung zugrunde lie- 
genden gesetzlichen Bestimmungen zum 
Nachteil des Berechtigten sind Unterschieds- 
beträge nicht zu erstatten. Im übrigen gelten 
die Vorschriften der ungerechtfertigten Be- 
reicherung und Gesichtspunkte der Billigkeit. 

Zu § 47 

§ 47 stellt klar, daß hinsichtlich der Aufrech- 
nung und Zurückbehaltung gegenüber An- 
sprüchen auf Versorgungsbezüge die gleiche 
Regelung gilt wie in § 84 Absatz 2 BBG. 

Zu § 48 

§ 48 sieht wie % 16S BBG in den Fällen schä- 
digender Handlungen Dritter, die den Bund 
zur Gewährung oder Erhöhung einer Ver- 
sorgung verpflichten, den Übergang der dem 
Versorgungsberechtigten zustehenden Scha- 
denersatzansprüche vermögensrechtlicher Art 
auf den Bund vor. 

Zu § 49 

§ 49 bringt wie § 151 BBG eine Bestimmung 
über die Begrenzung der Ansprüche aus 
einem Dienstunfall. 

Zu §§ 50 und 51 

§§ 50 und 51 regeln das Ruhen von Versor- 
gungsbezügen in Übereinstimmung mit 
§§ 158 und 159 BBG. In § 50 Abs. 5 sind 
bereits die Änderungen berücksichtigt, die 
§ 139 Abs. 1 Nr. 19 des Entwurfs des Ersten 
Beamtenrechtsrahmengesetzes zu § 158 Abs. 5 
Satz 2 Buchstabe b vorsieht. 

Zu § 52 

§ 52 trifft die gleiche Regelung wie § 160 
BBG beim Zusammentreffen mehrerer Ver- 
sorgungsbezüge. 

Zu § 53 

§53 stellt klar, wann ein Soldat im Ruhe- 
stand oder ein ehemaliger Soldat auf Zeit 
seinen Anspruch auf Berufsförderung und 
Dienstzeitversorgung verliert. 

Zu § 54 

§ 54 zieht entsprechend § 163 BBG die ver- 
sorgungsrechtlichen Folgerungen, wenn ein 
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Berufssoldat nach Versetzung in den einst- 
weiligen Ruhestand oder nach Versetzung in 
den Ruhestand wegen Erreichung der Alters- 
grenze oder wegen Dienstunfähigkeit ent- 
gegen der Ihm In den §§ 45 und 46 des Sol- 
datengesetzes auferlegten Verpflichtung einer 
erneuten Einberufung in das Berufssoldaten- 
verhältnis schuldhaft nicht nachkommt. Der 
Bundesminister für Verteidigung stellt den 
Verlust der Versorgungsbezüge fest. Wehr- 
strafrechtliche und disziplinarrechtliche Maß- 
nahmen bleiben unberührt. 

Zu § 55 

§ 55 ermächtigt In Anlehnung an § 167 BBG 
den Bundesminister für Verteidigung zur 
völligen oder teilweisen Entziehung des 
Rechts auf Berufsförderung und Dienstzelt- 
versorgung, wenn ehemalige Soldaten, gegen 
die ein disziplinargerichtliches Verfahren 
nicht zulässig ist, oder Empfänger von Hin- 
terbliebenenversorgung sich gegen die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung ver- 
gehen. Ehemalige Soldaten, bei denen ein 
gleiches Verhalten ein Dienstvergehen ist, 
werden disziplinargerichtlich belangt. 

Zu § 56 

§ 56 bestimmt in Übereinstimmung mit 
§ 164 BBG die Fälle des Erlöschens des An- 
spruchs der Witwen und Waisen auf Versor- 
gungsbezüge. Unter Aufnahme des Gedan- 
kens des § 181 Abs. 8 BBG soll das Waisen- 
geld auch über das 25. Lebensjahr hinaus ge- 
zahlt werden, wenn die Schul- oder Berufs- 
ausbildung durch Erfüllung der Wehrpflicht 
unterbrochen worden ist. 

Zu § 57 

§ 57 regelt unter Berücksichtigung der mili- 
tärischen Verhältnisse wie § 165 BBG die 
Anzeigepflicht: 

in Absatz 1 der Beschäftigungsstelle gegen- 
über der Regelungsbehörde oder der die Ver- 
sorgung zahlenden Kasse in den Fällen der 
Verwendung im öffentlichen Dienst, 

in Absatz 2 des Versorgungsberechtigten ge- 
genüber den gleichen Stellen bei Eintritt von 
Umständen, die ein Erlöschen oder ein Ru- 
hen der Versorgungsbezüge bewirken. 

Zu § 58 

§58 bestimmt wie § 169 BBG, daß bei einer 
Wiederverwendung eines Versorgungsberech- 
tigten im öffentlichen Dienst Dienstbezüge 


und gegebenenfalls eine neue Versorgung 
ohne Rücksicht auf den in dem Entwurf vor- 
gesehenen Versorgungsanspruch zu gewähren 
sind. 

Zu § 59 

§ 59 sieht vor, daß die Soldaten auf Zeit und 
die Berufssoldaten, deren Dienstverhältnis 
ohne lebenslängliche Versorgung nach dem 
Zweiten Teil des Entwurfs endet, in den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen nachver- 
sichert werden. Die Regelung im einzelnen 
ist einem besonderen Gesetz überlassen. 

Zu § 60 

§ 60 regelt in Ergänzung des § 26 Abs. 3 des 
Soldatengesetzes die Umzugskostenbeihilfe 
für ehemalige Soldaten auf Zeit und gewisse 
Gruppen von Berufssoldaten. 

Absatz 1 erweitert den Personenkreis des § 2 
Abs. 1 Buchst, b des Umzugskostengesetzes 
auf ehemalige Soldaten auf Zeit, die Über- 
gangsgebührnisse beziehen. Sie erhalten eine 
Umzugskostenbeihilfe, wenn sie eine Dienst- 
wohnung räumen müssen oder von einem 
Inselort wegziehen. Sie werden insoweit den 
Soldaten Im Ruhestand gleichgestellt. Die Bei- 
hilfe ist auch für die Hinterbliebenen vor- 
gesehen. 

Absatz 2 ermöglicht, ehemalige Berufssolda- 
ten oder ehemaligen Soldaten auf Zeit, de- 
nen nach dem Zweiten oder nach dem Drit- 
ten Teil des Entv/urfs Bcrufsiördei uiig ge- 
währt wird, eine Umzugskostenbeihilfe zu 
bewilligen. Sie müssen in die Lage versetzt 
werden, einen Umzug dorthin durchzufüh- 
ren, wo sie die durch die Berufsförderung er- 
worbenen Kenntnisse nutzbar machen 
können. 

Absatz 3 läßt die Gewährung einer Umzugs- 
kostenbeihilfe unter bestimmten Vorausset- 
zungen und in geringerer Höhe auch an Sol- 
daten im Ruhestand zu, die nach Versetzung 
In den Ruhestand einen neuen Beruf ergrei- 
fen. Da der Soldat Im Ruhestand im Zeit- 
punkt der Versetzung in den Ruhestand 
nicht älter als 52 Jahre sein darf, wird die 
Bestimmung nur auf solche Berufssoldaten 
Anwendung finden, die infolge Dienstun- 
fähigkeit oder auf Grund der niedrigen 
Altersgrenzen schon frühzeitig und daher mit 
geringerem Ruhegehalt In den Ruhestand 
versetzt werden. 

Absatz 4 geht von dem Grundsatz aus, daß 
nur für einen Umzug eine Beihilfe bewilligt 
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wird. Lediglich bei Soldaten, die an einer Be- 
rufsförderung teilnehmen, kann in Ausnah- 
mefällen eine Beihilfe für einen zweiten Um- 
zug genehmigt werden. 

Absatz 5 bestimmt allgemein die Orte, nach 
denen ein Umzug als beihilfefähig anerkannt 
wird. 

Abschnitt V befaßt sich mit Übergangsvor- 
schriften. 

Zu § 61 

§ 61 Abs. 1 sieht vor, daß früherer Wehr- 
dienst als ruhegehaltfähige Dienstzeit gilt. 
Der besonders aufgezählte sonstige deutsche 
Wehrdienst umfaßt auch den Wehrdienst 
in der früheren Waffen-SS, deren Angehörige 
nach den Richtlinien des Personalgutachter- 
ausschusses nicht grundsätzlich vom Dienst 
ln den Streitkräften ausgeschlossen sind. Be- 
rufsmäßiger und nichtberufsmäßiger Wehr- 
dienst sind einander gleichgestellt. Die Rege- 
lung entspricht bisherigem und geltendem 
Recht (§ 184 WFVG, § 113 Abs. 1 Nr. 1 
BBG) sowie dem § 64 des Entwurfs des 
Ersten Beamtenrechtsrahmengesetzes. 

Absatz 2 führt für bestimmte Personengrup- 
pen die Gleichstellung früheren Wehrdienstes 
außerhalb der deutschen Wehrmacht mit dem 
in § 90 genannten Beamtendienst herbei. Er 
wird nur insoweit angerechnet, als er be- 
rufsmäßig geleistet worden Ist. Für die An- 
rechnung von Zwischenzeiten seit der Been- 
digung dieses Wehrdienstes gilt § 66 Abs. 1 
3 und 4. 

Absatz 3 stellt durch die Bezugnahme auf 
§ 17 sicher, daß von den In den Absätzen 1 
und 2 genannten Zeiten nicht mehr ange- 
rechnet wird als von der Wehrdienstzelt in 
den Streitkräften. Außerdem ist wie in § 111 
Abs. 1 Nr. 6 BBG als nicht ruhegehaltfähig 
die Zeit erklärt, für die eine Abfindung aus 
öffentlichen Mitteln gewährt worden ist. Ab- 
findung sind die Zahlungen, die In früheren 
Bestimmungen, insbesondere in den §§ 34 
und 35 WFVG, als solche gekennzeidhmet 
sind. Eine Kapitalabfindung, wie sie auch der 
Entwurf vorsieht, rechnet nicht dazu. Ferner 
ist durch Bezugnahme auf § 65 Nr. 3 ge- 
währleistet, daß die Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts nicht außer 
Betracht bleibt. Schließlich ermöglicht die 
Verweisung auf die §§ 19 und 21 auch die 
Berücksichtigung von Vorzeiten, die für die 
Einstellung In die ehemalige Wehrmacht von 
Bedeutung gewesen sind. 


Zu § 62 

§ 62 Abs. 1 sieht teils in Umkehrung des 
§113 BBG, teils in Angleichung an ihn vor, 
daß außer dem Wehrdienst auch andere vor 
dem Eintritt in die Streitkräfte abgeleistete 
Dienstzeiten Im öffentlichen Dienst als ruhe- 
gehaltfähig gelten. 

Abs. 2 enthält die gleiche Regelung wie § 61 
Abs. 3. 

Zu § 63 

§ 63 ermächtigt, vor dem Eintritt in die 
Streitkräfte liegende Zeiten in einem öffent- 
lich-rechtlichen oder ihm gleich zu wertenden 
Dienstverhältnis als ruhegehaltfähig zu be- 
rücksichtigen, die auch nach § 116 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 BBG als ruhe- 
gehaltfähig berücksichtigt werden können. 

Zu § 64 

§ 64 legt fest, daß die Zeit einer Kriegsge- 
fangenschaft als ruhegehaltfähig gilt. Die Be- 
stimmung entspricht § 181 Abs. 3 BBG und 
§ 64 des Entwurfs des Ersten Beamtenrechts- 
rahmengesetzes. 

Zu § 65 

§ 65 Nummer 1 und 2 sehen entsprechend 
§181 Abs. 5 BBG eine Erhöhung der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstzeit vor. Nummer 3 
bringt, wie § 112 Nr. 2 BBG eine Bestim- 
mung über die Erhöhung der ruhegehalt- 
fähigen Dienstzeit um die Zeit, die aus Grün- 
den der Wiedergutmachung nationalsoziali- 
stischen Unrechts anzurechnen ist. 

Zu § 66 

§ 66 Absatz 1 enthält über die Anrechnung 
der sogenannten amtslosen Zeit eines Berufs- 
soldaten der ehemaligen Wehrmacht nach 
dem 8. Mai 1945 zunächst die gleiche Be- 
stimmung wie § 181 Abs. 3 BBG. Da der 
frühere Berufssoldat erst mit der Aufstel- 
lung der Streitkräfte wieder Berufssoldat 
werden kann. Ist jedoch vorgesehen, daß un- 
ter bestimmten Voraussetzungen auch die 
Zeit nach dem 31. März 1951 bis zur Ein- 
stellung in die Streitkräfte zur Hälfte be- 
rücksichtigt werden kann. Entsprechendes 
gilt für frühere Angehörige des Reichsarbeits- 
dienstes und für frühere Beamte, vor allem 
für Wehrmachtbeamte, die jetzt Berufssolda- 
ten werden. 
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Absatz 2 bestimmt in Anknüpfung an den 
Gedanken aus § 62 Abs. 1 berufs- und nicht- 
berufsmäßigen Wehrdienst gleich zu bewer- 
ten, daß auch einem Nicht-Berufssoldaten der 
ehemaligen Wehrmacht unter gewissen Vor- 
aussetzungen die Zeit zwischen dem 8. Mai 
1945 und seiner Einstellung in die Streit- 
kräfte berücksichtigt werden kann. Eine volle 
Anrechnung scheint in diesem Fall nicht ver- 
tretbar, die Anrechnung zu einem Drittel 
hingegen angemessen. 

Absatz 3 hebt die in den Absätzen 1 und 2 
für die Anrechnung aufgestellte Vorausset- 
zung einer Zugehörigkeit zu den Streitkräf- 
ten von bestimmter Dauer in besonderen 
Fällen auf. 

Absatz 4 verhindert eine Doppelanrechnung. 
Zu § 67 

§ 67 bringt Bestimmungen über die Anwen- 
dung des § 16 für Soldaten der ehemaligen 
Wehrmacht, ehemalige Angehörige der Lan- 
despolizei und ehemalige Vollzugsbeamte im 
Bundesgrenzschutz. 

Absatz 1 Nummer 1 erläutert den Begriff 
der Anstellung für Berufssoldaten der ehe- 
maligen Wehrmacht. Nummer 2 läßt bei An- 
wendung des Maßstabes von sechs Dienst- 
jahren für die Berücksichtigung von Beför- 
derungen die Anrechnung der Zeit nach dem 
8. Mai 1945 in gewissem Umfange zu. Da- 
durch wird den besonderen Verhältnissen 
beim Aufbau der Streirkräfte B^echnung ge- 
tragen. Nummer 3 rechnet wie § 53 Abs. 1 
G 131 Tapferkeirsbeförderungen den Beför- 
derungen hinzu, die nach den sonstigen Be- 
stimmungen zu berücksichtigen sind. 

Absatz 2 und 3 treffen Sonderbestimmungen 
für ehemalige Angehörige der Landespolizei 
und für ehemalige Vollzugsbeamte im Bun- 
desgrenzschutz. 

Zu § 68 

§ 68 verlängert entsprechend § 181 Abs. 8 
BBG die Bezugsdauer für das Waisengeld, 
wenn die Schul- oder Berufsausbildung unter 
bestimmten Voraussetzungen verzögert wor- 
den ist. 

Zu § 69 

§ 69 Absatz 1 sieht, wie im allgemeinen Teil 
näher begründet, für Unteroffiziere auf Zeit, 
die in der ehemaligen Wehrmacht und in den 
Streitkräften insgesamt zwölf Jahre gedient 
haben, einen Unterhaltsbeitrag vor. 


Absatz 2 enthält eine Ausnahme von der in 
Absatz 1 aufgestellten Voraussetzung einer 
mindestens dreijährigen Dienstzeit in den 
Streitkräften. 

Absatz 3 bestimmt die Grundlagen für die 
Bemessung des Unterhaltsbeitrages. 

Absatz 4 regelt entsprechend § 37 G 131 die 
Flöhe des Unterhaltsbeitrages und die An- 
rechung von Einkommen. 

Absatz 5 bestimmt, in welchen Fällen ent- 
gegen der Regelung in Absatz 4 der Unter- 
haltsbeitrag in voller Flöhe zu zahlen ist. 
Absatz 6 erklärt die gleiche Regelung auf 
Offiziere auf Zeit für anwendbar, verlangt 
entsprechend § 53 Abs. 1 Nr. 1 G 131 für 
sie aber nur eine Gesamtdienstzeit von zehn 
Jahren. 

Absatz 7 regelt die Versorgung der Flinter- 
bliebenen nach beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten, wobei der volle Unterhaltsbeitrag nach 
Absatz 5 Bemessungsgrundlage ist. 

Absatz 8 bestimmt, daß die Vorschriften 
über die Kapitalabfindung, Verschollenheit, 
den Sterbemonat und das Sterbegeld sowie 
die gemeinsamen Vorschriften der §§ 43 bis 
58 entsprechend gelten. 

Absatz 9 schließt die Leistungen, die der 
Soldat auf Zeit in der Regel erhält, mit Aus- 
nahme der Maßnahmen nach § 6 aus. 

Zu § 70 

§ 70 regelt die Ansprüclie derjenigen Soldaten 
auf Zeit, die zwar in der ehemaligen Wehr- 
macht gedient haben, aber die übrigen Vor- 
aussetzungen des § 69 nicht erfüllen. Ihre 
Ansprüche und die ihrer Flinterbliebenen 
richten sich grundsätzlich nach den Bestim- 
mungen für die sonstigen Soldaten auf Zeit. 
Für die Flöhe der Leistungen mit Ausnahme 
der Übergangsbeihilfe ist jedoch ihre Ge- 
samtdienstzeit maßgebend, wenn sie minde- 
stens drei Jahre in den Streitkräften Wehr- 
dienst geleistet haben oder vorher wegen 
Dienstunfähigkeit entlassen worden sind. 

Zu § 71 

§71 Absatz 1 bestimmt in dem Bestreben 
nach einer einheitlichen versorgungsrecht- 
lichen Regelung, daß ein Soldat, der den Be- 
stimmungen des Freiwilligengesetzes unter- 
liegt und daher wie ein Beamter auf Probe 
nach^ dem Bundesbeamtengesetz zu versorgen 
wäre, auch dann die im Entwurf vorgesehene 
Versorgung erhält, wenn er wegen Dienst- 
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Unfähigkeit nicht die Rechtsstellung eines 
Soldaten nach dem Soldatengesetz erlangt. 
Er wird versorgungsrechtlich dem Berufssol- 
daten gleichgestellt, weil die ihm zustehende 
Versorgung an sich der des Berufssoldaten 
entspricht. 

Absatz 2 stellt klar, daß ein Dienstunfall 
oder eine Dienstbeschädigung eines Freiwilli- 
gen nach den entsprechenden Bestimmungen 
des Entwurfs zu behandeln ist. 

Zu § 72 

§ 72 Absatz 1 bestimmt, welche Dienstzeiten 
eines ehemaligen Vollzugsbeamten auf Wider- 
ruf im Bundesgrenzschutz Wehrdienstzeiten 
im Sinne des Entwurfs sind, wenn sein 
Dienstverhältnis in den Streitkräften als Sol- 
dat auf Zeit endet. Die Vorschrift schließt an 
die Regelung in den §§ 7 und 20 vorl. 
BPolBG und in den dazu ergangenen Ver- 
waltungsvorschriften vom 5. Juli 1955 
(GMBl. S. 290) an; sie berücksiditigt aber 
außer der im Bundesgrenzschutz tatsächlich 
abgeleisteten Dienstzeit (§ 7 Abs. 1 vorl. 
BPolBG) nur die Zeiten, die voll als Dienst- 
zeit im Bundesgrenzschutz anzurechnen sind 
(VV Nr. 4 Abs. 1 Buchst, a). Alle übrigen in 
den Verwaltungsvorschriften Nr. 4 bezeich- 
neten Dienstzeiten — mit Ausnahme der Zeit 
eines Wehrdienstes in der ehemaligen Wehr- 
macht — bleiben unberücksichtigt. Die Be- 
grenzung des Ausmaßes der Anrechnung auf 
höchstens 3 Jahre (VV Nr. 4 Abs. 5) ist 
nicht übernommen, da sie nur auf die beson- 
deren personellen Verhältnisse Im Bundes- 
grenzschutz zugeschnitten Ist. 

Absatz 2 bringt die Gleichstellung einer 
Dienstbeschädigung und eines Dienstunfalles 
nach beamtenrechtlidien Vorschriften mit 
den entsprechenden Bestimmungen des Ent- 
wurfs. Außerdem Ist für die Anwendung des 
§ 35 des Entwurfs die Gleichstellung der 
Dienstzeit im Bundesgrenzschutz mit der 
Wehrdienstzelt vorgesehen. 

Zu § 73 

§ 73 gleicht für Berufssoldaten, die Ange- 
hörige der Geburtsjahrgänge 1927 bis 1935 
sind und während der Aufstellungszeit In die 
Streitkräfte eintreten, den Nachteil aus, den 
sie gegenüber jüngeren Soldaten im Hin- 
blick auf die Möglichkeit, das Höchstruhe- 
gehalt zu erreichen, haben. Sie erhalten bei 
Eintritt In den Ruhestand eine einmalige 
Zahlung von 3000 DM. Der Betrag stellt 
einen Mittelwert dar, der für einen Soldaten 


mit dem Dienstgrad eines Stabsfeldwebels 
nach Lebensalter, Einstellungsjahr und Le- 
benserwartung erredmet ist. Der Betrag, der 
im Todesfall den Hinterbliebenen gewährt 
wird. Ist entsprechend niedriger. Auf dem 
Gebiete der Besoldung Ist für diese sogenann- 
ten „weißen Jahrgänge“ In § 40 Abs. 1 
Buchst, e des Entwurfs eines Bundesbesol- 
dungsgesetzes ebenfalls eine besondere Maß- 
nahme vorgesehen. 

Absatz 2 schließt die Zahlung aus für den 
Fall, daß das Höchstruhegehalt erreicht wor- 
den ist. 

Zu § 74 

§ 74 Absatz 1 sichert In Weiterführung der 
Gedanken des § 74 G 131 den Berufssoldaten 
der ehemaligen Wehrmacht die Rückzahlung 
der Arbeitnehmeranteile aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu, sobald ihnen aus dem 
Dienstverhältnis bei den Streitkräften eine 
Anwartschaft auf Ruhegehalt und Hinter- 
bliebenenversorgung gewährleistet Ist. Billi- 
gerweise sollen auch ihnen, deren Berufsver- 
hältnis — verbunden mit der Möglichkeit 
einer Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
— am 8. Mai 1945 vorzeitig endete, die Bei- 
tragsanteile nicht verlorengehen. Voraus- 
setzung der Erstattung ist wie in § 74 G 131, 
daß Leistungen Irgendwelcher Art aus der 
Versicherung nicht gewährt worden sind. 
Die Rückzahlung erfolgt nur auf Antrag; er 
ist an eine Frist gebunden und kann auch 
von den Hinterbliebenen gestellt werden. 

Absatz 2 bestimmt, daß mit der Auszahlung 
der Anteile »die Rechte aus der Nachversiche- 
rung gemäß § 72 G 131 erlöschen. 

Absatz 3 bezieht den Personenkreis des § 69 
in die Regelung ein, soweit es sich dabei auch 
um Berufssoldaten der ehemaligen Wehr- 
macht handelt. Die Antragsfrist kann in die- 
sem Fall erst mit dem Tage der Beendigung 
des Dienstverhältnisses beginnen, da vorher 
nicht feststeht, ob ein Anspruch aus § 69 ge- 
geben ist. 


DRITTER TEIL 

Die Versorgung der beschädigten Soldaten 
und ihrer Hinterbliebenen 

Zu § 75 

§ 75 Absatz 1 bestimmt, daß Soldaten, die 
eine Wehrdienstbeschädigung erlitten haben. 
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und ihre Hinterbliebenen nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz versorgt werden, soweit 
der Entwurf nichts Abweichendes vorsieht. 
Die Versorgung wird demnach nur auf An- 
trag und allgemein erst nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses gewährt. 

Absatz 2 erweitert den Personenkreis der 
V ersorgungsberechtigten um Zivilpersonen, 
die durch eine Anordnung einer zuständigen 
Dienststelle zu einer bestimmten Dienstver- 
richtung herangezogen sind. Die Gleichstel- 
lung mit den Soldaten ist hier wegen der 
engen Beziehung dieser Verrichtungen zum 
Wehrdienst erforderlich. Die bei dieser Tätig- 
keit erlittenen gesundheitlichen Schädigungen 
gelten als Wehrdienstbeschädigung. 

Zu § 76 

§76 Absatz 1, 3 und 4 erläutern in Überein- 
stimmung mit § 1 BVG den Begriff der 
Wchrdienstbeschädigung. 

Absatz 2 legt fest, welche gesundheitlichen 
Schädigungen außerdem als Wehrdienstbe- 
schädigung gelten. 

Absatz 5 stellt die für die Anwendung 
des Bundesversorgungsgesetzes erforderliche 
Gleichstellung einer Wehrdienstbeschädigung 
mit einer gesundheitlichen Schädigung im 
Sinne des § 1 BVG her. 
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Gesundheitsstörungen, die zwar im Laufe der 
Wehrdienstzeit, aber nicht infolge einer 
Wehrdienstbeschädigung entstanden sind, 
unter gewissen Voraussetzungen die Sach- 
leistungen der Heilbehandlung nach dem 
Bundesversorgungsgesetz bis zur Dauer 
von drei Jahren. Die Vorschrift entspricht 
Gesichtspunkten der Fürsorge und hat Vor- 
bilder im früheren Recht. 

Absatz 2 schließt den Personenkreis des § 69 
wegen seiner ruhegehaltähnlichen Ansprüche 
von den Leistungen nach Absatz 1 aus. 

Zu § 78 

§78 Absatz 1 setzt in Anlehnung an § 48 
BVG eine Witwen- und Waisenbeihilfe fest, 
falls der Soldat auf Zeit während seines 
Dienstverhältnisses nach einer Mindest- 
dienstzeit von sechs Jahren stirbt. Die 
Grundgedanken dieser Vorschrift finden sich 
im geltenden Recht. Nach Absatz 2 ist 


der Personenkreis des § 69 von dieser Rege- 
lung ausgeschlossen. 

Zu § 79 

§ 79 Nummer 1 setzt den Beginn der Ver- 
sorgung nach den §§ 60 und 61 BVG mit der 
Maßgabe fest, daß die Beschädigtenrente 
nicht vor dem Ersten des auf die Beendigung 
des Dienstverhältnisses folgenden Monats be- 
ginnt. 

Nummer 2 regelt das Zusammentreffen von 
Hinterbliebenenrente mit Sterbegeld, das 
nach Vorschriften des Zweiten Teils gezahlt 
wird. 

Zu § 80 

§ 80 regelt das Zusammentreffen von meh- 
reren Versorgungsansprüchen. 

Absatz 1 erklärt, daß unbeschadet des Ab- 
satzes 5 grundsätzlich die Ansprüche auf 
Dienstzeitversorgung nach dem Zweiten 
und auf Beschädigtenversorgung nach dem 
Dritten Teil nebeneinander bestehen. Dieser 
Grundsatz wird allerdings für Berufssoldaten 
und ihre Hinterbliebenen durch eine beson- 
dere Maßgabe durchbrochen, damit Berufs- 
beamte und Berufssoldaten bei Gesundheits- 
schädigungen aus Veranlassung des Dienstes 
sowie ihre Hinterbliebenen in der Höhe der 
Leistungen im allgemeinen gleichgestellt sind. 
Absatz 2 schließt die doppelte Versorgung 
der Verwandten der aufsteigenden Linie aus, 
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dem Dritten Teil zustehen. Es soll ihnen in 
diesem Falle die günstigere Versorgung ge- 
währt werden. 

Absatz 3 schreibt vor, daß bei Zusammen- 
treffen von mehreren Gesundheitsschäden, 
die auf verschiedenen Ursachen beruhen, eine 
einheitliche Rente entsprechend dem ermit- 
telten Grade der Gesamtminderung der Er- 
werbsfähigkeit festzusetzen ist. 

Absatz 4 bestimmt, daß die Übergangsbei- 
hilfe nicht als sonstiges Einkommen im Sinne 
der für die Ausgleichsrente maßgeblichen 
Vorschriften gilt. 

Absatz 5 verweist auf die Regelung in § 55 
BVG, wenn Ansprüche der Hinterbliebenen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz mit An- 
sprüchen aus dem Dritten Teil Zusammen- 
treffen. 

Absatz 6 bestimmt, daß die Ruhensvorschrift 
des § 65 Abs. 1 Nr. 2 BVG bei Vorhanden- 
sein von zwei Ansprüchen aus gleidier Ur- 


45 



Sache auch dann gilt, wenn es sich um An- 
Sprüche aus dem Zweiten Teil des Entwurfs 
handelt. 

Zu § 81 

§81 sieht vor, daß schwerbeschädigte Solda- 
ten im Sinne des Entwurfs Schwerbeschädigte 
im Sinne des Schwerbeschädigtengesetzes 
sind. 

Abschnitt II behandelt Sondervorschriften. 

Zu §82 

§ 82 Absatz 1 gewährt in Anlehnung an 
§ 139 BBG den Berufssoldaten und den Sol- 
daten auf Zeit wegen der Folgen eines 
Dienstunfalls bereits während der Dienstzeit 
auf Antrag einen Unfallausgleich in Höhe 
der Grundrente nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz. 

Absatz 2 folgt hinsichtlich Beginn, Änderung 
und Entziehung des Unfallausgleichs den all- 
gemeinen Bestimmungen der §§60 Abs. 1 
und 2 Satz 1 und 62 Abs. 1 BVG. Mit der 
Beendigung des Dienstverhältnisses erlischt 
der Anspruch auf den Unfallausgleich. Auf 
Antrag wird alsdann statt des Unfallaus- 
gleichs Beschädigtenrente gezahlt. 

Zu§ 83 

§ 83 sieht wie § 136 BBG vor, daß der bei 
einem Dienstunfall eingetretene Sachscha- 
den an Kleidungsstücken und anderen mit- 
geführten Gegenständen ersetzt werden kann. 
Ein Anspruch besteht auf Ersatz des nach- 
weisbar notwendigen Aufwandes für die erste 
Hilfeleistung nach dem Unfall. 

Zu §84 

§ 84 berücksichtigt entsprechend früheren 
Regelungen bei der ehemaligen Luftwaffe 
und jetzt geltenden Bestimmungen bei den 
übrigen NATO-Mitgliedstaaten die besonde- 
ren Gefahren für Leib und Leben, denen das 
besonders gefährdete fliegende Personal oder 
das Fallschirmjägerpersonal durch den Flug- 
oder Sprungdienst ausgesetzt ist. Unfälle sind 
hier erfahrungsgemäß häufig und meistens 
schwerer Natur. 

Absatz 1 bestimmt, daß einem begrenzten 
Personenkreis bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit von mehr als 90 vom Hun- 
dert, die in ursächlichem Zusammenhang mit 
einem Unfall beim Flug- oder Sprungdienst 


steht, neben einer Versorgung eine einmalige 
Entschädigung von vierzigtausend Deutsche 
Mark gewährt wird. 

Absatz 2 setzt im Todesfall für die Hinter- 
bliebenen eine Entschädigung von zwanzig- 
tausend Deutsche Mark fest. Der Kreis der 
Hinterbliebenen Ist im einzelnen festgelegt. 
Bei den Verwandten der aufsteigenden Linie 
schließen die näheren die entfernteren Ver- 
wandten aus. Die Entschädigung ist unter 
mehreren Anspruchsberechtigten im Verhält- 
nis ihrer Versorgungsbezüge aufzuteilen. 

Absatz 3 zählt die Tatbestände auf, die eine 
Entschädigung ausschließen oder vermindern 
können. 

Absatz 4 bestimmt, daß durch eine Rechts- 
verordnung der in Absatz 1 genannte Per- 
sonenkreis und die Dienstverrichtungen, die 
im Sinne des Absatzes 1 zum Flug- oder 
Sprungdienst gehören, näher zu kennzeich- 
nen sind. 


VIERTER TEIL 

Organisation, Verfahren und Rechtsweg 

Der Vierte Teil regelt die Durchführung der 
Versorgung. Er geht davon aus, daß sie eine 
Aufgabe des Bundes ist. So wie der Bund die 
Versorgung seiner Beamten durchführt, ist 
er auch für die Durchführung der Versor- 
gung der Soldaten verantwortlich und zu- 
ständig, da diese ebenso wie die Beamten im 
Dienst des Bundes stehen. 

Zu §85 

§ 85 Absatz 1 bestimmt, daß der Bundesmini- 
ster für Verteidigung die Dienstzeitversor- 
gung der Soldaten einschließlich der Berufs- 
förderung in eigener Zuständigkeit durch- 
führt, wie das auch bei den anderen Ressort- 
Ministern bezüglich ihrer Beamten der Fall 
ist. In diese Regelung sind die Vorschriften 
der §§ 82 bis 84 einbezogen, die aus syste- 
matisdben Gründen zwar im Dritten Teil 
stehen, aber trotz der Bezugnahme des § 82 
auf das Bundesversorgungsgesetz keine Lei- 
stungen aus dem Bundesversorgungsgesetz 
darstellen. Ausdrücklich angesprochen wird, 
daß die Durchführung der Versorgung bei 
Behörden der Wehrverwaltung und nicht bei 
Dienststellen der militärischen Territorial- 
organisation erfolgt. Die Behörden derWehr- 
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Verwaltung werden nur tätig, soweit der 
Bundesminister für Verteidigung nicht ge- 
mäß § 44 selbst zuständig ist, oder soweit er 
ihm zustehende Aufgaben auf sie übertragen 
hat. Für die Durchführung der Berufsförde- 
rung nach den §§ 4 und 5 werden in die Ein- 
zelheiten gehende Bestimmungen erforderlich 
sein. Deshalb ist hervorgehoben, daß die Vor- 
schrift des § 4 Abs. 3 Satz 2, die die Ermäch- 
tigung für den Erlaß einer Rechtsverordnung 
über die Durchführung der Berufsförderung 
enthält, unberührt bleibt. 

Absatz 2 legt in Übereinstimmung mit dem 
Bundesbeamtenrecht bei Stfeitigkeiten den 
Verwaltungsrechtsweg fest. Für das Verfah- 
ren vor der Erhebung der Klage gelten die 
§§ 173 bis 175 BBG entsprechend. Es wird 
angenommen, daß die in § 139 Abs. 1 Nr. 21 
bis 23 des Entwurfs eines Ersten Beamten- 
rechtsrahmengesetzes vorgesehene Neufas- 
sung dieser Bestimmungen vor dem Solda- 
tenversorgungsgesetz in Kraft tritt. 

Zu § 86 

§ 86 Absatz 1 trifft für die Durchführung 
der Versorgung der Wehrdienstbeschädigten 
und ihrer Flinterbliebenen eine besondere 
Regelung. Für sie gilt an sich das gleiche wie 
für die Dienstzeitversorgung der Soldaten. 
Sie ist wie diese eine selbstverständliche 
Aufgabe des Bundes und grundsätzlich auch 
eine Angelegenheit des Bundesministers für 
Verteidig uiig. Andererseits kann die Anwen- 
dung des Bundesversorgungsgesetzes bei der 
materiellen Versorgung der Wehrdienstbe- 
schädigten und ihrer Flinterbliebenen nicht 
ohne Bedeutung für den Vollzug dieser Ver- 
sorgung sein. Ihre Durchführung ist deshalb 
dem Bundesminister für Arbeit übertragen. 
Es ist aber notwendig, daß er sie durch Be- 
hörden des Bundes vornimmt. Der Bund 
trägt als Dienstherr der Soldaten die Ver- 
antwortung für die in seinem Dienst Beschä- 
digten und ihre Flinterbliebenen. Er kann 
seiner weitgehenden Fürsorgepflicht, die ihm 
für die Soldaten in gleicher Weise obliegt wie 
für seine Beamten, und zu der vor allem die 
gesundheitliche und berufliche Wiedereinglie- 
derung zählt, nur dann in dem nötigen Maße 
nachkommen, wenn er seinen Einfluß unmit- 
telbar geltend machen kann. Das ist nur mit 
Hilfe von Bundesbehörden möglich; sie ge- 
währleisten außerdem die notwendige Ein- 
heitlichkeit und Gleichbehandlung aller Fälle. 
Bei einer Vielzahl von Verwaltungen sind 
Abweichungen In der Anwendung des Ge- 


setzes naturgemäß unvermeidbar, selbst wenn 
der Behördenaufbau in etwa der gleiche ist. 
Während dies in anderen Angelegenheiten 
nicht schädlich zu sein braucht, liegt es bei 
der Versorgung der Wehrdlenstbesdiädigten 
und ihrer Hinterbliebenen anders. Eine ge- 
setzliche Regelung, die die Durchführung der 
Versorgung einer anderen Körperschaft als 
dem Bund übertrüge, würde den Eindruck 
erwecken, daß sich der Dienstherr seiner Für- 
sorgepflicht entzieht. Der Soldat muß aber 
die Gewißheit haben, daß der Dienstherr für 
ihn und seine Angehörigen nach Beendigung 
seines Dienstverhältnisses sorgt. Andernfalls 
wären schädliche Rückwirkungen auf das 
Verhältnis zwischen dem Soldaten und sei- 
nem Dienstherrn und auf das Vertrauen der 
Öffentlichkeit In die Betreuung der Soldaten 
während und nach dem Wehrdienst zu be- 
fürchten. 

Diesen Gesichtspunkten muß im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren Rechnung getragen 
werden. Da der Aufbau einer besonderen 
Verwaltung für die Versorgung der Beschä- 
digten und Ihrer Hinterbliebenen nicht ver- 
tretbar erscheint, wird es zweckmäßig sein, 
sie mit der bestehenden Versorgungsverwal- 
tung, und zwar beim Bund, zu vereinigen. 
War es schon zweifelhaft, ob im Gegensatz 
zu der Regelung in der Weimarer Republik 
die Versorgung der Kriegsopfer durch die 
Länder vollzogen werden sollte, so hat die 
Aufstellung der Streitkräfte eine neue Lage 
geschaffen, die dazu zwingt, auch die bishe- 
rige Regelung in der Durchführung der 
Kriegsopferversorgung zu überprüfen und 
neue Maßnahmen Ins Auge zu fassen. Eine 
Vereinigung der beiden genannten Aufgaben 
beim Bund würde gleichzeitig dem Bestreben 
der gesetzgebenden Körperschaften Im Bund 
und in den Ländern nach einer Verein- 
fachung der Verwaltung entgegenkommen 
und die Verwaltungskosten nicht unerheblich 
einschränken. Schließlich muß darauf hinge- 
wiesen werden, daß der Kreis der bisher nach 
dem Bundesversorgungsgesetz versorgten 
Personen im Laufe der Jahre Immer mehr 
abnehmen, die Zahl der Versorgungsberech- 
tigten nach dem Dritten Teil des Entwurfs 
aber größer werden wird. Auf lange Sicht ge- 
sehen, werden die Beschädigtenfälle aus den 
Streitkräften das Übergewicht haben. 

Absatz 2 sichert eine Mitwirkung des Bun- 
desministers für Verteidigung an Entschei- 
dungen des Bundesministers für Arbeit von 
grundsätzlicher Bedeutung. 
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Die Absätze 3 und 4 sehen vor, daß für das 
Verfahren und den Rechtsweg die gleichen 
Bestimmungen Anwendung finden wie in der 
Kriegsopferversorgung. 

Absatz 5 stellt klar, daß die in der Kriegs- 
opferversorgung für die Durchführung der 
sozialen Fürsorge (§§ 25 bis 27 BVG) gelten- 
den Zuständigkeiten unberührt bleiben. 


FÜNFTER TEIL 

Schlußvorschriften 

Zu § 87 

§ 87 regelt die Ausübung des Gnadenrechts 
des Bundespräsidenten hinsichtlich der ver- 
sorgungsrechtlichen Folgen eines straf- oder 
diszipllnargerichtlidien Urteils. Er kann es 
anderen Stellen übertragen. Der Gnaden- 
erweis kann darin bestehen, daß Versor- 
gungsbezüge ganz oder teilweise vom Zeit- 
punkt seines Erlasses ab wieder gewährt 
werden. 

Zu § 88 

§88 erklärt jede Art von Vereinbarungen, 
die dem Soldaten eine über dieses Gesetz hin- 
ausgehende Versorgung verschaffen soll, für 
unwirksam. Die Bestimmung entspricht § 183 
BBG. 

Zu § 89 

§ 89 bestimmt in Übereinstimmung mit 
§ 185 BBG den Begriff des Reichsgebietes. 


Zu § 90 

§ 90 stellt für einen bestimmten Personen- 
kreis entsprechend § 186 Abs. 1 BBG in der 
Fassung des § 139 Abs. 1 Nr. 27 des Ent- 
wurfs des Ersten Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes den Dienst bei einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet dem 
Dienst gleich, der bei einem öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn außerhalb des Reidisge- 
bletes abgeleistet Ist. 

Zu § 91 

§ 91 trifft Vorsorge, daß Soldaten auf Zeit 
und ihre Flinterbllebenen vor Einführung 
der gesetzlichen Wehrpflicht alle Leistungen 
erhalten, die sonst von der Erfüllung des 
Grundwehrdienstes abhängig sind. 

Zu § 92 

§ 92 ermächtigt den Bundesminister für Ver- 
teidigung zum Erlaß allgemeiner Verwal- 
tungsvorschriften im Einvernehmen mit den 
Bundesministern des Innern und der Finan- 
zen, zum Teil auch im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit. 

Zu § 93 

§ 93 bestimmt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
Es ist erforderlich, daß es mit dem gleichen 
Tage wie das Soldatengesetz in Kraft tritt. 
Gleichzeitig treten die versorgungsrechtlichen 
Übergangsbestimmungen aus dem Soldaten- 
gesetz und dem Zweiten Gesetz über den 
Bundesgrenzschutz außer Kraft. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

Allgemeines 

Angleichung des Gesetzentwurfs 
an die Fassung des Soldatengesetzes 

a) Statt „Streitkräfte“ ist an allen Stellen des 
Gesetzentwurfs . zu setzen „Bundeswehr“, 
statt „Wehrverwaltung“ ist zu setzen 
„Bundeswehrverwaltung“. 

b) Die Zitate von Vorschriften des Soldaten- 
gesetzes sind dessen nunmehriger endgülti- 
ger Fassung anzupassen. 


II. 

Im einzelnen 

1. Eingangsworte 

Die Eiiigangswörte des Gesetzes sind wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen:“. 

Begründung 

Der Entwurf bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates einmal nach Art. 87 b Abs. 1 
Satz 3 GG, soweit Behörden der Wehr- 
verwaltung die Durchführung der §§ 82 
bis 84 des Entwurfs übertragen wird (vgl. 
§ 85 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 86 
Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs). 

Im übrigen würde sich die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des Entwurfs gemäß Art. 
87 b Abs. 2 Satz 1 GG ergeben, wenn die 
Beschädigtenversorgung, soweit sie nicht 
von Behörden der Wehrverwaltung durch- 
zuführen ist (§ 85 Abs. 1 Satz 1), durch 
Bundesbehörden wahrgenommen werden 
soll (vgl. § 86 Abs. 1 des Entwurfs). Die 
Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich auch 


aus Art. 84 Abs. 1 GG, mindestens 
wegen der §§ 57 Abs. 1 und 92, weil dort 
das Verfahren landeseigener Behörden ge- 
regelt wird. 

2. Zu § 3 

In Abs. 1 sind nach den Worten „Die Be- 
rufsförderung“ die Worte einzufügen: „der 
Soldaten'auf Zeit“. Dementsprechend sind 
die Eingangsworte von Abs. 2 wie folgt zu 
fassen: „Ihre Dienstzeltversorgung“. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Verdeutlichung. 

3. Zu § 4 

a) In Abs. 3 Satz 2 sind nach den Worten 
„durch Rechtsverordnung“ die Worte 
einzufügen: „mit Zustimmung des 
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Die Zustimmungsbedürftigkeit der 
Rechtsverordnung ergibt sich aus Art. 
80 Abs. 2 GG Infolge der Zustim- 
mungsbedürftigkeit des Gesetzes. 

b) Der Bundesrat ist der Auffassung, daß 
der Zusatz „mit Zustimmung des Bun- 
desrates“ auch an allen übrigen Stel- 
len des Gesetzes, die eine Ermächtigung 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
vorsehen, einzufügen ist. 

4. Zu § 8 

a) In Abs. 1 Nr. 1 ist nach den Worten 
„von den“ einzufügen: „jährlich frei- 
werdenden“. Dementsprechend sind in 
Abs. 1 Nr. 2 nach den Worten „zu be- 
setzenden“ gleichfalls die Worte „jähr- 
lich frei werdenden“ einzufügen. 

Begründung 

Der Stellenvorbehalt geht in der Fas- 
sung der Regierungsvorlage über den 
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tatsächlichen Bedarf weit hinaus. Nach 
den Erklärungen des Bundesverteidi- 
gungsministeriums ist sowieso nur die 
Inanspruchnahme der freiwerdenden 
Stellen beabsichtigt. Die Ergänzung 
dient somit der Verdeutlichung. 

b) In Abs. 1 Nr. 1 sind nach den Worten 
„. . . , sowie anderer Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts“ die Worte , soweit 
sie nicht der Erfüllung wirtschaftlicher 
Aufgaben dienen und mit Betrieben 
oder Unternehmungen der privaten 
Wirtschaft im Wettbewerb stehen,“ 
einzufügen. ^ 

Begründung 

Beamtenstellen von Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts, die der Erfüllung wirt- 
schaftlicher Aufgaben dienen, sollten 
von den Stellenvorbehalten ausgenom- 
men bleiben. 

c) In Abs. 1 Nr. 1 ist das Wort „fünf- 
zehn“ durch das Wort „zwanzig“ zu 
ersetzen. 

d) In Abs. 1 Nr. 1 letzter Satzteil ist das 
Wort „zwölf“ durch das Wort „acht“ 
zu ersetzen. 

Begründung zu c) und d) 
Nach den Feststellungen des Bundes- 
verteidigungsministeriums kommt die 
weitaus größere Zahl der Zulassungs- 
scheininhaber erfahrungsgemäß für den 
mittleren und einfachen Dienst in Be- 
tracht (75 V. H.). Es wird daher vor- 
geschlagen, für den gehobenen Dienst 
statt 12 V. H. nur 8 v. H., für den 
mittleren und einfachen Dienst statt 
15 V. H. jedoch 20 v. H. der Stellen 
vorzubehalten. Dieser Vorschlag be- 
günstigt somit den überwiegenden Teil 
der Zulassungsscheininhaber. Ein über- 
höhter Stellenvorbehalt für den geho- 
benen Dienst würde die Einstellungs- 
möglichkeiten für den zivilen Nach- 
wuchs verringern; sie birgt außerdem 
die Gefahr In sich, daß die Anforde- 
rungen an die Eignung der Anwärter 
für den gehobenen Dienst zu gering be- 
messen würden. 

e) In Abs. 3 Satz 1 sind hinter dem Wort 
„Lehrer,“ die Worte „der Bezirks- 
notare in Baden- Württemberg“ einzu- 
fügen. 


Begründung 

Es ist erforderlich, In § 8 Abs. 3 auch 
die Stellen der württembergischen Be- 
zirksnotare vom Stellenvorbehalt aus- 
zunehmen. Die Bezirksnotare haben 
richterliche Funktionen auf dem Ge- 
biet des Nachlaß-, Vormundschafts- 
und Grundbuchwesens und Aufgaben 
der öffentlichen Notare wahrzunehmen. 
Sie müssen sich einer Sonderausbildung 
von sechsjähriger Dauer unterziehen. 
Ihre Stellen kommen deshalb für In- 
haber von Zulassungsscheinen praktisch 
nicht in Betracht. 

f) In Abs. 4 sind die Worte „und von 
welchem Zeitpunkt an die Vorschriften 
über den Stellenvorbehalt anzuwenden 
sind“ zu streichen. 

Begründung 

Klarstellung und Vermeidung einer ge- 
setzestechnischen Schwierigkeit. 

5. Zu §17 

In Abs. 2 Satz 3 sind nach den Worten 
„Der Bundesminister für Verteidigung 
kann“ die Worte einzufügen: „in Einzel- 
fällen“. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

6. Zu § 29 

In Abs. 1 sind die Worte „und des an ihm 
bestehenden Rechts“ zu ersetzen durch die 
Worte: „oder des an einem Grundstück 
bestehenden Rechts“. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

7. Zu §31 

Abs. 3 ist nach den Worten „Nach Rück- 
zahlung der Abfindungssumme lebt“ wie 
folgt zu fassen: „der Anspruch auf den 
der Abfindung zugrunde liegenden Teil 
des Ruhegehalts . . .“. 

Begründung 

Sprachlich bessere Fassung und Anglei- 
chung an die Fassung des § 28 Abs. 3. 

8. Zu § 33 

In Abs. 1 sind die Worte „für erforder- 
lich gehalten werden“ durch die Worte zu 
ersetzen: „erforderlich sind“. 


50 



Begründung 

Klarstellung, daß nach einer gemäß § 29 
Satz 2 erfolgten Anordnung die in § 33 
Abs. 1 genannten Geschäfte ohne beson- 
dere Nachprüfung ihrer Notwendigkeit 
kostenfrei sind. 

9. Zu § 36 

In Satz 2 ist das Wort „Jahr“ durch das 
Wort „Dienstjahr“ zu ersetzen und in 
Satz 3 das Wort „jedoch“ zu streichen. 

Begründung 
Redaktionelle Änderungen. 

10. Zu § 40 

In Abs. 2 ist vor dem Wort „Empfängnis- 
zeit“ das Wort „gesetzliche“ einzufügen. 

Begründung 

Verdeutlichung. 

11. Zu §44 

a) In Abs. 3 sind nach den Worten „Kin- 
derzuschläge werden“ die Worte ein- 
zufügen: „neben Witwengeld“. 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage 
schließt aus, daß der Verschollene nach 
seiner Rückkehr und bei Weiterführung 
der Ehe für das „Stiefkind“ Kinder- 
zuschlag erhält. Dies verstößt gegen 
die Bestimmungen des Besoldungs- 
rechtes. 

b) In Abs. 3 ist vor dem Wort „Empfäng- 
niszeit“ das Wort „gesetzliche“ einzu- 
fügen. 

Begründung 

Verdeutlichung. 

12. Zu §46 

In Abs. 1 ist vor dem Wort „Änderung“ 
das Wort „gesetzliche“ einzufügen. 

Begründung 

Der Abs. 1 bezieht sidi nur auf gesetz- 
liche Änderungen der Bezüge mit rück- 
wirkender Kraft, weil Überzahlungen in- 
folge rückwirkender Neufestsetzungen der 
Versorgungsbezüge im Einzelfall nach 
Abs. 2 zu behandeln sind. In der entspre- 
chenden Bestimmung des BBG (§ 87 

Abs. 1) wird dies aus dem erkennbaren 
Zusammenhang mit dem vorhergehenden 


§ 86 deutlich. Im Entwurf des Beamten- 
rechts-Rahmengesetzes ist die notwendige 
Klarstellung durch eine Bezugnahme in 
§ 49 Abs. 1 auf § 47 Abs. 1 und 2 erreicht. 

13. Zu §59 

Im letzten Satzteil ist das Wort „beson- 
ders“ durch die Worte „durch Gesetz“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung, daß es einer gesetzlichen Re- 
gelung bedarf. 

14. Zu §60 

In den Eingangsworten von Abs. 2 ist das 
Wort „und“ durch das Wort „oder“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung. 

15. Zu §66 

§ 66 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 66 

Anrechnung anderer Zeiten als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit 

(1) Ruhegehaltfähig ist die Zeit, in der 
ein Berufssoldat, der am 8. Mai 1945 Be- 
rufssoldat der ehemaligen Wehrmacht, Be- 
amter im Dienst eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn im Reichsgebiet oder berufs- 
mäßiger Angehöriger des früheren Reichs- 
arbeitsdienstes war, nach diesem Zeitpunkt 
im öffentlichen Dienst als Angestellter oder 
Arbeiter tätig gewesen ist. Auch ohne eine 
solche Tätigkeit wird die Zeit zwischen 
dem 8. Mai 1945 und dem 31. März 1951 
für die Berechnung des Ruhegehalts als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt. 
Für die Zeit einer versicherungspflichtigen 
Tätigkeit nach dem 31. März 1951 außer- 
halb des öffentlichen Dienstes findet § 73 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen entsprechende 
Anwendung; die §§ 21 und 63 dieses Ge- 
setzes bleiben unberührt. 

(2) Dem Berufssoldaten, der am 8. Mai 
1945 Berufssoldat oder berufsmäßiger Be- 
amter der ehemaligen Wehrmacht war 
oder berufsmäßig im früheren Reichs- 
arbeitsdienst stand, wird die Zeit nach dem 
31. März 1951 bis zur Einstellung In die 
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Bundeswehr zur Hälfte für die Berech- 
nung des Ruhegehalts als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit berücksichtigt, wenn er Inner- 
halb von drei Jahren nach Beginn der 
Aufstellung In die Bundeswehr wieder 
eingestellt worden ist und in der Bundes- 
wehr mindestens drei Jahre Wehrdienst 
geleistet hat. 

(3) wie bisher Absatz 2 

(4) wie bisher Absatz 3 

(5) Bei Anwendung der Absätze 1 bis 3 
dürfen dieselben Zelten nur einmal be- 
rücksichtigt werden; sie finden keine An- 
wendung auf solche Zeiten, die bereits 
nach anderen Vorschriften angerechnet 
werden.“ 

Begründung 

Es ist nicht zu vertreten, daß die Bevor- 
zugung des Abs. 1 Satz 3 der Regierungs- 
vorlage allen denjenigen Beamten zugute 
kommen soll, die am 8. Mai 1945 im 
Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn im Reichsgebiet standen. 

16. Zu § 67 

In Abs. 1 Nr. 2 Ist nach den Worten „und 
66 Abs. 1“ einzufügen: „und 2". 

Begründung 

Die Notwendigkeit der Einfügung ergibt 
sich aus dem zu § 66 gefaßten Beschluß. 

17. Zu § 74 

§ 74 Ist zu streichen. 

Begründung 

Die In § 74 vorgesehene Regelung geht 
über die in § 74 G 131 festgelegten 
Grundsätze wesentlich hinaus. Der von 
§ 74 G 131 nicht erfaßte Personenkreis der 
ehemaligen Berufssoldaten soll Sondervor- 
teile erhalten, für die eine sachliche Berech- 
tigung nicht anerkannt werden kann. Die 
vorgesehene Regelung würde auch den bis- 
her im Rentenversicherungsrecht herrschen- 
den Grundsätzen, vor allem im Hinblick 
auf die Versicherungsfreiheit von Beam- 
ten, widersprechen. Sie widerspricht ferner 
dem Versicherungs- und Solidaritätsprinzip 
der sozialen Rentenversicherung, für Bei- 
träge von ordnungsmäßig Versicherungs- 
pflichtigen keine Erstattung vorzusehen, 
und könnte sich durchaus auch zum Nach- 
teil der Betroffenen auswirken. 


18. Zu §81 

§ 81 ist zu streichen. 

Begründung 

Es empfiehlt sich, die erforderliche Ände- 
rung des Schwerbeschädigtengesetzes in 
den Schlußvorschriften vorzunehmen (vgl. 
Nr. 24). 

19. Zu § 82 

In Abs. 1 sind nach den Worten „einen 
Unfallausgleich“ die Worte einzufügen: 
„In Höhe der Grundrente“. 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage könnte 
zu Zweifeln Anlaß geben, da das Bundes- 
versorgungsgesetz den Begriff „Uftfallaus- 
gleidi“ nicht kennt. Die vorgesehene Neu- 
fassung dient der Klarstellung, daß es sich 
bei dem fraglichen Unfallausgleich um 
einen Anspruch in Höhe der Grundrente 
nach BVG handelt. 

20. Zu § 86 

§ 86 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 86 

(1) Der Dritte Teil dieses Gesetzes mit 
Ausnahme der §§ 82 bis 84 wird von den 
zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes zuständigen Behörden durchge- 
führt. Das Gesetz über das Verwaltungs- 
verfahren der Kriegsopferversorgung vom 
2. Mai 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 202), das 
Vierte Überleitungsgesetz vom 27. April 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 189) und die 
Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239) über das Vorverfahren sind an- 
zuwenden. 

(2) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten 
des Absatzes 1 ist der Rechtsweg vor den 
Gerichten der Sozialgerichtsbarkelt ge- 
geben.“ 

Begründung 

Die Beschädigtenversorgung für die Ange- 
hörigen der Bundeswehr stellt die gleichen 
Aufgaben, wie sie für die Versorgung der 
Wehrdienstbeschädigten der alten Wehr- 
macht und der Opfer der beiden letzten 
Weltkriege gestellt sind. Die für diese Auf- 
gaben auf Grund des Gesetzes über die 
Errichtung der Verwaltungsbehörden der 
Kriegsopferversorgung vom 12. März 1951 
(BGBl. I S. 169) eingerichtete Versor- 
gungsverwaltung der Länder mit rein zivi- 
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lern Charakter hat sich durchaus bewährt. 
Die bestehende Versorgungsverwaltung 
verfügt über zahlreiche Sozialeinrichtungen 
wie versorgungsärztliche Untersuchungs- 
stellen, orthopädische Versorgungsstellen, 
Versorgungskrankenhäuser und -kuranstal- 
ten. Die Übernahme der neuen Versor- 
gungsaufgabe würde mit dem langsam ein- 
setzenden Rückgang des alten Aufgaben- 
bestandes zusammenfallen und einen Leer- 
lauf der Verwaltung vermeiden. Die Ein- 
richtung einer besonderen Bundesverwal- 
tung wäre demgegenüber mit den Tenden- 
zen zur Vereinfädiung und Verbilligung 
der Verwaltung nicht vereinbar. Ein 
Nebeneinander von Landes- und Bundes- 
verwaltung bringt audi die Gefahr, daß 
bei Anwendung des gleichen Bundesver- 
sorgungsgesetzes durch die Bundesverwal- 
tung einerseits und die Landesverwaltung 
andererseits politisch und finanziell uner- 
freuliche Divergenzen entstünden. Es 
muß alles vermieden werden, was eine 
unterschiedliche Behandlung der Opfer der 
alten Wehrmacht und der Beschädigten 
der Bundeswehr zur Folge haben könnte. 

Durch den Hinweis auf die Vorschriften 
des Gesetzes über das Verwaltungsverfah- 
ren der Kriegsopferversorgung, des Sozial- 
gerichtsgesetzes und des Vierten Über- 
leitungsgesetzes ist klargestellt, daß die für 
die Durchführung des BVG geltenden Ge- 
setze und Grundsätze auch für die Be- 
schädigtenversorgung nach § 86 des SVG 
maßgebend sind, daß also insbesondere für 
die soziale Fürsorge nach §§25 bis 27 BVG 
die bisherigen Zuständigkeiten unberührt 
bleiben und daß die persönlichen und säch- 
lichen Kosten der Beschädigtenversorgung 
wie bei der Versorgung der Kriegsopfer 
zu Lasten der Länder gehen. Bei Streitig- 
keiten in Angelegenheiten der Beschädig- 
tenversorgung richtet sich das Verfahren 
nach den Vorschriften des SGG. 

21. Zu § 87 

§ 87 ist zu streichen. Hieraus folgend sind 
in § 42 Abs. 1 Nr. 2 die Worte „nach § 87“ 
zu streichen und in § 56 Abs. 1 die Worte 
„§ 47 des Soldatengesetzes gilt entspre- 


chend“ durch die Worte zu ersetzen: „Die 
§§ 5 und bisher 47 (jetzt 52) des Soldaten- 
gesetzes gelten entsprechend“. 

Begründung 

Die Notwendigkeit der Streichung der an- 
geführten Vorschriften ergibt sich aus der 
Fassung von § 5 des Soldatengesetzes. 

22. Zu § 88 

§ 88 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Notwendigkeit der Streichung dieses 
Paragraphen ergibt sich aus der Fassung 
von § 30 Abs. 2 des Soldatengesetzes. 

23. Zu § 92 

In § 92 wird nachfolgender Abs. 2 einge- 
fügt: 

„(2) Soweit sich die allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften an Landesbehörden 
wenden, bedürfen sie der Zustimmung des 
Bundesrates.“ 

Begründung 

Klarstellung. 

24. Zu § 92 a 

Es ist nachfolgender § 92 a in das Gesetz 
einzufügen: 

4 92 a 

Das Gesetz über die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter vom 16. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 389) wird wie folgt 
geändert: § 1 Abs. 1 Buchstabe a wird 
wie folgt ergänzt: 

„Einer gesundheitlichen Schädigung im 
Sinne des § 76 des Gesetzes über die Ver- 
sorgung der Soldaten der Streitkräfte der 
Bundesrepublik Deutschland und ihrer 
Hinterbliebenen (Soldatenversorgungs- 

gesetz) vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) oder“.“ 

Begründung 

Es erscheint zweckmäßig, aus Gründen der 
Gesetzestechnik eine ausdrückliche Ände- 
rung des Schwerbeschädigtengesetzes vor- 
zusehen. 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu der Stel- 
lungnahme des Bundesrates vom 20. April 
1956 wie folgt Stellung: 


Zu Abschnitt I 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, 
daß der Gesetzentwurf im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren der Fassung des Soldaten- 
gesetzes anzupassen ist. 


Zu Absdinitt II 

Zu Nr. 1 (Eingangsworte) 

Dem Vorschlag wird im Ergebnis zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 2 (§ 3) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 3 (§ 4) 

a) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

b) Dem Vorschlag wird nur hinsichtlich der 
in § 8 Abs. 4 vorgesehenen Rechtsverord- 
nung zugestimmt. 

Begründung 

Soweit lediglich Angelegenheiten des Dienst- 
herrn, aber nicht Interessen der Länder be- 
rührt werden, besteht für eine Zustimmung 
des Bundesrates kein Bedürfnis. Das trifft zu 
bei den Rechtsverordnungen zu § 16 Abs. 6 
(Beförderungsschnitt), § 25 Abs. 3 (Berufs- 
krankheiten beim Dienstunfall), § 52 Abs. 3 
(Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbe- 
züge) und § 84 Abs. 4 (Flugunfallentschädi- 
gung). In diesen Fällen wird hinter den Wor- 
ten „durch Rechtsverordnung" Jeweils noch 
einzufügen sein „die der Zustimmung des 
Bundesrates nicht bedarf". 


Zu Nr. 4 (§ 8) 

a) Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß Abs. 1 Nr. 1 und 2 fol- 
gende Fassung erhalten: 

1. von den freien, freiwerdenden und 
neugeschaffenen planmäßigen Be- 
amtenstellen des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
mit mehr als zehntausend Einwoh- 
nern, sowie anderer Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts jede sechste Stelle des 
einfachen und des mittleren Dienstes 
und jede neunte Stelle des gehobenen 
Dienstes, 

2. von den durch Angestellte zu beset- 
zenden freien, freiwerdenden und neu- 
geschaffenen Stellen des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) mit mehr als zehntausend 
Einwohnern, sowie anderer Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts jede zehnte Stelle 
innerhalb der tariflichen Vergütungs- 
gruppen, die dem einfachen, dem 
mittleren oder dem gehobenen Be- 
amtendienst entsprechen, wenn diese 
Stellen nicht einem vorübergehenden 
Bedarf dienen. 

Begründung 

Die Beschränkung des Stellenvorbehalts 
auf die freiwerdenden Stellen erscheint 
vertretbar. Allerdings müssen dann zur 
Verdeutlichung wie in§15Gl31 auch 
die freien und neugeschaffenen Stellen 
ausdrücklich genannt werden. Die Um- 
stellung macht es erforderlich, von der 
bisherigen und der vorgeschlagenen For- 
mulierung abzugehen. Es muß Vorsorge 
getroffen werden, daß die jährlich insbe- 
sondere bei kleinen Verwaltungen anfal- 
lenden Bruchteile von Stellen aufgefan- 
gen werden. Jede neunte Stelle des ge- 
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hobenen Dienstes, die durch den Stellen- 
vorbehalt ln Anspruch genommen wer- 
den soll, entspricht 11,1 vom Hundert, 
jede sechste Stelle des mittleren und des 
einfachen Dienstes 16,6 vom Hundert der 
zu besetzenden Stellen. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die einheitliche Behandlung des öffent- 
lichen Dienstes sollte, von den ln Ab- 
satz 3 bereits festgelegten Ausnahmen ab- 
gesehen, nicht zusätzlich durchbrochen 
werden. Der Stellenvorbehalt würde 
sonst seine Bedeutung verlieren. 

c) und d) Dem Vorschlag wird nicht zuge- 

stimmt. 

Begründung 

Eine weltergehende Änderung der 
Sätze des Stellenvorbehalts, als sie 
unter Buchstabe a vorgenommen 
Ist, Ist nicht vertretbar. Die Sätze 
entsprechen dem voraussichtlichen 
Bedarf bei der Unterbringung aus- 
scheidender Soldaten. Sie berück- 
sichtigen auch die Belange des zi- 
vilen Nachwuchses. Eine weitere 
Herabsetzung des Stellenvorbe- 
halts für den gehobenen Dienst 
müßte zur Folge haben, daß ge- 
rade für einen Teil des qualifizier- 
ten und stiebsarneji Unleroffi- 
ziersnachwuchses nicht genügend 
Anreiz besteht, sich für eine 
Wehrdienstzeit von 12 Jahren zu 
verpflichten. Ohne ein geistig auf- 
geschlossenes und bewegliches Un- 
teroffizierskorps wird aber auch 
die Neuordnung der „Inneren 
Führung“ beeinträchtigt. Befürch- 
tungen wegen der Eignung der 
Bewerber für den gehobenen 
Dienst sind unbegründet. Da der 
Soldat auf Zeit nicht von vorn- 
herein in das Dienstverhältnis auf 
12 Jahre berufen wird, bedeutet 
eine Weiterverpflichtung auf 
12 Jahre bereits eine Qualitäts- 
auslese. Außerdem gewährleistet 
der im § 4 Abs. 2 Nr. 1 ange- 
sprochene dienstzeitbegleitende 
Unterricht, daß der Bewerber auch 
den Anforderungen des gehobenen 
Dienstes gewachsen ist. 


DD 


e) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Es gelten die gleichen Erwägungen wie 
bei Buchstabe b. Unterzieht sich im übri- 
gen ein Inhaber eines Zulassungsscheines 
der für die württemberglschen Bezirks- 
notare vorgesehenen Sondcrausblldung, 
dann sollten ihm auch diese Stellen zu- 
gänglich sein. 

f) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


zugestimnit. 


zugestimmt. 


zugestimmt. 


zugestimmt. 


zugestimmt. 


zugestimmt. 


a) Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß Absatz 3 statt durch die 
Worte „neben Witwengeld“ durch fol- 
genden zweiten Satz ergänzt wird: 

„Dies gilt nicht, wenn der Verschollene 
zurückgekehrt ist und die Ehelichkeit des 
Kindes nicht angcfochtcn hat.“ 

Begründung 

Es darf nicht nur der Fall erfaßt werden, 
daß der verschollene Ehemann der Mut- 
ter zurückkehrt und die Ehelichkeit des 
Kindes nicht anficht. Es muß auch die 
Möglichkeit berücksichtigt werden, daß 
er ln einem späteren Zeitpunkt stirbt. 
Würden nur die Worte „neben Witwen- 
geld“ eingefügt, dann würden die Kin- 
derzuschläge nunmehr wieder entfallen. 
Die Tatsache, daß der Ehemann zu sei- 
nen Lebenszeiten die Ehelichkeit des Kln- 


Zu Nr. 5 (§ 17) 
Dem Vorschlag wird 

Zu Nr. 6 (§ 29) 
Dem Vorschlag wird 

Zu Nr. 7 (§ 31) 

Dem Vorschlag wird 

Zu Nr. 8 (§ 33) 

Dem Vorschlag wird 

Zu Nr. 9 (§ 36) 

Dem Vorschlag wird 

Zu Nr. 10 (§ 40) 
Dem Vorschlag wird 



des nicht angefochten hat, muß aber fort- 
gelten. Ein entsprechender Zusatz wird 
auch in den § 40 Abs. 2 aufzunehmen sein. 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 12 (§ 46) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 13 (§ 59) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 14 (§ 60) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 15 (§ 66) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Für die Übergangszeit erscheint es erforder- 
lich, alle ehemaligen Beamten, berufsmäßigen 
Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes und 
Berufssoldaten, die in die Bundeswehr ein- 
treten, hinsichtlich der Berücksichtigung 
einer amtslosen Zeit nach dem 31. Marz 1951 
als ruhegc'haltfähige Dienstzeit gleichmäßig 
zu behandeln. 

Zu Nr. 16 (§ 67) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 17 (§ 74) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der § 74 nimmt die Grundgedanken des 
§ 74 G 131 auf. Er führt lediglich einen Per- 
sonenkreis nach, der sich auf § 74 G 131 
nicht berufen kann. Es sind dies die Berufs- 
offiziere der ehemaligen Wehrmacht mit we- 
niger als zehn und die Berufsunteroffiziere 
der ehemaligen Wehrmacht mit weniger als 
zwölf Dienstjahren. Da auch Beamte zur 
Wiederverwendung mit einer Dienstzeit von 
weniger als zehn Jahren zu dem Personen- 
kreis des ^ 74 G 131 gehören, bringt die vor- 
gesehene Regelung keine Sondervorteile für 
Berufssoldaten. Vielmehr nimmt sie nur eine 
Gleichstellung dieser Berufssoldaten mit den 
Berufsbeamten vor, nachdem ihnen auf 
Grund ihres Wehrdienstes in der Bundes- 
wehr eine Anwartschaft auf Ruhegehalt 
und Hinterbllebenenversorgung gewährlei- 


stet ist. Es hat sich im übrigen gezeigt, daß 
die Soldaten, die sich zum Dienst in der 
Bundeswehr melden, Wert auf diese Bestim- 
mung legen. Nachteile für die Betroffenen 
können aus ihr kaum erwachsen. 

Zu Nr. 18 (§ 81) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 19 (§ 82) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 20 (§ 86) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Dem Bund als Dienstherrn der Bundeswehr 
obliegt die Fürsorgepflicht für die Soldaten. 
Seine vornehmste Aufgabe ist hierbei die 
Sorge für die Beschädigten. Dieser Verpflich- 
tung kann sich der Dienstherr nicht -dadurch 
entziehen, daß er die Durchführung der Be- 
schädigtenversorgung anderen Behörden 
überläßt. 

Des weiteren würde Absatz 2 der vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Fassung eine Zwei- 
gleisigkeit des Rechtsmittelverfahrens zur 
Folge haben. Nach § 51 Abs. 2 SGG gehören 
zu den Angelegenheiten -der Kriegsopferver- 
sorgung nicht Maßnahmen auf -dem Gebiete 
der sozialen Fürsorge nach §§ 25 bis 27 BVG. 
Für Rechtsstreitigkeiten auf diesem Gebiet 
sind demnach die allgemeinen Vcrwaltungs- 
gerlchte zuständig. Diese im Interesse einer 
einheitlichen Rechtsprechung auch im Rah- 
men des Soldatenversorgungsgesetzes erfor- 
derliche Zuständigkeitsabgrenzung wäre nicht 
gewahrt. 

Zu Nr. 21 (§ 87) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 22 (§ 88) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 23 (§ 92) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 24 (§ 92 a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 



